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ZUSAMMENFASSUNG

Zusammenfassung

Der Anteil der pflegebediirftigen Menschen in
Deutschland ist aufgrund der wachsenden Le-
benserwartung in den letzten 20 Jahren um 30
Prozent gestiegen. Ein Drittel der derzeit 2,5
Millionen Pflegebedirftigen wird in Pflegeheimen
vollstationar betreut. Obwohl sich die Qualitat der
Altenpflege stetig verbessert hat und Heimbewoh-
ner_innen heute zunehmend als selbstbestimmte
Individuen mit eigenen Rechten betrachtet wer-
den, sind die Rechte dlterer Menschen auf Ge-
sundheit, kérperliche Unversehrtheit, Freiheit der
Person, soziale Teilhabe, Partizipation oder dem
Schutz vor Gewalt immer noch nicht ausreichend
verwirklicht. Auch die Rechte der Pflegekréafte sind
aufgrund der nach wie vor vorherrschenden pre-
karen Arbeitsbedingungen in der Altenpflege nicht
ausreichend geschutzt.

Welche Rolle spielen Menschenrechte im Pflege-
alltag? Was wissen die verschiedenen Akteure im
Pflegesektor Gber Menschenrechte? Wie wird das
vorhandene Wissen umgesetzt? Welche Men-
schenrechtsaspekte sind in der Langzeitpflege

besonders relevant? Und was kann konkret getan
werden, um die Rechte der Bewohner_innen in
Pflegeheimen zu wahren und zu férdern? Auf diese
Fragen gibt die vorliegende Analyse auf Basis
einer qualitativen Untersuchung in finf Pflegehei-
men Antworten. Wenngleich die Ergebnisse nicht
reprasentativ fr die stationare Langzeitpflege
insgesamt sind, bieten sie doch vertiefte Einblicke
in die Bedeutung und Verwirklichung der Men-
schenrechte im Pflegealltag aus dem Blickwinkel
von Heimleitungen, Pflegekraften und Bewoh-
ner_innen. Dabei werden quantitative Ergebnisse,
insbesondere die Prifberichte des Medizinischen
Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen (MDS), ergédnzend herangezogen.

Die Analyse bietet zudem einen Uberblick {iber
den menschenrechtlichen Rahmen sowie die wich-
tigsten rechtlichen und politischen Entwicklungen.
Sie schlieBt mit Empfehlungen zur Starkung der
Menschenrechte in der stationaren Langzeitpflege
in Deutschland.



EINLEITUNG

1 Einleitung

In Deutschland sind derzeit circa 20 Prozent der
Bevodlkerung uber 65 Jahre alt. Der Anteil der
Pflegebediirftigen unter den Alteren ist wegen
der wachsenden Lebenserwartung in den letzten
20 Jahren um 30 Prozent gestiegen. Von den
mehr als 2,5 Millionen Pflegebedirftigen wird ein
Drittel in Pflegeheimen vollstationar betreut, die
uberwiegende Mehrheit der vollstationar gepfleg-
ten Menschen ist Gber 80 Jahre alt und in ihren
Alltagskompetenzen erheblich eingeschrénkt.'

Obwohl die nationale Aufsichtsbehorde - der Me-
dizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der
Krankenkassen (MDS) - eine stetige Verbesserung
der Qualitat von Diensten in Pflegeheimen ver-
zeichnet, kommt es in vielen Institutionen immer
noch zu Defiziten bei der Nahrungs- und Flissig-
keitsversorgung, bei der Gesundheitsversorgung,
zu Freiheitsbeschrankungen, Vernachlassigungen
und zu Gewalt.?

Politiker_innen, Volkswirtschaftler_innen, Ge-
rontolog_innen und andere Fachleute fordern,
das Pflegesystem in Deutschland tiefgreifend zu
reformieren, damit es den Bedurfnissen alterer
Menschen und der rasch ansteigenden Nachfra-
ge gerecht werden kann.® Pflegekritiker_innen
fordern insbesondere die starkere Beachtung der
Menschenrechte in der Langzeitpflege.

Der Schutz und die Férderung der Menschen-
rechte in der stationdren Pflege haben bislang
nicht ausreichend Eingang in rechtliche, politische
oder padagogische Vorgaben gefunden. Deshalb

1 Statistisches Bundesamt (2015).
2 Kimmel, Andrea / Brucker, Uwe / Schemp, Nadine. (2012).

wollten wir herausfinden, welche Rolle Menschen-
rechte im Pflegealltag spielen: Was wissen die
verschiedenen Akteure im Pflegesektor tber Men-
schenrechte? Wie wird das vorhandene Wissen im
Pflegealltag umgesetzt? Welche Menschenrechts-
aspekte sind in der Langzeitpflege besonders
wichtig? Und was kann konkret getan werden,

um die Menschenrechte der Bewohner_innen in
Pflegeheimen zu wahren und zu fordern? Ziel der
vorliegenden Analyse war es nicht, die Qualitat
pflegerischer Praxis zu messen;’ vielmehr ging es
darum, sich im Rahmen einer qualitativen Unter-
suchung ein Bild von der Bedeutung und Verwirk-
lichung der Menschenrechte im Pflegealltag aus
dem Blick der verschiedenen Akteur_innen zu
verschaffen.

Das Deutsche Institut fiir Menschenrechte fihrte
die dieser Analyse zugrundeliegende empirische
Untersuchung im Rahmen der européischen
Pilot-Studie ,,Human Rights of Older Persons

and Long-Term Care* durch, die vom European
Network of National Human Rights Institutions
(ENNHRI)® konzipiert, koordiniert und durch die
Generaldirektion fur Beschaftigung, Soziales und
Integration der Europdischen Kommission gefor-
dert wurde.

Fir die qualitative Analyse wurden funf Pflege-
heime in ganz Deutschland besucht und 32
Leitfadeninterviews mit diversen Akteur_innen wie
Heimleitungen, Pflegekraften, Heimbewohner_in-
nen und deren Angehorigen gefiihrt. Daneben
wurden wichtige Akteur_innen und politische

3 Bertelsmann Stiftung (2016); Bienstein, Christel, Scharlmann, Jérg (2015); Fussek, Claus (2015); Graber-Diinow, Michael (2015); Zentrum

fiir Qualitat in der Pflege (2015).

4 Dies tun beispielsweise die MDK-Pflegenoten beziehungsweise der sogenannte Pflege-TUV. Seit ihrer Einfiihrung im Jahr 2009 wird die
Aussagekraft dieser Noten allerdings angezweifelt, da schlechte Noten in relevanten Bereichen leicht ausgeglichen werden kénnen und
deshalb viele Heime zu Unrecht ausgezeichnete Pflegenoten erhalten.

5  http://www.ennhri.org/older-persons-project.html (abgerufen am 09.09.2016).


http://www.ennhri.org/older-persons-project.html

EINLEITUNG

Entscheidungstréger_innen im Langzeitpflege-
sektor interviewt: Vertretern_innen des MDS,
der Heimaufsicht, einer Pflegekammer-Initiative
und auch der Beauftragte der Bundesregierung
fur die Belange von Patientinnen und Patienten
sowie Bevollméchtigte fiir Pflege.’ Jedes Heim
wurde personlich besucht und vor Ort beobach-
tet, wie der Alltag der Heimbewohner_innen und
Mitarbeiter_innen tatsachlich gestaltet war: bei
Mahlzeiten, Freizeitangeboten, Festen und bei der
Erledigung hauswirtschaftlicher Tatigkeiten.

Die vorliegende Analyse bietet zunachst einen
Uberblick liber den menschenrechtlichen Rahmen
und die wesentlichen rechtlichen und politischen
Entwicklungen in der Langzeitpflege in Deutsch-
land (Kapitel 3). AnschlieBend werden die empiri-
schen Ergebnisse der Untersuchung vorgestellt:
Dabei wird zum einen in den Blick ggnommen,
welche Rolle die Menschenrechte im Pflegekon-
zept spielen (Kapitel 4). Zum anderen wird aufge-
zeigt, welche Menschenrechte in der Altenpflege
besonders relevant sind und wie sie im Pflegeall-
tag umgesetzt werden (Kapitel 5). Dabei werden
quantitative Ergebnisse, insbesondere die Prif-
berichte des MDS, ergdnzend herangezogen. Die
Analyse schlieBt mit Empfehlungen zur Stérkung
der Menschenrechte in der stationdren Langzeit-
pflege in Deutschland (Kapitel 6).

6 Zum Schutz der Identitdt unserer Interviewpartner_innen sind alle Namen und Ortsnamen fiktiv, sofern nicht anders von der befragten
Person gewiinscht. Die Pflegeheime werden angegeben als Heim 1, 2, 3, 4 und 5.
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2 Datengrundlage und Grenzen der

Untersuchung

Die untersuchte Stichprobe umfasst Pflegeheime
in verschiedenen Umfeldern (stadtisch / landlich,
Ost- / Westdeutschland) und unterschiedlichen
GroBen (von 80 bis Uber 200 Bewohner_innen)
sowie Einrichtungen verschiedener Trager (frei,
gemeinnitzig, privat, kommunal). Da das Deutsche
Institut fir Menschenrechte - anders als andere
Nationale Menschenrechtsinstitutionen” - nicht
uber das Mandat verfligt, Pflegeeinrichtungen
unangekiindigt zu besuchen, konnten die Besu-
che und Interviews nur auf Einladung der betref-
fenden Institutionen durchgefiihrt werden. Die
untersuchten Einrichtungen fiihlten sich von einer
menschenrechtlichen Perspektive auf die Pflege
besonders angesprochen und waren an einer
Kooperation mit dem Institut interessiert. Andere
angefragte Heime lehnten das Teilnahmeangebot
ab. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die
Stichprobe nicht repréasentativ ist und die Men-
schenrechte in den untersuchten Heimen starker
beriicksichtigt werden, als dies liblicherweise der
Fall ist. Die Ergebnisse dieser Analyse kdnnen also
keinesfalls auf die stationare Pflege in Deutsch-
land allgemein Ubertragen werden. Die Berichte
von Prifinstanzen und wissenschaftliche Unter-
suchungen deuten vielmehr auf fortbestehende
Mangel bei der Umsetzung der Menschenrechte in
der stationéren Pflege in Deutschland hin.? Den-
noch bietet unsere Analyse qualitative Einblicke in
die Sicht der an der stationéren Pflege Beteiligten
auf die Rolle der Menschenrechte in der Pflege,
Herausforderungen bei ihrer Umsetzung und Bei-
spiele guter Praxis.

Die Durchfiuhrung der qualitativen Interviews mit
Bewohner_innen waren einigen Einschrankungen
unterworfen: Angesichts des hohen Alters unserer
Interviewpartner_innen mussten die Gesprache
zum einen relativ kurz gehalten werden, da die Be-
fragten schneller ermideten - 30 bis 45 Minuten
im Vergleich zu 60 bis 90 Minuten bei anderen
Interviewpartner_innen (Angehdorige, Pflegekraf-
te, Expert_innen). Zum anderen konnten keine
Gesprache mit Bewohner_innen mit fortgeschrit-
tener Demenz durchgefiihrt werden, da aufgrund
des engen zeitlichen Rahmens keine Moglichkeit
bestand, ein passendes Befragungsinstrument zu
entwickeln. Bewohner_innen mit leichter Demenz
und anderen kognitiven Einschrankungen wurden
jedoch interviewt.

7  Nationale Menschenrechtsinstitutionen sind staatlich finanzierte, jedoch in ihrer Tatigkeit unabhangige zentrale Einrichtungen fiir die
Férderung und den Schutz der Menschenrechte durch den eigenen Staat. Vgl. dazu: http://www.institut-fuer-menschenrechte.de /ue-
ber-uns/nationale-menschenrechtsinstitutionen/ (abgerufen am 09.09.2016).

8  Bertelsmann-Stiftung (2016); Zentrum fiir Qualitét in der Pflege (ZQP) (2015); Grabner-Diinow, Michael (2015); Fussek, Claus (2015);

MILCEA (2012).


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/service/glossar/?tx_contagged%5Bsource%5D=default&tx_contagged%5Buid%5D=557&cHash=8e4fbf8c834337d519e18d65a231f5ba
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/ueber-uns/nationale-menschenrechtsinstitutionen/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/ueber-uns/nationale-menschenrechtsinstitutionen/
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3 Rechtliche und politische Vorgaben fur die
Langzeitpflege in Deutschland

3.1 Menschenrechtliche
Verpflichtungen

Deutschland hat verschiedene internationale
Menschenrechtsvertrige’ ratifiziert und sich damit
verpflichtet, die Menschenrechte und ihre Prinzi-
pien national zu verankern. Fir den Bereich der
Langzeitpflege bedeutet dies, dass der deutsche
Staat die Menschenrechte von Gepflegten und
Pflegenden achten und sie vor Schaden durch
Dritte, beispielsweise in privaten Pflegeheimen,
schiitzen muss. Der Staat ist auch verpflichtet,
Gesetze und Programme fiir menschenwiirdige
Pflege zu schaffen. Die Menschenrechte missen
auch als MaBstab fir die Beurteilung der Qualitat
von Langzeitpflege dienen.

Menschenrechte sind individuelle Rechte: Aus-
gangspunkt ist die jedem Menschen unabhéngig
von seiner Hilfsbedirftigkeit innewohnende Wir-
de. Jede_r Einzelne in verletzlichen Lebenslagen,
also auch ein alterer Mensch in der Pflege, ist ein
Mensch mit eigenen Rechten und nicht nur ein
Flrsorgeobjekt.

Die Verwirklichung der Menschenrechte erfordert
neben der Gewahrleistung einzelner Rechte - wie
dem Recht auf Gesundheit, Wasser und Sani-
tarversorgung, Nahrung oder dem Verbot einer
Misshandlung und Freiheitsentziehung - auch die
Beachtung von Menschenrechtsprinzipien wie
Nichtdiskriminierung, Teilhabe und Inklusion. Da-
bei geht es nicht nur um die Rechte der Gepfleg-
ten, sondern auch um die der Pflegenden, etwa die

Menschenrechte auf faire und gesunde Arbeitsbe-
dingungen und auf Schutz vor Gewalt.

Fir den Bereich der Altenpflege sind vor allem
folgende Menschenrechtsvertrdge von Bedeu-
tung: der Internationale Pakt liber birgerliche
und politische Rechte (UN-Zivilpakt, ICCPR),

der Internationale Pakt tber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt,
ICESCR) und die UN-Behindertenrechtskonven-
tion (UN-BRK). Der UN-Zivilpakt enthélt eine
Reihe von Bestimmungen, die dltere Menschen
in der Langzeitpflege betreffen, beispielsweise
das Recht auf Leben (Art. 6), das Recht, nicht
der Folter oder grausamer, unmenschlicher

oder erniedrigender Behandlung unterworfen zu
werden (Art. 7) und das Recht auf Privatheit und
Familienleben (Art. 17). Der UN-Sozialpakt garan-
tiert in Art. 12 das ,erreichbare HochstmaB an
korperlicher und geistiger Gesundheit®, wahrend
Art. 11 ,,das Recht eines jeden auf einen ange-
messenen Lebensstandard fir sich und seine
Familie, einschlieBlich ausreichender Ernahrung,
Bekleidung und Unterbringung® vorsieht. Diese
Rechte sind fir altere Personen in Pflegeheimen
von besonderer Bedeutung, da diese aufgrund
gesundheitlicher Probleme auf die Unterstitzung
von Pflegekraften angewiesen sind. Vor allem die
UN-Behindertenrechtskonvention enthalt Bestim-
mungen zum Schutz élterer pflegebedurftiger
Menschen: Sie macht Vorgaben zum Abbau von
Barrieren (Art. 9), zur Selbstbestimmung (Art. 14,
15, 25) und zum Recht auf ein Leben in der Ge-
sellschaft (Art. 19).

9 Auf universeller Ebene: Internationaler Pakt {iber birgerliche und politische Rechte (ICCPR), Internationaler Pakt tber wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte (ICESCR), UN-Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (CRPD), UN-Ubereinkommen
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW); auf regionaler Ebene: Européische Menschenrechtskonvention (EMRK),
Europaische Sozialcharta (ESC), Ubereinkommen zur Verhiitung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder

Strafe (CPT).
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Wenngleich diese Bestimmungen in den bestehen-
den Menschenrechtsvertragen auf die Situation
alterer Menschen angewendet werden konnen,
sind Altere bislang in keinem der internationalen
Menschenrechtsvertréage im Fokus. Deshalb wird
immer wieder eine Menschenrechtskonvention
gefordert, die speziell die Menschenrechte alterer
Menschen in den Blick nimmt." Um ihnen im
Menschenrechtsschutzsystem mehr Gewicht zu
verleihen, wurde 2014 die erste unabhangige
Expertin fiir die Menschenrechte Alterer' (Inde-
pendent Expert on the enjoyment of all human
rights by older persons), Rosa Kornfeld-Matte aus
Chile, ernannt.

Mehrere UN-Ausschiisse haben darauf hingewie-
sen, dass bei der Umsetzung der Menschenrech-

te Alterer in Deutschland Verbesserungsbedarf
besteht. Der UN-Menschenrechtsausschuss, der die
Umsetzung des Zivilpakts kontrolliert, wies schon
2004 auf ,die Verletzlichkeit alterer Menschen in
Pflegeheimen hin; aufgrund dieser Situation ist es in
einigen Féllen zu erniedrigender Behandlung und zur
Verletzung ihrer Menschenwiirde gekommen.“'”

Der UN-Sozialpaktausschuss duBerte 2011 seine
Besorgnis dariber, ,,[...] dass der Vertragsstaat
keine hinreichenden MaBnahmen zur Verbesse-
rung der Lage in Pflegeheimen ergriffen hat, in
denen altere Menschen Berichten zufolge in men-
schenunwiirdigen Verhéltnissen leben und wegen
eines Mangels an Fachkraften und der unzulangli-
chen Anwendung von Pflegevorschriften nach wie
vor nicht die geeignete Pflege erhalten (Art. 12).“"°
Und auch der UN-Ausschuss zur Behinderten-
rechtskonvention beschaftigte sich 2015 mit der
Situation Pflegebediirftiger in Deutschland.™

3.2 Das Recht auf zugangli-
che und verfugbare Pflege

Internationale Menschenrechtsvertrage sehen fir
Altere nicht explizit das Recht auf Langzeitpflege
vor." Allerdings enthalten Artikel in diversen Uber-
einkommen Bestimmungen zum Recht auf den
gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsdiens-
ten und die Zusicherung, dass diese erschwinglich
sind, sowie Bestimmungen zum Recht auf die Wahl
eines geeigneten Pflegeumfeldes.

Beziiglich der Wahlmdoglichkeiten des Einzelnen
bei der Art der Pflege wird in Deutschland das
Recht auf Selbstbestimmung und Freiheit als Aus-
gangspunkt genannt. GemaB Art. 19 der UN-BRK
muss Deutschland es Menschen mit Behinderun-
gen ermdglichen, unabhangig in der Gemeinschaft
zu leben. Es steht ihnen frei zu wahlen, wo und mit
wem sie leben wollen. Darlber hinaus muss der
Staat sicherstellen, dass ausreichend Unterstiit-
zung zur Verfligung gestellt wird, um unabhangig
zu leben. Die eigene Entscheidung der alteren Per-
sonen gewinnt damit an Bedeutung. Der Zugang
zu Pflege muss gewahrt werden, ohne Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, Haut-
farbe, Sprache, Religion, politischer oder anderer
Ansichten, nationaler oder sozialer Herkunft, der
Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit,
Besitz, Geburt oder eines anderen Status. Dies ist
von zentraler Bedeutung, um sicherzustellen, dass
altere Personen in einem Pflegeheim ihrer Wahl
leben konnen.

Gruppen von Staatenvertretern, Nichtregierungsorganisationen und nationale Menschenrechtsinstitutionen fordern die Entwicklung einer
neuen Konvention fiir Altere Menschen, siehe Sitzungen der Open ended working group on ageing http://social.un.org/ageing-wor-

Siehe dazu http://www.ohchr.org/EN/Issues/OlderPersons/IE/Pages/IEOlderPersons.aspx (abgerufen am 09.09.2016). In ihrem zwei-
ten Bericht befasst sich die Unabhangige Expertin mit den Rechten auf Autonomie und Pflege und empfiehlt von internationalen Normen
abgeleitete nationale Gesetze, die die Fragmentierung der einzelnen Pflegebereiche verhindern und eine ganzheitliche Unterstiitzung aus
sozialen und gesundheitlichen Hilfen ermdglichen soll. Vgl. dazu Report of the independent Expert on the enjoyment of all human rights by

10
king-group/ (abgerufen am 09.09.2016).
11
older persons, Rosa Kornfeld-Matte (2015) A /HRC /30 / 43.
12 UN, Menschenrechtsausschuss (2004), Abs. 17.
13 UN, Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (2011), Abs. 27.
14 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Abs. 33.
15

Allerdings gibt es einige regionale Menschenrechtsvertrage, die das Recht auf Pflege abdecken, beispielsweise die kiirzlich verabschiedete
Interamerikanische Konvention zum Schutz der Menschenrechte Alterer. Sie enthlt in Art. 12 das Recht auf Pflege.


http://social.un.org/ageing-working-group/
http://social.un.org/ageing-working-group/
http://www.ohchr.org/EN/Issues/OlderPersons/IE/Pages/IEOlderPersons.aspx
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3.3 Rechtliche und politische
Rahmenbedingungen fiir die
Pflege in Deutschland

1995 wurde mit dem Sozialgesetzbuch (SGB) XI
die Pflegeversicherung in Deutschland einge-
fuhrt. Diese gesetzliche Versicherung deckt einen
Teil der Kosten fiir die Pflege zu Hause oder im
Heim ab. Gewahrt wird sie Personen, die tber
einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten
einen erhohten Bedarf an Pflege oder Hilfe im
Haushalt haben. Sie hilft ihnen, ein unabhangiges
und selbstbestimmtes Leben zu fihren. Mit der
Einflhrung der Pflegeversicherung wurde das
Risiko, pflegebedurftig zu werden, als allgemei-
nes Lebensrisiko identifiziert. Der Beitrag zur
Pflegeversicherung basiert auf dem Beitragssatz
und dem steuerpflichtigen Einkommen der Mit-
glieder.™

AngestoBen unter anderem durch die Kritik des
Européischen Komitees zur Verhiitung von Folter
(CPT) an menschenunwirdigen Bedingungen in
Pflegeheimen in Deutschland im Jahr 2000,"
wurden verschiedene MaBnahmen ergriffen, um
die Qualitat der Pflege zu verbessern und die
Durchsetzung von Menschenrechten im Pfle-
gesystem zu fordern: 2003 wurde der ,,Runde
Tisch Pflege® eingeflihrt, der aus Expert_innen
aus unterschiedlichen Verantwortungsbereichen
der Pflege im Alter bestand. Mit ihrer Unterstdit-
zung und Beratung wurde die Charta der Rechte
hilfe- und pflegebediirftiger Menschen, auch Pfle-
ge-Charta genannt, erstellt.”® Die Pflege-Charta
ist ein unverbindliches Instrument mit Leitlinien
zur Verbesserung der Pflege; ihre Umsetzung wird
weder Uberwacht noch durch externe Qualitats-
sicherungsstellen evaluiert. Die aktive Forderung

der Charta wurde 2012 mit Ende der Finanzie-
rung durch die beteiligten Ministerien und der
Auflosung des Pflege-Charta-Biiros eingestellt.
Insgesamt war die Realisierung der Pflege-Charta
zu sporadisch, als dass sie wirklich zu landes-
weiten Verbesserungen geflhrt hatte, obwohl in
einigen Pilotprojekten durchaus gute Ergebnisse
erzielt wurden."”

2008 wurde das Pflegeweiterentwicklungsge-
setz eingefiihrt und dadurch die hausliche Pflege
gestarkt. Im Gesetz ist der Rechtsanspruch auf
individuelle Pflegeberatung verankert. Das Gesetz
regelt erstmals die Situation von Menschen mit
begrenzten Lebenskompetenzen. Ein weiterer As-
pekt der Gesetzesreform waren MaBnahmen zur
Verbesserung der Pflegequalitat in Pflegeheimen
und von Pflegedienstleistern. Seit 2009 veroffent-
lichen die Medizinischen Dienste der Kranken-
kassen (MDK) jahrlich ihre Kontrollberichte liber
anerkannte Pflegeeinrichtungen. Zeitgleich wurden
die Pflegenoten - der sogenannte Pflege-TUV -
eingefiihrt, mit denen die Qualitat der Pflege in
den Heimen bewertet wird. Die Aussagekraft der
Pflegenoten wird allerdings immer wieder in Frage
gestellt.”® Auf der Grundlage der jahrlichen Berich-
te der MDK erstellt der Medizinische Dienst des
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V.
(MDS) alle drei Jahre einen allgemeinen Bericht
uber die Entwicklungen der Qualitat in der Pflege
in Deutschland.

Nach langen Diskussionen tber die Entwicklung
eines neuen Pflegekonzeptes beauftragte das
Bundesministerium fiir Gesundheit in der vergan-
genen Legislaturperiode (2009-2013) ein bera-
tendes Expertengremium mit der Erstellung eines
neuen Pflegekonzeptes. Kernstiick des Gutachtens
war die Erarbeitung einer neuen Definition des

16 Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung wurde am 1. Juli 2008 von 1,7 Prozent auf 1,95 Prozent um 0,25 Prozent erhéht. Fir Kinderlose
betrégt der Beitragssatz bis zu 2,2 Prozent des Bruttolohns. Die hoheren Sétze fir die Pflegeversicherung sollten bis 2014 ausreichend

sein. Danach sollten die Zusatzbeitrége alle 3 Jahre erh6ht werden.

17  CPT (European Committee for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment) (2003): Report to the Ger-
man Government on the visit to Germany from 3 to 15 December 2000). http://www.cpt.coe.int/documents/deu/2003-20-inf-eng.pdf.
18 https://www.pflege-charta.de/en/home.html (abgerufen am 09.09.2016).

19 Siehe hierzu auch Emmer De Albuquerque Green, Caroline (2016).

20 Laut einer Studie der Bertelsmann Stiftung von 2016 ist die Qualitdt der Betreuung viel schlechter, als die Noten des Medizinischen
Dienstes suggerieren. Auch wenn jedes vierte Heim die Bestnote von 1,0 erreicht, werden dort viele Missstdnde hingenommen oder nicht
addquat dokumentiert. Der Grund: Die Werte werden iber alle gepriiften Kriterien und alle {iberpriiften Pflegebedirftigen hinweg berech-
net. Aufgrund dieser Berechnungsmethodik kénnen Méngel in einem relevanten Bereich durch ein anderes - moglicherweise weniger

relevantes - Kriterium ausgeglichen werden.


https://www.pflege-charta.de/en/home.html
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Pflegebediirftigkeitsbegriffs, der auch an Demenz
erkrankte Personen einschlieBen sollte. Der Be-
richt’' wurde 2013 verdffentlicht. Er schldgt einen
Pflegebediirftigkeitsbegriff vor, der klar definiert,
wer unter die neuen Pflegegrade fallt, und emp-
fiehlt ein neues Uberpriifungsverfahren fiir die
Langzeitpflege.

2013 stellte die Ombudsfrau zur Entbirokra-
tisierung der Pflege die ersten Ergebnisse der
Umsetzung einer Strategie zur Verringerung von
Biirokratie vor.”” Sie legte ein Konzept fiir die
Vereinfachung der Pflegedokumentation vor. Nach
einer praktischen Prifung mit wissenschaftlicher
Beratung zu speziellen Themen, beispielsweise
zum Thema der Haftung, wurde im April 2014 ein
Abschlussbericht veroffentlicht. Das Bundesge-
sundheitsministerium hat im Anschluss daran ein
Projekt zur Einfliihrung der Dokumentationsreform
gestartet.”” Dabei stellte sich heraus, dass die Ver-
einfachung der Dokumentation zu einer unzurei-
chenden Absicherung des Pflegepersonals flihren
kann. Es muss also sichergestellt werden, dass die
Dokumentation ein ausreichendes MaRB an Trans-
parenz schafft, damit die Behandlung nachverfolgt
werden kann.

2012 wurde das Pflegeneuausrichtungsgesetz
eingefiihrt, mit dem die hausliche Pflege gestarkt
wurde. Eine Innovation war die Einfiihrung der
Pflegestufe 0, durch die Demenzkranke in das
Pflegesystem aufgenommen werden konnten.

2014 wurde das Amt eines Beauftragten der Bun-
desregierung fiir die Belange der Patientinnen und
Patienten sowie Bevollmachtigter fur Pflege fiir das
Bundesministerium fur Gesundheit neu geschaffen.

2015 wurde das erste Pflegestarkungsgesetz
(PSG 1) mit dem Ziel eingefiihrt, die Leistungen fir
Patient_innen zu erhéhen und einen Pflegevorsor-
gefonds zur Sicherung der finanziellen Unterstut-
zung ins Leben zu rufen. Diese Reform hat pfle-
gende Angehorige etwas entlastet, da der Zugang

zu mehr Unterstltzung und zu zusatzlichen Diens-
ten ermdglicht wurde. Die Erhdhung der Zahl der

Betreuungskréfte in Pflegeheimen von 25.000 auf
45.000 wurde gesetzlich verankert. Aufgrund der

kurzen Zeitspanne sind noch keine Daten verfiig-

bar, mit denen belegt werden kdnnte, ob sich der

Lebensalltag der Pflegekréfte und die Qualitat der
Pflege seither verbessert haben.

Mit dem zweiten Pflegestarkungsgesetz (PSG Il)
wurde 2016 eine neue Definition der Pflegebe-
durftigkeit eingefihrt. Die Unterteilung zwischen
Pflegebedirftigen mit kdrperlichen Einschrankun-
gen und Demenzkranken (oder anderen psychi-
schen Erkrankungen) wurde damit aufgehoben.
Der Schwerpunkt liegt jetzt auf der individuellen
Pflegebediirftigkeit. Da der reale Unterstiitzungs-
bedarf effektiver erfasst wird, profitieren Pflege-
bedirftige, ihre Angehorigen und Pflegefachkrafte
von dieser Reform. Das neue Bewertungsver-
fahren und die Anderungen in Bezug auf die
Leistungsbeitréage fiir Pflegebedirftige treten am
1. Januar 2017 in Kraft.

2016 wurde eine neue Gesetzesvorlage zur Re-
formierung der Ausbildung von Pflegefachkréften
vorgelegt, die fir alle Pflegefachkrafte, unabhangig
von ihrer jeweiligen Spezialisierung (Krankenhaus,
Padiatrie, Geriatrie), eine einheitliche, umfassende
Ausbildung vorsieht. Allerdings wird kritisiert, der
Verzicht auf eine Spezialisierung der Pflegekrafte
sei nicht praktikabel. Der Abschluss einer einheitli-
chen Ausbildung wiirde allerdings die Grundlage fiir
die Einflhrung einheitlicher Lohne und die Anglei-
chung des Ansehens aller Pflegeberufe legen.

Inwieweit die letzten Reformen die Menschenrech-
te in der Praxis tatsachlich fordern, kann erst die
zukUnftige Umsetzung zeigen. Die Zielrichtung der
Reformen ist menschenrechtlich jedenfalls positiv
zu bewerten. Sie bieten die Chance zu weiteren
Verbesserungen im Sinne eines paradigmatischen
Wechsels sowohl bei der Pflegequalitat als auch
bei bisher giiltigen Pflegekonzepten.

21 Bericht des Expertenbeirats zur konkreten Ausgestaltung des neuen Pflegebediirftigkeitsberichts http://www.bmg.bund.de /fileadmin/
dateien/Publikationen/Pflege /Berichte /Bericht_Pflegebegriff_RZ_Ansicht.pdf (abgerufen am 09.09.2016).
22 http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_ (abgerufen am 09.09.2016). Kommunikati-

on_Beikirch-PNG_kurz.pdf (abgerufen am 09.09.2016).

23 Weiterfiihrende Informationen und diverse Abschlussberichte: http://www.bmg.bund.de/themen/pflege /entbuerokratisie-

rung-in-der-pflege.html (abgerufen am 09.09.2016).


http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Publikationen/Pflege/Berichte/Bericht_Pflegebegriff_RZ_Ansicht.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Publikationen/Pflege/Berichte/Bericht_Pflegebegriff_RZ_Ansicht.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_
http://www.bmg.bund.de/themen/pflege/entbuerokratisierung-in-der-pflege.html
http://www.bmg.bund.de/themen/pflege/entbuerokratisierung-in-der-pflege.html
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4 Der Menschenrechtsansatz in der Konzep-

tualisierung von Pflege

Das nachfolgende Kapitel widmet sich den rechtli-
chen und pflegekonzeptionellen Rahmenbedingun-
gen und ihren Auswirkungen auf eine menschen-
wirdige Pflege. Es zeigt auf, dass der Kerngedanke
guter Pflege einen Fokus auf die Selbstbestim-
mung der Gepflegten hat und dies zu einem Para-
digmenwechsel fihrt: Pflegepatient_innen werden
nicht mehr als reine Flrsorgeobjekte betrachtet,
sondern als unabhangige Individuen mit eigenen
Rechten. Des Weiteren werden das Wissen der
unterschiedlichen Akteure in der Pflege Gber Men-
schenrechte sowie die strukturellen Rahmenbedin-
gungen der Pflegekrafte dargestellt.

4.1 Weg vom Fursorge-
modell hin zu mehr Selbst-
bestimmung

Bereits vor einem Jahrzehnt legte eine vom
Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ) beauftragte Expert_in-
nenkommission dar, dass Pflege dann qualitativ
hochwertig ist, wenn sie Bewohner_innen aktiviert
und in Einklang mit ihren Wiinschen und Kompe-
tenzen steht.” Dieser Ansatz hat sich rechtlich in
den Reformen des Pflegeversicherungsgesetzes
niedergeschlagen, wobei die Rechte und Fahigkei-
ten der einzelnen Pflegeheimbewohner_innen fiir
die Gesetzgeber von immer groBerer Bedeutung
werden.

Aktuell organisieren die meisten Pflegeeinrichtun-
gen in Deutschland ihre Arbeit auf Grundlage des
Modells der ,fordernden Prozesspflege® nach dem
Ansatz der Gerontologin und Krankenschwester
Monika Krohwinkel.” Das besondere Merkmal

24 BMSFJ (2006).
25 Krohwinkel, Monika (2013); Miiller, Herbert (2015).

der foérdernden Prozesspflege liegt in der Neu-
definierung von Pflegepatient_innen: Sie werden
nicht mehr als reine Flirsorgeobjekte betrachtet,
sondern als unabhéngige Individuen. Diesbezliglich
konvergiert dieses Pflegemodell mit der Men-
schenrechtsperspektive und erkennt das Recht
von Pflegeheimbewohner_innen auf Selbstbestim-
mung, soziale Inklusion, auf ein HochstmaRB an
Gesundheit und auf andere Rechte zum Schutze
der personlichen Freiheit implizit an und fordert
es. Die fordernde Prozesspflege wird in der Alten-
pflege-Ausbildung vermittelt und ist darlber hinaus
auch Grundlage fir politische Entscheidungen

im Bereich der Langzeitpflege, beispielsweise die
»MaBstabe und Grundsétze zur Sicherung und Wei-
terentwicklung der Pflegequalitat®, die im SGB XI
beschrieben werden. Auch die Pflege-Evaluations-
programme des Medizinischen Dienstes des Spit-
zenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. (MDS)
basieren auf dem Modell der fordernden Prozess-
pflege. Einige Landesgesetze haben dariiber hinaus
Menschenrechtsprinzipien aufgenommen.

Good-Practice-Beispiel:
Aufsicht flr unterstiitzende Wohnformen in
Brandenburg

Die Aufsicht flr unterstiitzende Wohnformen im
Land Brandenburg hat ein Konzept zur Prifung
der Versorgungsqualitat im Pflegesektor entwi-
ckelt. Bei der Priifung steht nicht die medizini-
sche Pflegequalitat im Mittelpunkt, sondern die
Fahigkeit der Bewohner_innen, ein unabhéangiges
und selbstbestimmtes Leben zu fiihren.

»,Das Leben eines Menschen in der Pflegeein-
richtung besteht eben nicht nur aus Pflege,
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sondern aus vielen anderen Dingen auch. Der
Mensch lebt dort, er méchte dort gut essen,

er mochte gut angezogen sein, er hat vielleicht
noch ein Sexualleben, er hat Angehorige, er
madchte kulturelles Leben ermdéglicht bekom-
men. Und das ist dieses Ganzheitliche, was wir
prifen.®

Leiterin des Dezernats fiir Aufsicht fiir unterstiit-
zende Wohnformen

Die Nachweiskriterien, die die Uberwachungs—
verfahren der Heimaufsicht lenken, umfassen
verschiedene individuelle Rechte, unter ande-
rem das Recht auf den Schutz der Wiirde gegen
Beeintrachtigung, das Recht auf freie Entfaltung
der Personlichkeit sowie das Recht auf Freiheit
der Person, die im Brandenburgischen Pflege-
und Betreuungsheimgesetz verankert sind.”

Die Tatsache, dass Pflegeheimbewohner_innen
groBere Selbstbestimmung gewéahrt wird, ist ein
paradigmatischer Wandel in Bezug auf die Anfor-
derungen an die Pflege. Sie sind ein Fortschritt auf
dem Weg von paternalistischen hin zu demokra-
tischen Strukturen in der Pflegeorganisation und
-auslibung. Dieser paradigmatische Wandel wird
auch in den subjektiven Einschatzungen unserer
Interviewpartner_innen deutlich.

»Als ich angefangen habe, war es bei man-
chen Kollegen so: Das ist unser Haus, und
der Bewohner tut das, was ich ihm sage. Und
das hat sich Gott sei Dank geandert. Und ich
bin ganz froh, dass sich da Pflege auf jeden
Fall auf einen ganz guten Weg gemacht hat,
wirklich zu erkennen, dass der alte Mensch
der Mittelpunkt ist, und dass er entscheidet,
wie er leben mochte, was er tun mochte und
dass es sein Zuhause ist.“
Pflegedienstleitung, Heim 1

Einige Interviewpartner_innen sehen sich selbst
als aktive Teilnehmer_innen dieser Verdnderungen

und als Multiplikator_innen des paradigmatischen
Wandels:

»Ende der Achtziger, Neunziger habe ich wirk-
lich sehr, sehr viele schlimme Dinge erlebt,
gerade wenn es jetzt um die Menschenrechte
geht. Also angefangen mit unbehandeltem
Dekubitus, dass der Patient wundliegt. An-
gefangen damit, dass die Menschen zum Teil
nicht mit ,Sie‘ angesprochen wurden, oder sie
wurden auf den Toilettenstuhl gesetzt und be-
kamen dann etwas zu essen. Meiner Meinung
nach waren es damals wirklich furchtbare
Zustande. Und ich glaube, das hat mich auch
sehr gepragt, mal eine Position anzustreben,
wo die Einflussnahme einfach eine andere ist.“
Pflegedienstleitung, Heim 4

Trotz der impliziten Aufnahme wesentlicher
Menschenrechtsprinzipien in die Grundlagen der
Langzeitpflege bestehen bei der tatsachlichen
Durchsetzung dieser Prinzipien nach wie vor
Defizite. Berichte diverser Experten_innen” legen
nahe, dass Gewalt, Vernachlassigung und erniedri-
gende Behandlung noch immer regelmaBig in deut-
schen Pflegeheimen anzutreffen sind, auch wenn
einige Formen der Gewaltanwendung gegen Altere,
beispielsweise mechanische Mobilitatsbeschran-
kungen, allméhlich abnehmen.” Die jiingste Studie
der Bertelsmann Stiftung® weist in deutschen
Pflegeheimen auch auf Defizite bei der Versorgung
mit Nahrung und Flissigkeiten hin.

4.2 Wissen liber Menschen-
rechte und ihre Auslegung

Die Mehrheit der qualifizierten Pflegefachkrafte,
mit denen wir gesprochen haben, verfligt Gber ein
facettenreiches Wissen iber Menschenrechte. Im
Zentrum stehen dabei immer die Wirde und die
Selbstbestimmung.

26 Vgl. dazu Landesamt fiir Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg (2015). Das Landesamt kontrolliert gem&B Brandenburgisches
Pflege- und Betreuungswohngesetz - BbgPBWoG die Pflegeheime in Brandenburg. Das Gesetz ist zu finden unter: https://bravors.bran-
denburg.de/de/gesetze-212541 (abgerufen am 09.09.2016). Zentrum fiir Qualitét in der Pflege (ZQP) (2015); Graber-Diinow, Michael

(2015); Fussek, Claus (2015).

27  Zentrum fir Qualitat in der Pflege (ZQP) (2015); Graber-Diinow, Michael (2015), Fussek, Claus (2015).

28 MDS (2014).
29 Bertelsmann-Stiftung (2016).


https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212541
https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212541
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»lch mochte, dass ein Mensch so lange wie
moglich selbstbestimmt leben kann. Denn
das hat was mit Wirde und Respekt dem
Menschen gegenuber zu tun. Und ich denke
auch, dass der Mensch sich dadurch auch
geschatzt fuhlt, dass ich ihm das dann auch
zugestehe, weil - ich sage mal - es ist schon
was anderes, wenn jemand mich respektvoll
behandelt und auch auf meine Selbstbestim-
mung eingeht und mich auch noch selber
Dinge machen lasst und das nicht einfach
uberstilpt.”

Pflegedienstleitung, Heim 1

Wirde wird somit als Achtung der Selbstbestim-
mung verstanden. Die Achtung der Wiirde ist ein
zentrales Element der ,fordernden Prozesspflege®,
die in Deutschland unterrichtet und praktiziert
wird. Unsere Interviewpartner_innen fihrten viele
Beispiele fiir die Achtung der Menschenrechte von
Bewohner_innen auf: von uneingeschrankter Mo-
bilitat und der freien Wahl der Aktivitaten tagsiiber
bis hin zur Méglichkeit, im Pyjama zu friihstiicken,
eigene Haustiere zu halten, zu rauchen oder ein
Glas Wein vor dem Zubettgehen zu trinken. Weite-
re Praxisbeispiele waren:

- ein mobiles Wahllokal, das es Heimbewohner_
innen ermdglicht zu wahlen (Heim 2),

- Mobilisierung der Bewohner_innen durch Reha-
bilitationsprogramme, beispielsweise Sturzpra-
vention (Heim 4)

- spezielle Hilfestellung fiir demente Patient_in-
nen in einem eigens dafir eingerichteten
Raum (Heim 2),

- eigenstandige Entscheidungen der Heimbewoh-
ner_innen Uber ihre Hygiene, Erndhrung und
Gesundheitsversorgung (Heim 3, Heim 1).

»Mittlerweile ist das Konzept der Wiirde so
tief in der Ausbildung verankert, dass es
unmoglich ist, es zu umgehen, unabhangig
davon, welchen Qualifikationsgrad man
anstrebt.”

Expertin im Bereich Pflegepadagogik und
Arbeitsbedingungen

Alle befragten Pflegekréafte verfligten iber impli-
zites Wissen Uber die Grundprinzipien der Men-
schenrechte. Dennoch gab es Unterschiede in der
Art und Weise, wie der ,Schutz der Wiirde“ von
Pflegekréaften verstanden wurde. Das Wissen liber
Menschenrechte korrespondierte mit den Ausbil-
dungen und Funktionen der Pflegekrafte.

Personen der Leitungsebene (Tréger, Heimlei-
tung, Pflegedienstleitungen) bezogen sich direkt
auf diverse juristische Dokumente und politische
MaBnahmen, in denen die Menschenrechte veran-
kert sind. Die Befragten erwéahnten das Grundge-
setz, die Allgemeine Erklarung der Menschenrech-
te und die Pflege-Charta als Quellen fir ihr Wissen
uber Menschenrechte. Diese Instrumente leiten
ihr Handeln. Sie fiihlen sich fiir die praktische
Umsetzung von Menschenrechten vor Ort verant-
wortlich. Die Leitungsebene sieht es als eine ihrer
zentralen Aufgaben an, Sanktionen durchzufiihren,
wenn Menschenrechte missachtet werden.

~ES ist meine Aufgabe als Leiterin des
Hauses, dafir zu sorgen, dass die Bewoh-
nerinnen und auch die Mitarbeiter - aber in
erster Linie die Bewohner - zu ihrem Recht
kommen. Und wenn die Bewohner dariber
hinausschieBen, was wir hier auch schon
hatten, dann ist es auch meine Aufgabe, den
Bewohnern zu sagen: ,Das geht leider nicht.
Hier endet ihr Recht.® Das ist dann auch
meine Aufgabe. Aber wenn jemand einen
Loffel furs Joghurt mochte oder vielleicht
unsicher ist, ob er jetzt den Toilettenstuhl
oder die Toilette benutzen mochte, und die
Nachtschwester nicht in der Lage ist, da gut
zu beraten und zu handeln, ist es meine Auf-
gabe, dieser Nachtschwester zu sagen, wo
ihr Recht aufhort, weil sie namlich damit das
Recht der Bewohner verletzt.*

Heimleitung, Heim 1

Die interviewten examinierten Pflegekrafte be-
zogen sich ebenfalls explizit auf Menschenrechte,
und zwar meist auf den Grundsatz der Nichtdiskri-
minierung:
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»Die Wiirde des Menschen ist unantastbar.
[...] Und das ist fir jeden, ob das jetzt alte
Menschen sind, Kinder, das zahlt fir jeden.”
Pflegerin 1, Heim 1

~ES ist egal, was fir eine Nationalitat ein
Bewohner hat, ob der Mensch Mann oder
Frau ist.”

Pflegerin 2, Heim 1

Im Allgemeinen hatten Pflegekrafte des mittle-
ren und unteren Ranges ein weniger strukturel-
les Menschenrechtsverstandnis als die Leitungen.
Sie betonten vielmehr die Bedeutung einer res-
pektvollen personlichen Kommunikation. Fiir Pfle-
gekréafte und Assistent_innen bedeutet die Ver-
wirklichung der Menschenrechte die Einhaltung
eines Regelwerks, beispielsweise der Vorgabe,
Heimbewohner_innen zu siezen, nicht zu duzen.
Andere erwahnten das Anklopfen vor Betreten des
Raumes oder das Gewdahren von ausreichenden
Zeitrdumen, damit alle Bewohner_innen ihre Mahl-
zeit in Ruhe essen kdnnen.

Zwar wurde seitens der Pflegekrafte das Recht
von Bewohner_innen auf Privatheit, Selbstbestim-
mung und Freiheit genannt. Allerdings scheinen
die Pflegekréfte keine Vorstellung zu haben, wie
Menschenrechte auch auf ihre eigene Situation
anwendbar sind.

»lch verstehe es jetzt nur nicht auf mich
bezogen, auf meinen Job bezogen. Fiir mich
ist es selbstverstandlich, dass ich mich dem
Bewohner ganz ordentlich gegenuber verhal-
te, dafiir werde ich bezahlt. Ich bin froh, dass
ich hier bin, aber Rechte, nein, wisste ich
jetzt nicht. Hierzu kann ich mich irgendwie
gar nicht auBern.”

Verwaltungsassistentin, Heim 5

In den meisten Interviews mit Pflegekréaften,
Angehorigen oder Bewohner_innen wurden
Menschenrechte intuitiv ex negativo formuliert,
also im Kontext von Verletzungen oder VerstoBen.
Die Bewohner_innen und ihre Angehdrigen neh-
men an, dass es in der Pflege zu Misshandlungen
kommen kann. Keine der alteren Personen, mit
denen wir gesprochen haben, hatte ein positives
Verstandnis von Menschenrechten. Die Angehori-

gen bezogen sich auf Menschenrechte im Kontext
von Gewalt und Vernachlassigung, die ,woanders*
auftritt.

~Hier ist ja alles in Ordnung. Wenn ich
manchmal im Fernsehen sehe, wie die Leute
behandelt werden und was die mit den
Leuten machen. Das kann ich Gberhaupt
nicht nachvollziehen, dass es so etwas in den
Heimen gibt. Also, das fand ich ganz fiirchter-
lich. Ich habe ja solche Dinge nicht erlebt.”
Tochter eines Bewohners, Heim 1

Die Annahme, dass es in der Langzeitpflege zu
Menschenrechtsverletzungen kommt, fihrt bei der
Mehrheit der befragten Pflegekrafte und Leiter_in-
nen dazu, dass sie das Gefiihl haben, gegen eine
Vorverurteilung ihres Berufsstandes durch die
Medien kampfen zu muissen.

»Das, was im Fernsehen zum Beispiel ange-
sprochen wird oder was die Presse schreibt,
verbreitet einfach nur Angst. Klar gibt es
naturlich auch Heime oder Einrichtungen,

in denen wirklich alles schief l1auft, und da
muss man eingreifen. Aber es sind auch ganz
gute dabei und wenn ich in so einer Einrich-
tung arbeite, fihle ich mich dann irgendwie
unwohl, wenn ich nur schlimme Sachen hore.
Ich mochte auch das horen, was positiv ist.*
Pflegedienstleitung, Heim 1

»Auf jeden Fall geht es alles immer in diese
strafende Richtung. Das ist auch entgegenge-
setzt zu dem, was wir eigentlich tun kdnnen
und tun méchten. Stéandig muss man sich
verteidigen. Das fihrt zu einer Art Verteidi-
gungsmodus und wir kommen eigentlich gar
nicht in einen ideenreichen oder in einen
konstruktiven Modus rein.*

Heimleitung, Heim 2

Die Prifung mit Blick auf mogliche VerstoBe spielt
auch bei der Qualitatsbewertung durch die Auf-
sichtsgremien eine zentrale Rolle. Obwohl es den
Wunsch der Zusammenarbeit zwischen Kontroll-
mechanismen auf der einen und Pflegeeinrichtun-
gen auf der anderen Seite gibt, liegt das Ziel der
Heimaufsichten, der MDKs und anderer Organisa-
tionen in der Identifizierung von Defiziten.
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»Wir arbeiten mangelorientiert. Und wir stel-
len auch in den Priifberichten nicht dar, was
besonders gut war. Das ist so ein bisschen
wie so eine Verkehrskontrolle, wenn man
geblitzt wird.“

Mitarbeiter einer Heimaufsicht

Zudem zeigte sich in den Interviews, dass Quali-
tatskontrollmechanismen, Pflegeverwaltungen und
Pflegekrafte ein groBes Interesse an klar umris-
senen Menschenrechtsstandards als Grundlage
fur ihre Arbeit und ihre Erwartungen haben. Das
Fehlen dieser Standards wird als Wissenslicke
betrachtet.

~Was Menschenrechte betrifft, war mein
erster Gedanke mehr so Richtung Diskrimi-
nierung. Und dann habe ich aber gedacht:
Mensch, was gibt es eigentlich fir Men-
schenrechte, ich musste mir tatsachlich erst
mal Zeit nehmen, und ich habe angefangen,
die Artikel der UN mal durchzulesen, und
habe mich damit ein bisschen beschaftigt.
Also mir hat es einfach so ein Defizit vor Au-
gen geflihrt, dass ich eigentlich gar nicht so
eine richtige Vorstellung davon habe, welche
Menschenrechte existieren, ich konnte sie
nicht aufzahlen.”

Sozialdienstleiterin, Heim 5

Das Fehlen einer klaren und positiven Definition
der Menschenrechte und eines Menschenrechts-
katalogs im Langzeitpflegesektor hat Konsequen-
zen fur alle Beteiligten. Zunéchst sind sich einige
Akteursgruppen ihrer Rolle als Rechtssubjekte
nicht bewusst. Dies betrifft insbesondere die
Pflegekrafte und Heimbewohner_innen - die
schutzbediirftigsten Gruppen. Nicht vorhandenes
Wissen (ber die eigenen Rechte fihrt zu geringen
Erwartungen und zur Angst, sich zu beschweren
(siehe dazu auch Kapitel 5.5).

4.3 Starkung der Selbstbe-
stimmung

Fordernde Prozesspflege soll die Selbstbestim-
mung der Pflegeheimbewohner_innen starken,
indem sie die noch verbleibenden Fahigkeiten
bestmdglich unterstiitzt und Hilfe zur Selbsthilfe
gibt. Dieser Grundsatz wird in zwei wichtigen or-
ganisatorischen Ansatzen realisiert, die im Folgen-
den néher beschrieben werden:*

- Schaffung fester alltaglicher Strukturen, zu
denen die Bewohner_innen durch Ausfiihrung
kleiner, machbarer Arbeiten beitragen;

- ldentifizierung, Dokumentierung und das
Eingehen auf die individuellen Bedurfnisse der
Bewohner_innen.

4.3.1 Von der Unterhaltung zur Teil-
habe: Fokus auf den Lebensalltag

Die Schwerpunktlegung auf die Routine im Alltag
und die Beteiligung an kleinen Aufgaben ist das
Schlisselprinzip der laufenden Pflegereform, die
das Ziel verfolgt, altere Menschen zu Teilhabe und
Selbststandigkeit zu erméachtigen. In Anbetracht
der jlingsten organisatorischen Veranderungen im
Pflegesektor sagt der Bevollméachtigte der Bun-
desregierung fur Patienten und Pflege, Karl-Josef
Laumann:

»Wir sind ja nun schon sehr stark vom
Stationsprinzip weg hin zum Wohnprinzip,
mehr von der Firsorge hin zur Teilhabe. Also
die Pflegebedirftigen in einen Tagesablauf
einzubinden, der noch so selbstbestimmt wie
moglich ist.”

Flr Pflegedienstleiter_innen bedeutet dieser
Wechsel von der Firsorge zur Teilhabe zuallererst,
dass eine praktikable Alltagsroutine etabliert wer-
den muss, in der die alteren Menschen unabhan-
gig agieren konnen, ohne dass ihnen Aktivitaten
auferlegt werden.

30 Die laufende Pflegereform, festgeschrieben im PSG | und PSG Il, geht auf beide Themen ein, indem ein neuer Dokumentationsansatz in
Pflegeheimen eingefiihrt wird und vermehrt Neueinstellungen angestrebt werden, um altere Menschen bei ihren alltdglichen Aktivitéten zu

unterstiitzen.
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.Satt, sauber, still* - das ist nicht unsere
Maxime. Uns ist es wichtig, dass die Men-
schen den Tag Uber beschaftigt sind, auch
alltagstaugliche Beschaftigungen. Wir haben
Bewohner, die jetzt zum Beispiel hauswirt-
schaftliche Tatigkeiten mitmachen, die
Handtlcher zusammenlegen, die im Gar-
ten mithelfen. Wir haben ungefahr dreiBig
oder vierzig Bewohner, die sich regelmaBig
treffen, um Kartoffeln zu schalen, solche
einfachen Sachen, wo man sagt, man sieht
hinterher ein Produkt. Ich sehe entweder

im Garten die Blumen, die bliihen, oder im
Pflanzbeet oder ich sehe dann die geschal-
ten Kartoffeln und ich weiB, die esse ich jetzt
dann morgen. Das ist uns einfach extrem
wichtig.“

Pflegedienstleitung, Heim 2

Das Aktivieren von Menschen, sich am Alltags-
leben zu beteiligen, basiert auf dem Grundsatz
der assistierten Selbstbestimmung und Teilha-
be, der in der UN-Behindertenrechtskonvention
festgeschrieben ist. Dieses Prinzip wird durch die
Teilnahme an einfachen alltéglichen Aufgaben
realisiert, sei es beim Kochen, Gartnern oder der
Gestaltung von gemeinsamen Wohnraumen.

Zu erwahnen ist, dass dieser niedrigschwellige
Aktivierungsansatz in Heimen mit sehr unter-
schiedlichen Organisationsstrukturen und Trager-
schaften sowie einer unterschiedlichen Anzahl

an Heimbewohner_innen umgesetzt wurde und
gut funktioniert hat: Wahrend die Heime 1 und 4
relativ kleine Einrichtungen sind, hat Heim 2 rund
200 Bewohner_innen, wobei einige an schweren
psychischen Erkrankungen leiden.

~Wenn was ist, das mache ich selber. Und
wir legen auch die Handtlicher zusammen,
die Frau Becker hilft mir. Im Container brin-
gen sie die Wasche und wir legen das alles
ordentlich zusammen und schieben das in
den Container rein. Und dann gehe ich auch
zum Kartoffelschalen. Montags ist immer
Kartoffelschéalen. Ich helfe, das Zimmer und
das Bad in Ordnung zu halten. Die Putzfrau
braucht nur den Boden zu wischen. Das
Staubwischen das mache ich selber.”
Bewohnerin, Heim 2

Um éalteren Menschen Hilfe zur Selbsthilfe zu
bieten, brauchen Pflegeheime mehr Personal:
Dieses Problem wird auch im PSG | behandelt,
das einen massiven Ausbau von Arbeitsplatzen

fur Alltagsassistent_innen seit 2015 vorsieht.

Laut dem Bundesministerium fir Gesundheit

sind Alltagsassistent_innen nicht befugt, medi-
zinische Hilfe zu leisten, sie sind ausgebildeten
Krankenpfleger_innen strikt untergeordnet und
sollen Pflegeheimbewohner_innen bei alltéglichen
Aktivitaten unterstutzen, beispielsweise beim
Lesen, bei der Handarbeit, bei Spaziergangen oder
den Besuchen von kulturellen Veranstaltungen.
Mit der Einflihrung von Alltagsassistent_innen als
niedrigschwellige Unterstiltzung in der Langzeit-
pflege wollten die politisch Verantwortlichen die
Selbstbestimmung der Bewohner_innen starken
und eine Organisationsstruktur schaffen, die einen
menschenwiirdigen und respektvollen Umgang mit
Alteren ermdglicht. Diese Reform hat allerdings zu
neuen Herausforderungen in Bezug auf die Wah-
rung einer qualitativ hochwertigen Pflege geflihrt
und in einigen Fallen sogar zu entgegengesetzten
Ergebnissen hinsichtlich des Schutzes der Wiir-
de der Bewohner_innen. Alltagsassistent_innen
werden schnell und haufig unsystematisch ausge-
bildet und kennen oftmals die einfachsten Regeln
der menschenwiirdigen personlichen Kommuni-
kation nicht, nach der examinierte Pflegekrafte
streben.

~Wir haben eine Bewohnerin hier gehabt, der
es sehr schwer gefallen ist, hier zu landen.
Sie war hochgradig verwirrt und wollte
immerzu weglaufen. Sie wollte ihre Sachen
nicht ausraumen. Wir hatten dann eine
Bezugsperson fiir sie auserkoren. Wir haben
es wirklich mit jedem kommuniziert und zu
ihr gesagt: ,Wir packen die Sachen nicht aus.
Wir machen das genau dann, wenn sie sagen,
sie mochten hierbleiben.* Wir haben das
dokumentiert. Es gab eine Alltagsassistentin,
die hat gedacht, sie macht das jetzt mal toll,
geht ins Zimmer und raumt die Sachen der
Frau aus. Die Frau ist schier durchgedreht,
weil: Wir haben ihr tagelang gesagt: ,Nein.
Wir packen die Sachen nicht aus.® Und eine
Kollegin versteht das nicht, obwohl wir es ihr
mitgeteilt haben. Und dadurch hatten wir die
nachste Krise. Das hat Tage gedauert, bis
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diese Frau wieder Vertrauen zu uns schopfen
konnte.”
Heimleitung, Heim 1

Fir die Heimleitung bedeutet solch ein unange-
messenes Verhalten eines Teammitglieds einen
Ansehensverlust fir alle anderen - und eine
langanhaltende Verletzung der Wiirde und Selbst-
bestimmung der Bewohner_innen. In mehreren
Fallen haben Heimleiter_innen von Schwierig-
keiten gesprochen, die aus Unachtsamkeit sei-
tens der Alltagsassistent_innen gegenuber den
Grundprinzipien der Menschenrechte resultieren:
Misstrauen aufgrund eines respektlosen Umgangs
mit personlichen Gegenstanden, Unachtsamkeit,
Unhoflichkeit oder aufgrund eines Verhaltens, das
die Rechte auf Privatheit, Selbstbestimmung und
Freiheit der Person verletzt.

Aktuell tragen zertifizierte Pflegekréafte die volle
Verantwortung fur das Anlernen ihrer nicht so

gut ausgebildeten Pflegekolleg_innen, es ist ihre
Aufgabe, deren Fehler zu beheben. Die von der
Bundesregierung angedachte Einflihrung einer
generalistischen Ausbildung fir alle Pflegekréafte
schlieBt die Alltagsassistenten_innen nicht ein, ob-
wohl gerade sie sehr nah mit den Bewohner_innen
arbeiten. Der Pflegebeauftragte der Bundesregie-
rung, Karl-Josef Laumann, sieht die Heime selbst
in der Pflicht, ihr niedrigschwelliges Personal zu
schulen und zu tberwachen.

~Wenn wir von einer abgeschlossenen gene-
ralistischen Ausbildung reden, reden wir tber
Menschen mit Staatsexamina. Wir reden
nicht Uber die Betreuungskrafte.”

Der Pflegebeauftragte der Bundesregierung

Pflegedienstleiter_innen (Heimleiter, Trager) sehen
die ungleiche Qualifizierung ihrer Beschéftigten als
strukturelle Hiirde fiir die Umsetzung von Men-
schenrechten.

~Wenn Menschen eingestellt werden mit ei-
ner 160-Stunden-Weiterbildung, kann ich von
ihnen nicht erwarten, dass sie hochkompe-
tent mit den wirklich kranken Bewohnern hier
umgehen. In der Altenpflege habe ich nur

50 Prozent Fachkréafte. Das heiBt: Die 50 Pro-
zent, die Fachkrafte sind, muissen ihre Augen

Uberall haben. Und nicht alle Fachkréafte sind
gut oder sind schon so lange im Geschéft,
dass sie die Augen uberall haben kénnen.
Das sind Rahmenbedingungen, die finde ich
aber eine Katastrophe. Und ich wiinsche mir,
dass dies deutlich Uberarbeitet wird.“
Heimleiterin, Heim 1

Die Starkung der Selbstbestimmung von Pflege-
bewohner_innen ist daher untrennbar mit einer
besseren Qualifizierung der Pflegekrafte verbun-
den, auch von denen, die niedrigschwellige Tatig-
keiten ausfiihren. Die aktuelle Bildungsreform mit
dem Ziel der Standardisierung und des Ausgleichs
des Bildungsstandes von Pflegekraften muss als
Moglichkeit gesehen werden, ein umfassendes und
spezifisches Menschenrechtskonzept zu schaffen
und es unter den Fachkréften aller Qualifikationen
und Niveaus, einschlieBlich Alltagsassisten_tinnen,
zu verbreiten. Nur so kann das Konzept der fordern-
den Prozesspflege erfolgreich umgesetzt werden.

4.3.2 Die Bedirfnisse von
Bewohner_innen erkennen,
dokumentieren und darauf eingehen

In den von uns besuchten Heimen wurden ver-
schiedene Instrumente fir die Dokumentation
der Bedirfnisse, Interessen und Wiinsche von
Heimbewohner_innen genutzt. Am Anfang wird in
Gesprachen mit den Bewohner_innen und ihren
Angehdrigen die sogenannte ,biografische Ge-
schichte® aufgezeichnet. So sollen die Wiinsche
einer Person herausgearbeitet werden, um sie
dann in der Organisation des Pflegeprozesses zu
beriicksichtigen. Die ,biografische Geschichte*
darf allerdings nicht als alleinige Wissensquelle
in Bezug auf die Bewohner_innen dienen. Unsere
Interviewpartner_innen haben die Notwendigkeit
betont, dass die Akten jeder Person mithilfe von
Gespréachen oder direkten Beobachtungen fortge-
schrieben werden missen, um aktuell zu bleiben.
Letzteres ist insbesondere fir demente Bewoh-
ner_innen bedeutend.

»~Wenn ein Bewohner auch zum Beispiel
beim Essen bestimmte Vorlieben hat, das
heiBt nicht, dass er jetzt jeden Tag Brot und
Schinken essen muss oder Leberwurst. Da
steht eine Auswahl an Sachen auf dem Tisch
und durch Beobachten stellen wir es fest.
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Wer Marmelade will, der kriegt Marmelade.
Egal, was da in der Biografie steht. Aber
sonst, wenn er sich nicht duBern kann, dann
mussen wir durch Beobachten und durch
Gesprache mit Angehdrigen herausfinden,
was der Mensch sich wiinscht.“
Stationsleiterin, Heim 1

Das direkte Beobachten der Gewohnheiten der
Heimbewohner_innen und das Aufzeichnen ihrer
Winsche dient als Argument, um in Konfliktsitua-
tionen, insbesondere mit Angehorigen, Entschei-
dungen treffen zu kénnen.

sLetztendlich ist es oft so, dass die Angeho-

rigen die Bewohner gar nicht mehr kennen,
also nicht so richtig. Weil zum Beispiel die

Kriterium

Mutti vor 20 Jahren immer, sagen wir mal,
Friichtetee getrunken hat und dann der Sohn
hierherkommt und sagt, ,nein, meine Multti
mochte nur Tee trinken, also diesen Friich-
tetee und wir feststellen, dass das gar nicht
mehr stimmt, die Frau mag jetzt nur Pfef-
ferminz oder so. Dies sind Situationen, von
denen die Angehdrigen einfach keine Ahnung
haben, wie die Mutti jetzt funktioniert. Nach-
dem sie 20 Jahre zu Hause alleine gelebt hat.
Das habe ich schon ganz oft erlebt.”
Pflegedienstleiterin, Heim 3

Bei Demenzpatient_innen dienen direkte Beob-
achtungen als priméare Wissensquelle hinsichtlich
ihrer Wiinsche und Bedirfnisse. Die Dokumen-
tation und die Beriicksichtigung des Willens der
an Demenz erkrankten Personen unterliegt einer
vom MDS durchgefiihrten Qualitatskontrolle. Die
folgenden Ergebnisse wurden 2013 erzielt:

Anteil der Befrag- Kriterium erfiillt

Wird bei Bewohnern mit Demenz die Biografie des

ten, fiir die das bei:
Kriterium relevant

ist

63,4% 94,3%

Heimbewohners beachtet und bei der Tagesgestaltung

beriicksichtigt?

Werden die Angehérigen und Bezugspersonen von De- 56 % 96,5%
menzpatienten in die Planung der Pflege einbezogen?

Wird bei Bewohnern mit Demenz die Selbstbestimmung 63,5% 97,4%
in der Pflegeplanung bericksichtigt

Wird das Wohlbefinden von Bewohnern mit Demenz im  63,8% 90,2%

Pflegealltag ermittelt und dokumentiert und werden

daraus VerbesserungsmaBnahmen abgeleitet?

Quelle: Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. (MDS) (2014), S. 131.
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Die Bewohner_innen und ihre Wiinsche mussen
nicht nur dokumentiert, sondern dem Personal im
Heim auch mitgeteilt werden. Die Pflegedienstlei-
tungen haben von einem kontinuierlichen Aus-
tausch zwischen allen Teammitgliedern als wich-
tigste Vorbedingung fiir qualitative hochwertige
Pflege gesprochen; hierbei werden die taglichen
Gesprache vom Pflegepersonal als Hauptinstru-
ment flir die Verarbeitung von Riickmeldungen der
Bewohner_innen genannt. Eine informelle Kom-
munikation, etwa bei Schichtwechseln oder in der
Kaffeepause, wurde ebenso als wichtiger Moment
fur den Austausch von dokumentierten Beobach-
tungen gewertet. Waren die Moglichkeiten einer
solchen informellen Kommunikation begrenzt,
beobachteten Pflegeleiter_innen eine mangelnde
Motivation und schlechte Teamarbeit. In solchen
Fallen wird versucht, alle Teammitglieder informell
zusammenzubringen und sie zu ermutigen, Uber
ihre Erfahrungen zu sprechen.

»lch bin in diesem Team jetzt zwei Jahre
und am Anfang war es sehr schwierig. Denn
eigentlich war es kein Team, da hat jeder
was fir sich gemacht. Es war ein richtig
schwerer Job, alle zu Uberzeugen, das geht
auch anders und wenn wir es zusammen
machen, dann schaffen wir das. Es hat auch
manchmal meine private Zeit gekostet. Ich
bin einfach nach den Diensten geblieben
und habe mit dem Spatdienst noch Kaffchen
getrunken. Dies gab uns die Gelegenheit zu
diskutieren, Gesprache gefiihrt und auch
zusammen was gemacht zu haben.“
Pflegedienstleitung, Heim 3

Eine andere gesetzliche und organisatorische Initi-
ative, um effektiv auf die Bedirfnisse von Pflege-
heimbewohner_innen einzugehen, ist die Entbiiro-
kratisierung der Pflegeprozesse. Das Hauptprinzip
lautet: nicht mehr alles, was ganz normaler
Pflegealltag ist, dokumentieren missen, sondern
nur noch das, was vom normalen Pflegealltag ab-
weicht, beispielsweise wenn ein_e Pflegebedirfti-
ge_r plotzlich nicht mehr ausreichend trinkt oder
Fieber bekommt.’" ,,Mit der neuen Pflegedokumen-
tation erleichtern wir die Arbeit der Pflegekréafte

erheblich. Dadurch bleibt ihnen mehr Zeit fir die
Versorgung und Betreuung der Pflegebeddrftigen®,
so der Bevollmachtigte der Bundesregierung fiir
Patienten und Pflege, Karl-Josef Laumann.*

Obwohl sich dieser Ansatz in mehreren Heimen,
in denen er 2015 getestet wurde, als sehr viel-
versprechend erwies, erfordert seine Anwendung
fortlaufende Investitionen im Personalwesen und
Management. Hierbei sind insbesondere Investi-
tionen in Schulungen und flache Organisations-
strukturen zu nennen, die den Informationsfluss
ermoglichen. Einige unserer Interviewpartner_in-
nen glaubten, dass die Kosten dieser Investitionen
in der Entbirokratisierungsreform tbersehen
wurden.

»Die Reduzierung der Pflegedokumentation
ist ein absoluter Schnellschuss, wobei ganz
viele fachliche Standards missachtet wurden.
Die Leute wissen hinten und vorne nicht, wo
haftungsrechtlich bei der entbirokratisierten
Pflegedokumentation der Hammer héngt.

[...] Dass man da Menschen schulen muss,
dass man, wenn man verkiirzte Pflegeprozes-
se nimmt, hoch-, absolut hochqualifizierte
Fachkrafte braucht, dass es viel schwerer ist,
wenn ich die Quintessenz nur noch aufschrei-
ben muss, merkt keiner. Wenn sie diese
Entbirokratisierung schulen, ist denn daran
gedacht, dass ich vielleicht eine andere Auf-
bauorganisation bendtige, dass ich steuernde
Pflegefachkrafte benotige?*

Heimleiterin, Heim 1

Insgesamt gibt es eine splrbare Veranderung der
Anforderungen zur Unterstltzung der Selbstbe-
stimmung der Pflegeheimbewohner_innen. Einige
sehr groBe Hirden fir die tatsachliche Umsetzung
dieser Anforderungen resultieren aus den pre-
karen Arbeitsbedingungen im Pflegesektor. Die
Menschenrechte Alterer kdnnen nur geschiitzt
werden, wenn auch die Rechte ihrer Pflegekrafte
geschitzt werden.

31 http://www.patientenbeauftragter.de/entbuerokratisierungs-tour/strukturmodell / 14-entbuerokratisierungs-tour/95-staatssekretaer-lau-
mann-zieht-positive-zwischenbilanz-der-entbuerokratisierungs-tour (abgerufen am 09.09.2016).

32 Ebd.
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4.4 Auch Pflegekrafte haben
Rechte

~Wir pflegen gerne gut. Die Frage ist, ob wir

es wirklich kénnen? Ob wir dafiir die nétigen
Rahmenbedingungen haben?” Diese Fragen

von Helmut Wallraffen, Geschéaftsfiihrer eines
kommunalen Tragers in einer Industrieregion in
Westdeutschland®, fassen zusammen, was mogli-
cherweise der groBte Interessenskonflikt im Pfle-
gesektor ist: der Konflikt zwischen den Standards
der guten Pflege - einschlieBlich des Respekts der
Wirde und Selbstbestimmung von Heimbewoh-
ner_innen - und den Arbeitsbedingungen des Pfle-
gepersonals, das diese Standards erflllen muss.
Angemessene berufliche Schulungen und gute
Arbeitsbedingungen fur Altenpflegekrafte sind we-
sentliche Bedingungen, um die Menschenrechte
von Pflegebediirftigen garantieren zu kdnnen. Die
jlingsten Forschungsergebnisse® deuten aller-
dings darauf hin, dass die gegenwartige Organisa-
tion der Pflege die Menschenrechtsstandards in
Bezug auf Arbeit unterlaufen konnte, beispielswei-
se das Recht auf sichere Arbeitsbedingungen und
die Garantie, dass eine Person mit einer Vollzeit-
stelle Uber ein ausreichendes Einkommen verfligt
(Art. 6 und Art. 7 ICESCR).

Die Lohne in der Altenpflege sind nach wie vor un-
genigend reguliert und liegen im Vergleich zu an-
deren Berufen im Gesundheitswesen haufig unter
dem Durchschnitt. Die Werkzeuge zur Regulierung
der Lohne im Pflegesektor sind unterschiedliche
Tarifvertrage und der bundesweite Mindestlohn,
der 2017 angehoben werden soll. Studien des
Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) aus dem Jahr 2015 und der Hans-Bock-
ler-Stiftung aus dem Jahr 2013 zeigen auf, dass

in Altenpflegeheimen angestellte Pflegekrafte
weitaus weniger verdienen als ihre Kolleg_innen in

33 Name auf Wunsch des Interviewpartners verdffentlicht.

Krankenh&usern oder ambulanten Einrichtungen.*
Daneben bestehen signifikante regionale Einkom-
mensungleichheiten: In den ostdeutschen Bundes-
landern verdienen ausgebildete Fachkrafte in der
Altenpflege 24,2 Prozent weniger als im Westen.*
AuBerdem lassen sich groe Lohnunterschiede
zwischen den diversen Tragern feststellen, wobei
manche Trager nach Tarif zahlen und andere ihre
eigenen Lohnstandards festsetzen, die nur knapp
Uber dem Mindestlohn liegen. Diese Diskrepanzen
treten auf, da die meisten Trager, mit Ausnahme
der kommunalen, die eine absolute Minderheit auf
dem Pflegearbeitsmarkt ausmachen, gesetzlich
nicht verpflichtet sind, nach dem Tarifvertrag des
offentlichen Dienstes zu zahlen. Die kirchlichen
Trager beispielsweise haben einen eigenen Tarif.
Viele Politiker_innen, darunter der Patientenbeauf-
tragte Karl-Josef Laumann, drangen auf die Einfih-
rung von landesweiten, trageriibergreifenden Ta-
riflhnen fiir alle Pflegeberufe in allen Branchen.”’
Die groBte und einflussreichste Gewerkschaft, ver.
di, fordert einen monatlichen Mindestlohn von
3.000 EUR fiir qualifizierte Pflegekrafte.*

Neben einer schlechten Bezahlung sind Pflege-
krafte prekaren Arbeitsbedingungen ausgesetzt:
Viele arbeiten Teilzeit, Gbernehmen kurzfristig
zusatzliche Schichten und machen Uberstunden.
Laut aktuellen Studien® ist der Anteil der Teilzeit-
vertrage in der Altenpflege merklich hoher als in
anderen Berufen. Das wirkt sich nicht nur negativ
auf das direkte Einkommen der Pflegekrafte aus,
sondern auch auf ihre Versicherungs- und Ren-
tenpléane. In 6ffentlichen und politischen Debatten
wird diese Struktur ,,erzwungene Teilzeit“ genannt,
die weniger gut ausgebildete Beschaftigte am
starksten betrifft und insbesondere in den ost-
deutschen Bundeslédndern ausgepragt ist. Eine
schlechte Dienstplanung und standig rotierende
Teams fiihren zu Uberstunden und Unzufrieden-
heit: Rund 52 Prozent der Pflegefachkrafte leisten

34 Vgl. Bispinck, Reinhard / Dribbusch, Heiner / Oz, Fikret / Stoll, Evelyn (2012); Bienstein, Christel / Scharlmann, Jorg (2015); Das Infoportal

fiir den offentlichen Dienst (2015).

35 Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2015); Bispinck, Reinhard / Dribbusch, Heiner / Oz, Fikret / Stoll, Evelyn (2012).

36 Institut flr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2015), 23.

37 http://www.patientenbeauftragter.de/pflegebeauftragter/ 11-pressemitteilungen/pflege / 68-studie-belegt-ungleiche-bezahlung-und-un-
freiwillige-teilzeit-in-der-altenpflege-staatssekretaer-laumann-fordert-konsequenzen (abgerufen am 09.09.2016).
38 https://gesundheit-soziales.verdi.de /berufe /pflegeberufe /++co++509f9 10e-a634-11e4-8317-525400a933ef (abgerufen am

09.09.2016).

39 Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2015); Bispinck, Reinhard / Dribbusch, Heiner / Oz, Fikret / Stoll, Evelyn (2012).
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Uberstunden, wobei 86 Prozent von ihnen eine
angemessene Vergutung erhalten, 14 Prozent
allerdings nicht.*

Gesundheitsprobleme sind in den meisten Pflege-
berufen ein Grund fiir die Mitarbeiterfluktuation.
Laut dem DAK-Gesundheitsbericht 2012*' ist der
Pflegesektor gekennzeichnet durch chronische,
berufsbedingte kdérperliche und psychische Er-
krankungen, die haufig zu einer volligen Arbeitsun-
fahigkeit flhren.

Frust und Zeitmangel haben negative Auswirkun-
gen auf Pflegeheimbewohner_innen und flihren
zu Vernachlassigung, Misshandlung und me-
chanischen und pharmazeutischen Formen der
Ruhigstellung. Auch die von uns besuchten gut
aufgestellten Pflegeheime thematisieren dieses
Problem:

»~Auch mir passiert das, wenn ich im Stress
bin: Es kommt eine Bewohnerin, die in Not
ist, und ich setze die vor den Fernseher. Ich,
als Leiterin der Einrichtung (lachend), wo ich
das eigentlich grauenvoll finde, weil ich gera-
de Uberhaupt keine Zeit habe, sie zu validie-
ren. Ich gebe es weiter an eine Kollegin, die
sagt mir aber: ,Habe jetzt auch gerade keine
Zeit.* Hatte ich da eine Kollegin in der Pflege,
die die Bewohnerin kennt, hatte ich die ihr

in die Hand gedriickt und héatte gesagt: ,Frau
Soundso fiihlt sich gerade ganz, ganz traurig.
Bitte kiimmern sie sich mal? Sprechen sie
mit ihr.* Aber es ist einfach absolute Perso-
nalknappheit, und das bedingt schon auch
mal Gewalt in der Pflege, Missachtung der
Menschenrechte.”

Heimleiterin, Heim 1

4.5 Fazit

In den letzten Jahrzehnten hat sich der Langzeit-
pflegesektor in Deutschland signifikant verandert,
und altere Bewohner_innen werden zunehmend
als selbstbestimmte Rechtstrager_innen wahrge-
nommen. Die aktuelle Gesetzgebung unterstitzt
das auf den menschenrechtskongruenten Kon-
zepten der Wirde, Selbstbestimmung, Freiheit
und Hilfe zur Selbsthilfe basierende Pflegemodell.
Allerdings sind trotz dieser positiven Entwicklun-
gen weitere Schritte notwendig, um die Umset-
zung dieser Konzepte zu ermdglichen. Zum einen
fehlt es an klaren, eindeutigen und verbindlichen
menschenrechtlichen Handlungsrahmen, sowohl
fur das Pflegeangebot als auch fir die Qualitats-
kontrolle. Zum anderen werden auch die Rechte
vieler Pflegekrafte nicht ausreichend beachtet.
Schlechte Arbeitsbedingungen kénnen zu Uberlas-
tung und Frust fiihren und Gewalt und Missbrauch
an alteren Bewohner_innen beglinstigen.

40 Bispinck, Reinhard / Dribbusch, Heiner / Oz, Fikret / Stoll, Evelyn (2012), S. 3.

41 DAK Gesundheitsreport (2012) .
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5 Die Umsetzung der Menschenrechte in der

Pflegepraxis

Das folgende Kapitel zeigt auf, welche Menschen-
rechte in der Pflege eine wichtige Rolle spielen.
Neben einer kurzen juristischen Einordnung wird
dargestellt, wie diese Rechte in den von uns unter-
suchten Pflegeheimen umgesetzt werden.

5.1 Recht auf Freiheit der
Person - Mobilitat

Der Schutz vor willkurlichem Freiheitsentzug ist
in Art. 9 des UN-Zivilpakts (ICCPR)* und Art. 5
der Europaischen Menschenrechtskonvention
(EMRK)* festgelegt. Art. 14 (,Freiheit und Sicher-
heit der Person®) der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK) gibt zudem vor,

»dass Menschen mit Behinderungen gleich-
berechtigt mit anderen die Freiheit nicht
rechtswidrig oder willkrlich entzogen wird,
dass jede Freiheitsentziehung im Einklang mit
dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen
einer Behinderung in keinem Fall eine Frei-
heitsentziehung rechtfertigt.“**

Das Recht auf Freiheit der Person bedeutet im
Kontext der Langzeitpflege in erster Linie die
Sicherung und Forderung der Mobilitat der Heim-
bewohner_innen. Mobilitat ist zentral fir die
Wahrung ihrer Wirde und den Schutz ihrer Men-
schenrechte.

,Mobilitat lasst einen einfach seine Rechte
besser umsetzen.”
Heimleiterin, Heim 1

Die Pflegedienstleiterin in Heim 2 empfiehlt des-
halb, das Konzept der ,Bettlagerigkeit® infrage zu
stellen, damit Menschen ihr Recht wahrnehmen
kdnnen:

~Wir stemmen uns gegen diesen Begriff
,bettlagerig’, weil dieses ,,bettlagerig“ bedeu-
tet oft, am Leben nicht mehr teilzunehmen.
Deswegen haben wir im Haus schon immer
und generell und grundsatzlich so gehandelt,
solange jemand halbwegs zu mobilisieren ist,
machen wir das.“

Pflegedienstleitung, Heim 2

42 Art. 9 Abs. 1 Zivilpakt lautet: Jedermann hat ein Recht auf persdnliche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkiirlich festgenommen
oder in Haft gehalten werden. Niemand darf seiner Freiheit entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimmten Griinden und unter
Beachtung des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens.

43 Art. 5 Abs. 1 EMRK ,Recht auf Freiheit und Sicherheit® lautet: Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die Freiheit darf nur
in den folgenden Féllen und nur auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden:

a) rechtméBige Freiheitsentziehung nach Verurteilung durch ein zustandiges Gericht;

b) rechtmé&Bige Festnahme oder rechtmaBiger Freiheitsentziehung wegen Nichtbefolgung einer rechtméBigen gerichtlichen Anordnung
oder zur Erzwingung der Erflillung einer gesetzlichen Verpflichtung;

c¢) rechtméaBige Festnahme oder rechtmaBiger Freiheitsentziehung zur Vorfiihrung vor die zustandige Gerichtsbehdrde, wenn hinreichender
Verdacht besteht, daB die betreffende Person eine Straftat begangen hat, oder wenn begriindeter AnlaB zu der Annahme besteht, daB
es notwendig ist, sie an der Begehung einer Straftat oder an der Flucht nach Begehung einer solchen zu hindern;

d) rechtméBige Freiheitsentziehung bei Minderjéhrigen zum Zweck iiberwachter Erziehung oder zur Vorfiihrung vor die zusténdige Behérde;

e) rechtméBige Freiheitsentziehung mit dem Ziel, eine Verbreitung ansteckender Krankheiten zu verhindern, sowie bei psychisch Kranken,
Alkohol- oder Rauschgiftsiichtigen und Landstreichern;

f) rechtmaBige Festnahme oder rechtmaBige Freiheitsentziehung zur Verhinderung der unerlaubten Einreise sowie bei Personen, gegen die
ein Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren im Gange ist.

44 Zwischen Deutschland, Liechtenstein, Osterreich und der Schweiz abgestimmte Ubersetzung, Ubereinkommen iiber die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006) Bundesgesetzblatt (BGBL) 2008 II, S. 1419.
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Die Starkung der Mobilitat von Bewohner_innen
wird in den von uns untersuchten Pflegeheimen
mit zwei parallelen Anséatzen sichergestellt: Zum
einen wird ein sicheres, barrierefreies physisches
Umfeld geschaffen, in dem Hilfe zur Selbsthilfe an-
geboten wird (Setting-Ansatz), zum anderen wird
die Mobilitat des Einzelnen durch Rehabilitation
gestarkt.

5.1.1 Schaffung eines sicheren, barrie-
refreien Umfeldes und Hilfe zur Selbst-
hilfe

Eines der grundlegendsten Prinzipien des Set-
ting-Ansatzes ist die Schaffung eines sicheren,
barrierefreien Umfeldes. Hierflr bedarf es sowohl
des Abbaus baulicher Barrieren als auch ausrei-
chender Unterstiitzung, um sich sicher und frei
bewegen zu konnen. Der Abbau von Barrieren hin
zu einer inklusiven Umgebung und Gesellschaft ist
eines der Grundprinzipien, die in der UN-Behinder-
tenrechtskonvention festgeschrieben wurden und
so auch den Weg in die Offentlichkeit gefunden
haben.

Mit der Ratifikation der UN-Behindertenrechts-
konvention hat sich der deutsche Staat verpflich-
tet, offentliche Einrichtungen und Dienste allen
zuganglich zu machen. Art. 9 UN-BRK (,Zugéng-
lichkeit®) skizziert die MaBnahmen, die der Ver-
tragsstaat entwickeln, veroffentlichen und tber-
wachen muss, um die Rechte von Menschen mit
einer Behinderung schiitzen und gewahrleisten zu
konnen.

Die Bestimmungen zur sicheren Umgebung und
zur Barrierefreiheit von Altenheimen sind in
Deutschland nicht bundesweit einheitlich vorgege-
ben, sondern in Ianderspezifischen Heimgesetzen
definiert. Das Fehlen bundesweit einheitlicher
Vorgaben wurde von einigen der von uns inter-
viewten Flihrungskréaften kritisiert, da regional
unterschiedliche Bestimmungen zur Ausstattung
von Pflegeheimen zu Diskrepanzen in der bundes-
weiten Pflegequalitat fiihren kdnnen.

»In 16 Bundeslandern hat der Kunde das
Recht auf die gleiche Betreuung; in 16
Bundeslandern eigentlich das Recht auf die
gleiche personelle Ausstattung und in 16
Bundeslandern eigentlich auch das Recht

auf die gleiche Gebaudesubstanz. Und wenn
Sie aber die Pflegesatzstrukturen nehmen in
Deutschland, dann sind die in 16 Bundeslan-
dern unterschiedlich. Deshalb war ich auch
ein vehementer Kritiker bei der Foderalisie-
rung des Heimgesetzes auf die 16 Bundes-
lander, weil ich finde, es kann nicht sein,
dass die Luft in Kiel besser ist als in Bayern
und deshalb in Kiel einfachere Gebaude oder
weniger Personal noétig ist.”

Heimleitung, Heim 1

Um die Mobilitat der Bewohner_innen innerhalb
und auBerhalb des Gebdudes zu fordern, haben
die von uns untersuchten Heime verschiedene
MaBnahmen ergriffen: Heim 2 hat die meisten Bo-
den mit einer rutschfesten Korkschicht ausgestat-
tet, durch die Stirze vermieden werden kénnen
und die das Bewegen von Rollstiihlen erleichtert.
AuBerdem bemihen sich die besuchten Heime
darum, ihre Bewohner_innen zu stimulieren und
ihre Mobilitat anzuregen: Sie haben zugéngliche
und komfortable AuBenanlagen errichtet, in denen
tagslber diverse Aktivitaten, beispielsweise gart-
nern im Hochbeetgarten, Fische fiittern im Teich,
spazieren gehen mit Physiotherapeut_innnen,
stattfinden.

Ein weiterer Aspekt bei der Schaffung eines barri-
erefreien Umfeldes ist die Verfligbarkeit direkter
Hilfe. Assistenz ist flir viele Bewohner_innen, die
mobil bleiben wollen, von groBer Bedeutung.

»Ich gehe ja nicht alleine weg oder mache
was alleine. Entweder sind die Kinder dabei
oder jemand anderes, eine Schwester oder
andere Begleitpersonen. Friher bin ich immer
alleine mit meinem Rollstuhl unten rumgefah-
ren. Das kann ich jetzt aber auch nicht mehr.“
Bewohnerin, Heim 3, 86 Jahre

Bewohner_innen Mobilitét zu ermdglichen, ist

fur die Pflegekréafte eine zusatzliche Aufgabe, die
organisiert werden muss und die nur mit Hilfe von
zuséatzlichem Personal zu bewaltigen ist. Diese
Aufgabe libernehmen Alltagsassistent_innen.

»Manche Bewohner gehen mit uns einkaufen
oder andere auch alleine. Hier ist gleich Kai-
sers, Aldi, Lidl um die Ecke, und wenn man-
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che noch woanders einkaufen wollen, dann
kdnnen sie auch dahin fahren. Die Betreu-
ungskréafte sind da und das ist kein Problem,
sie kénnen auch mit dem Bus fahren.“
Pflegedienstleitung, Heim 3

Das Fehlen von Assistenz war tatsachlich die einzi-
ge Mobilitatsbeschrankung, die die Interviewpart-
ner_innen und ihre Angehdrigen benannt haben.
Laut der Heimflrsprecherin des Heims 4, deren
Hauptaufgabe das Beschwerdemanagement ist,
ist ,,das Warten auf jemanden, der einen fir eine
Veranstaltung oder eine Aktivitat im Heim abholt
oder wieder zuriickbringt® die dringendste und am
weitesten verbreitete Beschwerde, die sie hort. In
diesen Situationen fiihlen sich Bewohner_innen,
die auf den Rollstuhl angewiesen sind, hilflos oder
alleine gelassen.

Das Recht auf Mobilitat kann jedoch mit dem
Recht auf Privatheit, auf Gesundheit oder auf
einen angemessenen Lebensstandard anderer
Bewohner_innen in Konflikt geraten, beispiels-
weise wenn Bewohner_innen Mahlzeiten gerne
ungestort einnehmen und sich dabei unterhalten
wollen und dies aufgrund des Verhaltens anderer
Bewohner_innen nicht kdnnen. Einige Pflegehei-
me greifen deshalb zur rédumlichen Trennung von
Bewohnergruppen, insbesondere flr bestimmte
Zeiten oder Tatigkeiten, beispielsweise wahrend
des Essens. Dadurch haben einige Bewohner_in-
nen die Moglichkeit des Rickzugs vor der groBen
Gemeinschaft. Wahrend manche Heime sich fir
eine stetige raumliche Trennung entschieden
haben, beispielsweise durch abgegrenzte Berei-
che oder Stationen, wird die raumliche Trennung
in manchen Heimen flexibel eingesetzt, etwa
durch die Bereitstellung separater Speiserdaume
fur an Demenz Erkrankte. Problematisch ist die
raumliche Trennung allerdings dann, wenn sie zu
Segregation fiihrt und Teilhabe unterbindet. Dies
war in den untersuchten Heimen jedoch nicht der
Fall: Die Bewohner_innen konnten die jeweiligen
Bereiche mit Unterstitzung verlassen.

Je starker die Mobilitdt der Bewohner_innen von-

seiten der Einrichtung eingeschrankt wird, desto
wichtiger ist es, dass ihre anderen Rechte, insbe-

45 MDS (2014), S. 35.

sondere ihr Recht auf Privatheit und auf soziale
Teilhabe, weiterhin geachtet werden und ihnen
ausreichend Assistenz geboten wird, abgeschlos-
sene Bereiche auf eigenen Wunsch hin zu verlas-
sen. Dies kann durch Planung und Ausfiihrung von
niedrigschwelligen Aktivitaten erreicht werden,
an denen sich Bewohner_innen, deren Mobilitat
normalerweise eingeschrankt ist, zusammen mit
anderen beteiligen konnen. Im Heim 2 gehen
Bewohner_innen, die im geschiitzten Bereich
untergebracht sind, gemeinsam mit anderen
Bewohner_innen spazieren und erledigen kleine
Aufgaben im Haushalt.

Neben der rdumlichen Trennung sind individuelle
Einschréankungen der Mobilitat in der Altenpfle-
ge weit verbreitet. Diese Praxis kann zu einer
schwerwiegenden Verletzung von Menschen-
rechten fiihren. Haufig werden Bettgitter oder
Rollstuhlgurte eingesetzt, ein tiefer Sessel oder
Tisch vor einem Stuhl kdnnen einen dhnlichen
Effekt haben. Uber solche Freiheitsentziehungen
und -beschrankungen kénnen Pfleger_innen und
Arzt_innen nicht ohne Einwilligung der zu pflegen-
den Person oder ohne richterliche Genehmigung
eines Betreuungsgerichts (§ 1906 Abs. 4 BGB)
entscheiden. Erfreulicherweise werden freiheits-
beschrankende MaBnahmen in der Altenpflege
immer weniger eingesetzt: Der Anteil der Lang-
zeitpflegebewohner_innen, deren Freiheit durch
individuelle MaBnahmen eingeschrankt wurde, hat
sich von 2012 bis 2015 von 20 Prozent auf 12,5
Prozent verringert.” Der Anteil der ohne Rechts-
anordnung vorgenommenen Einschrankungen ist
um 3 Prozent gefallen; fast 92 Prozent aller 2015
dokumentierten Einschrankungen fanden mit
richterlicher Genehmigung statt. Daneben legen
die vom MDS vorgelegten Daten nahe, dass Pfle-
geheime die Notwendigkeit und Angemessenheit
von Einschrdnkungen mittlerweile systematischer
und regelmaBiger kontrollieren: 84,9 Prozent der
Heime haben 2015 notwendige Einschréankungen
regelmaBig tUberpruft. 2013 betrug die Zahl noch
78,4 Prozent. Diese positiven Zahlen mussen
jedoch mit Vorsicht betrachtet werden: Viele der
nicht genehmigten Mobilitatsbeschrankungen
werden wahrscheinlich nicht in den MDS-Berich-
ten dokumentiert, vor allem Einschrankungen, die
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nicht mechanischer Natur sind (Giirtel oder Bett-
gitter), sondern pharmazeutischer (unaufgeforder-
te Gabe von Beruhigungsmitteln) oder raumlicher
Natur (Platzierung der Bewohner_innen hinter
einem Hindernis, das sie nicht entfernen kdénnen,
beispielsweise einer verschlossenen Tir oder ei-
nem Tisch).* Es ist wahrscheinlich, dass der MDS
kein vollumféangliches Bild von Mobilitatsbeschran-
kungen hat, da sein Ziel als Kontrollmechanismus
nicht darin besteht, Gewalt gegen Altere, sondern
die Pflegequalitit zu bewerten.”

5.1.2 Aufrechterhaltung der Mobilitat:
Recht auf Rehabilitation

Ein weiteres Recht, das in engem Zusammenhang
mit der Mobilitat steht, ist das Recht auf Habilitati-
on und Rehabilitation, das in der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Art. 26 festgeschrieben ist.*
Die Regierung ist demnach verpflichtet, effektive
Schritte zu unternehmen, um es Menschen mit
Behinderungen, darunter auch &lteren Personen
in der Pflege, zu ermdglichen, ein unabhangiges
Leben zu gestalten und ihre Beeintrachtigung
beziehungsweise Krankheit zu bewaltigen. Dar-
Uber hinaus muss die Regierung gewahrleisten,
dass sich alle der Technologien und Ausstattungen
bewusst sind, die genutzt werden kénnen, um
eine unabhéngige Lebensfiihrung zu unterstitzen.
Innerhalb dieses strukturellen Rahmens kdnnen
die Trager der Heime und die Heimleitungen eine
Vielzahl an unterschiedlichen Mdglichkeiten und
MaBnahmen wahlen, um die Mobilitat ihrer Be-
wohner_innen zu fordern.

In den von uns untersuchten Heimen spielte die
individuelle Mobilisierung der Heimbewohner_in-
nen eine groBe Rolle. Wichtig ist dabei insbe-
sondere die Sturzpravention.* Alle Heime bieten
Praventionsangebote fir ihre Bewohner_innen an,
die von Spezialist_innen geleitet werden und fir
alle - auch fiir Rollstuhlfahrer_innen - zugéng-
lich sind. Darlber hinaus kommen Physiothera-

46 Vgl. dazu: Zentrum flr Qualitat in der Pflege (ZQP) (2015).
47 MILCEA (2012).

peut_innen und Fitnesstrainer_innen regelmaBig
ins Heim. Sie helfen den Bewohner_innen dabei,
mobil zu bleiben und nach Schlaganféllen oder
Stilrzen wieder zu genesen.

»Jeden Dienstag und Freitag habe ich The-
rapie zum Laufen. Da gehe ich nach unten,
wo der Fischteich ist, da gehe ich dann lang
und sie halt meinen Arm und ich halte mich
an dem Holz fest und dann gehen wir zehn
Minuten. Naja, dann kriegte ich den Schuh
verpasst mit dem Ding hier. Also ohne den
kann ich gar nicht gehen.”

Bewohnerin, Heim 3, 88 Jahre

»Als ich hierher kam, konnte ich ja noch nicht
mal stehen oder aufstehen, gar nichts. Und
jetzt kann ich durch die Krankengymnastik
schon ein bisschen was machen. Die hilft mir
weiter, das macht sich doch bemerkbar.*
Bewohnerin, Heim 3, 86 Jahre

In einigen Fallen erfordert die Mobilisierung der
Bewohner_innen ein beharrliches, facettenreiches
Vorgehen, das Uber die Stadrkung des Bewegungs-
apparats hinausgeht. Dies betrifft insbesondere
an Demenz Erkrankte, die orientierungslos sein
kénnen oder sich aufgrund anderer Schwierigkei-
ten nicht bewegen konnen.

Good-Practice-Beispiel: Mobilisierung einer
dementen Bewohnerin

,Wir haben eine Bewohnerin, die aus einer ande-
ren Einrichtung kam. Sie war dement, aber total
interessiert an der Umwelt. Im anderen Heim lag
sie drei Jahre in einem Einzelzimmer und man
hat einfach auch gemerkt, wie sehr sie irgendwie
jetzt nach Reizen Ausschau gehalten hat. Wir
wollten sie unbedingt mobilisieren, aber sie ist
uns immer kollabiert. Dann haben wir festge-
stellt, dass sie nie genugend Flussigkeit kriegt,

48 Habilitation bedeutet das Erlernen einer neuen Fahigkeit, wédhrend Rehabilitation das Wiedererlernen einer Fahigkeit umfasst, beispiels-

weise laufen oder sprechen.

49 Der Bericht des MDS aus dem Jahr 2014 kommt zu dem Schluss, dass mindestens 80 Prozent aller Bewohner_innen der Langzeitpflege
besondere Vorrichtungen fiir die Sturzprévention brauchten. Die Mehrheit der Heimbewohner_innen erhielt auch eine solche Vorrichtung
(86 Prozent); die Sturzpravention bei den Ubrigen 14 Prozent war nicht oder nicht ausreichend vorhanden: Es gab nicht die notwendigen
Gerate, Arzte wurden nicht informiert oder es fehlte an Medikamenten. Vgl. Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Kranken-

kassen e.V. (MDS) (2014), S. 29.
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um den Kreislauf zu stabilisieren. Wir haben dann
mit dem Arzt einen Vertrag gemacht, in dem wir
uns verpflichtet haben, die Erndahrungssonde
ausschlieBlich zur Flissigkeitssubstitution zu nut-
zen, und haben ihr nachts, wenn sie geschlafen
hat, Flissigkeit gegeben. Damit konnten wir sie
tagsuber mobilisieren. Das war flr die Frau der
ultimative Gewinn. Wir haben sie dann oft hier
auf diesen Flur gesetzt, weil hier viel Publikums-
verkehr ist. Und sie hat jeden angesprochen.
Pflegedienstleiterin, Heim 2

Sturzpravention kann einerseits durch Rehabi-
litation korperlicher und kognitiver Funktionen,
anderseits durch den Einsatz sicherheitsgewahr-
leistender Technologien geleistet werden. Diese
Technologien, beispielsweise eine Alarmmatte,
bieten Alternativen zur Mobilitatseinschrankung,
etwa durch Bettgitter. Die Heimleiterin in Heim

2 nennt sie deshalb ,freiheitserweiternde® statt
sfreiheitsentziehende® Losungen. Diverse Expert_
innen der Langzeitpflege, etwa vom Zentrum fir
Qualitat in der Pflege oder dem MDS, unterstitzen
diesen Ansatz.

~ES gibt Bewohner, die sagen ganz klar: ,Ich
will nicht so eine Protektorenhose tragen.
Und wenn ich dann stirze, dann stiirze ich
halt!* Gut, dann kann man vieles andere
anbieten: Es gibt diese Funkfinger, wenn je-
mand stiirzt, kommt dann schneller Hilfe. Das
nehmen die meisten auch gerne an. Oder vor
dem Bett wird eine Matte platziert, falls je-
mand stirzt, wird der Sturz etwas abgefedert.
Dann gibt’s die Moglichkeit bei Menschen,
die sich nicht mehr bewusst sind, ob sie noch
stehen kdnnen, dass eine Matte vors Bett ge-
legt wird. Sobald sie da drauftreten, geht die
Klingelanlage los. Es ist schon ein Balanceakt,
ganz klar. Wenn jemand gesturzt ist, kommt
grundsatzlich gleich die Frage: ,Warum ist
der gestiirzt!?* Ja, weil der Mensch auch
einen eigenen Willen hat, auch einen eigenen
Willen, aufzustehen. Ich kann versuchen, ihn
zu schitzen. Ich biete ihm die Mdglichkeiten,
die ich habe, an. Wenn sie abgelehnt werden,
wird das dokumentiert. Und dann ist das so.
Jeder Mensch hat auch das Recht, sich zu
verletzen, also zu stiirzen oder aus irgendwel-

chen Griinden eine Behandlung abzulehnen.
Also das gestehe ich jedem zu, auch den
Menschen, die hier liegen. Die haben die glei-
chen Rechte wie jeder andere auch.”
Pflegedienstleitung, Heim 1

5.1.3 Fazit

Mobilitat spielt fur die Wahrung der Menschen-
wirde und den Schutz der Menschenrechte in
Pflegeheimen eine zentrale Rolle. Die Mobilitat
der Heimbewohner_innen wird durch verschie-
dene rechtliche Regelungen geschutzt und unter
anderem durch die in der UN-Behindertenrechts-
konvention postulierten Rechte auf Habilitation
und Rehabilitation gefordert. Allerdings fehlen in
Deutschland klare Richtlinien, die nicht nur die
mechanischen, sondern auch die pharmazeuti-
schen Mobilitatseinschrankungen umfassen. Hei-
me, die beispielsweise demente Bewohner_innen
raumlich von anderen trennen und somit deren
Recht auf Mobilitat beschneiden, missen sicher-
stellen, dass die Bewohner_innen die abgetrenn-
ten Bereiche mit Assistenz verlassen kénnen und
dass andere Rechte, beispielsweise das Recht auf
Privatheit und Recht auf Gesundheit, voll und ganz
realisiert werden kénnen.

Hilfe zur Selbsthilfe, sowohl in Form unterstit-
zender Technologien als auch in Form von ver-
fugbarer menschlicher Hilfe, ist die effektivste
Alternative zu Mobilitatseinschrankungen und eine
Hauptanforderung fiir die Umsetzung der Men-
schenrechte in der Langzeitpflege. MaBnahmen,
die die korperliche und kognitive Rehabilitation
von Bewohner_innen ermdglichen, beispielsweise
physiotherapeutische Begleitung und Umsetzung
sicherheitsgewahrleistender Technologien, sind
notwendige Voraussetzungen fiir die volle Umset-
zung des Rechts auf Mobilitat.

5.2 Recht auf Privatheit

Ein weiteres Menschenrecht, das im Pflegekon-
text eine wichtige Rolle spielt, ist das Recht auf
Privat- und Familienleben. Es deckt viele ver-
schiedene Aspekte des Heimlebens ab. Das
Recht auf ein Privatleben ist in Art. 17 des
UN-Zivilpakts (ICCPR), in Art. 22 der UN-BRK und
in Art. 8 der EMRK verankert. Insbesondere

Art. 8 der EMRK legt fest, dass Privatheit weit
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gefasst ist und sich auf alle Aspekte des Lebens
bezieht. Das Recht wird innerhalb und auBerhalb
eines privaten Heims realisiert, wobei ,,Heim*
nicht nur eine Wohnung oder ein Haus ist,
sondern auch ein Zimmer in einem Pflegeheim
sein kann. Einige Aspekte des Rechts auf Privat-
heit werden regelméBig in den Berichten des
MDS evaluiert; 2012 wurden die folgenden
Kriterien entwickelt und 12.190 Heimen diesbe-
zlglich evaluiert:

Umsetzung des Rechts auf Privatheit

Prifkriterium

gebaut, sondern alte Heime werden renoviert, um die
Anzahl der Einbettzimmer zu erhéhen.

Ein eigenes Zimmer zu haben und es mit person-
lichen Dingen auszustatten, ist flir die meisten
Heimbewohner_innen sehr wichtig. Die Bedeutung
solch einer Privatheit manifestierte sich in unserer
Untersuchung in der Art und Weise, wie uns die
Befragten ihre Zimmer zeigten und stolz Dinge
prasentierten, die ihnen wichtig waren.

Einrichtungen, die das
Kritierium erfiillen

Ist die Gestaltung der Zimmer mit eigenen Mdbeln, persénlichen Ge- 98,7 %
genstanden und Erinnerungsstiicken sowie die Entscheidung tber ihre
Platzierung moglich?

Kann eigene Wasche mitgenommen werden? 99 %
Stehen abschlieBbare Schubladen oder Facher fir alle Bewohner zur 98,5%

Verfugung

Quelle: Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. (MDS) (2014), S. 135.

Neben dem Schutz der physischen Grenzen der
Privatheit adressiert das Recht auf Privatheit auch
die moralische und kérperliche Integritat des Indi-
viduums. Es muss also zwischen raumlicher Privat-
heit, die durch das physische Umfeld ermdglicht
wird, und normativer Privatheit, die durch tagliche
Routine und den sozialen Umgang zwischen allen
in der Langzeitpflege involvierten Akteuren (Be-
wohner_innen, Pflegekrafte, Angehorige, Freiwilli-
ge usw.) ermoglicht wird, unterschieden werden.

5.2.1 Raumliche Privatheit: Orte, an
denen man alleine sein kann

2013 waren rund 60 Prozent der Raumlichkeiten in
Pflegeheimen Einzelzimmer, 40 Prozent waren Zwei-
bettzimmer (39,2 Prozent) beziehungsweise andere
Unterbringungsformen.* Die Anzahl der Einzelzim-
mer wird sich wahrscheinlich aufgrund der gestiege-
nen Anforderungen an die Unterbringung, die in den
landerspezifischen Gesetzen festgelegt sind, noch
erhohen. Nicht nur neue Heime werden in Einklang
mit neuen gesetzlichen Regelungen auf Landerebene

50 Statistisches Bundesamt (2015), S. 22.

Doch nicht fir alle Heimbewohner_innen ist das
Einzelzimmer die optimale Wohnform. Eine der
befragten Bewohner_innen, die sich seit ihrer
Aufnahme in der Langzeitpflege vor mehr als zehn
Jahren ein Zimmer mit einer Mitbewohnerin teilt,
sagte allerdings, dass ihr die Mitbewohnerin ein
Geflhl der Unterstiitzung und Zugehdrigkeit gebe.
Im Laufe des Interviews wiederholte sie mehrmals,
dass sie, da sie fitter und mobiler als ihre Zimmer-
nachbarin sei, Trost darin finde, einer anderen bei
den alltaglichen Tatigkeiten, etwa beim Bettenma-
chen oder beim Anziehen, zu helfen.

»lch helfe ihr beim Anziehen und jeder
Handreichung. Ich richte ihr das Bett her. Ich
gebe ihr den Stock, fahre den Rollator auf
den Platz. So kleine Handgriffe, was halt im
téglichen Leben so anfallt. Ich halte ihren
Schrank in Ordnung, weil, sie kann ja nicht
mehr so lange auf den Beinen stehen.
Bewohnerin, Heim 2, 72 Jahre
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Somit kann sich die Einzelzimmeranforderung
trotz guter Intention fir einige Menschen als
nachteilig erweisen - insbesondere fiir Bewoh-
ner_innen mit einer schweren Form der Demenz.
Verschiedene Studien zeigen, dass gerade sie
sehr davon profitieren, wenn sie von anderen
Menschen umgeben sind - am besten rund um die
Uhr.®" Die Prasenz anderer schafft eine Atmosphé-
re der Sicherheit und Vertrautheit. Diesen Bediirf-
nissen in einem Pflegeheim gerecht zu werden,
kann allerdings duBerst schwierig sein. Einige
Heime schaffen ein spezielles Umfeld fiir Bewoh-
ner_innen mit Demenz, sogenannte Pflegeoasen,
in denen sich fiinf oder sechs Personen die Raum-
lichkeiten teilen und unter stéandiger Beobachtung
mehrerer Pflegekréfte stehen. Trotz der empirisch
belegten positiven Auswirkung einer solchen Un-
terbringungsform verhindern die aktuell giiltigen
Rechtsbestimmungen eine breite Ubernahme im
Langzeitpflegesystem.

»Wir sind zu reglementiert. Wir wiirden uns
wilnschen, dass wir mehr ausprobieren kdnn-
ten und selber unsere Erfahrungen machen,
dann natdrlich vielleicht gestiitzt. Wir wiirden
uns zum Beispiel sehr gerne wissenschaftlich
begleiten lassen. Wir missen uns die Men-
schen, die wir pflegen, anschauen, und das
muss an den Bedurfnissen orientiert sein.”
Pflegedienstleistung, Heim 3

5.2.2 Normative Privatheit: Alltags-
praxis und sozialer Umgang

In allen von uns untersuchten Heimen - die,

wie bereits erwahnt, Good-Practice-Beispiele

sind - existieren klare Regeln zum Schutz der
Privatheit der Bewohner_innen. Das Personal ist
angehalten, Zimmer erst nach dem Anklopfen zu
betreten. Diesen Grundsatz nannten die meisten
Pflegekréafte im Interview als erstes. Wahrend der
Gesprache mit den Bewohner_innen konnte die
Einhaltung dieser Regel beobachtet werden: Wann
immer Pflegekrafte einen Raum betraten, meist
um zu fragen, ob Kaffee oder dhnliches gewiinscht
werde, klopften sie an und fragten, ob sie storten.
Auch im MDS-Bericht von 2014 haben 99 Prozent
der befragten Bewohner_innen erwéhnt, dass sie

selbst entscheiden konnen, ob ihre Zimmertir
offen oder geschlossen ist.*”

Ein besonderes Augenmerk lag in Heim 1 auf der
Organisation der Nachtschichten. Bewohner_in-
nen, die nachts nicht gestort werden mochten,
unterzeichnen eine spezielle Einverstandniserkla-
rung - ihre Zimmer werden dann nicht vor einer
bestimmten Uhrzeit inspiziert. Aber naturlich
konnen sie im Notfall immer nach Hilfe rufen.

Alle befragten Pflegekréfte und Leiter_innen
hatten ein sehr ausgepragtes Bewusstsein davon,
dass personliche Gegenstande und Dokumente
der Bewohner_innen privates Eigentum sind und
nicht ohne explizite Erlaubnis angefasst werden
durfen. Allerdings muss festgehalten werden, dass
Bewohner_innen in verschiedenen Heimen und
in mehreren Fallen berichteten, dass Pflegekrafte
ihnen helfen, ihre Wasche im Kleiderschrank un-
terzubringen oder ihre Wasche zu sortieren. Das
bedeutet, dass Bewohner_innen und Pflegekréafte
meist eine gute Beziehung zueinander haben

und das Recht auf Privatheit im sozialen Umgang
gewahrt ist.

5.2.3 Fazit

In den landerspezifischen Heimgesetzen wurden in
den vergangenen Jahren wichtige Regelungen zum
Schutz des Rechts auf Privatheit von Pflegeheim-
bewohner_innen eingeflihrt, insbesondere durch
Einfliihrung von Einbettzimmern als Grundvoraus-
setzung. Allerdings muss der rechtliche Rahmen
flexibel bleiben, damit das Recht auf Privatheit
nicht zur Pflicht zur Einsamkeit wird und auch
Bediirfnisse von Menschen erfillt werden kdnnen,
die eine andere Form der Unterbringung bevorzu-
gen. Daneben gilt, dass die raumliche Privatheit
eine wichtige, aber nicht die alleinige Voraus-
setzung fir die Einhaltung des Menschenrechts
auf Privatheit ist. Einbettzimmer nitzen nicht

viel, wenn sie jederzeit betreten werden kénnen.
Der Schutz der normativen Privatheit und seine
Umsetzung im Heimalltag sind deshalb ebenfalls
wichtig. Dazu gehort auch die Gestaltung eines
mdoglichst flexiblen Rahmens flr den Alltag der
Bewohner_innen, der die Berucksichtigung von

51 Adam-Paffrath, Renate (2012); Radzey, Beate (2008); Rutenkréger Anja / Berner, Renate / Kuhn, Christina (2012).

52 MDS (2014), S.133.
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individuellen Entscheidungen und Praferenzen
mdoglich macht.

5.3 Das Recht auf Gesund-
heit

Das Menschenrecht ,eines jeden auf das fir

ihn erreichbare HochstmaB an korperlicher und
geistiger Gesundheit® wird vor allem durch Art. 12
des Internationalen Paktes Uber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte (ICESCR, UN-So-
zialpakt) geregelt. Der UN-Ausschuss fiir wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (CESCR),
dessen Aufgabe die Auslegung und Umsetzung
des UN-Sozialpakts ist, hat in seiner ,Allgemeinen
Bemerkung Nr. 14“ Aspekte, die die Situation al-
terer Menschen besonders betreffen, ausgefiihrt,
etwa ,praventive, kurative und rehabilitierende
Behandlungen [...],Wahrung der Funktionalitat und
Selbstbestimmung alterer Personen [...], Aufmerk-
samkeit und Pflege fir chronisch und unheilbar
kranke Personen, um vermeidbare Schmerzen zu
vermeiden und es ihnen zu erlauben, in Wiirde zu

sterben®.”

5.3.1 Medizinische Versorgung

Der UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte stellt fest, dass das Recht auf
Gesundheit medizinische Behandlungen erfor-
dert, die ,rechtzeitig und angemessen® sind. Die
medizinische Versorgung in der Langzeitpflege in
Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren
verbessert, vor allem bei der Vermeidung von
chronischen Wunden. 2013 wurden chronische
Wunden oder ein Dekubitus bei 79 Prozent der
betroffenen Bewohner_innen fachkundig ver-
sorgt.”* Bei der Verabreichung von Medikamenten
besteht allerdings groBer Verbesserungsbedarf:
2014 wurde bei fast 10 Prozent der Pflegeheimbe-
wohner_innen Medikamente falsch verschrieben,
dosiert oder verabreicht. AuBerdem wurden in fast
14 Prozent der Falle Medikamente nicht angemes-

sen gelagert.”® Eine 72-jahrige Bewohnerin des
Heims 2 berichtete Folgendes:

»In [Ort A] ist es mir sehr schlecht gegangen.
Ich glaube, die haben was in die Getranke ge-
mischt. Und ich habe keine festen Tabletten
gehabt, ich habe jeden Tag etwas anderes
bekommen. Und es ging mir immer schlech-
ter. Und wie ich hierhergekommen bin, da
habe ich gespiirt, dass es mir immer besser
geht und ich bin sehr zufrieden, dass ich hier
gelandet bin.“

Bewohnerin, Heim 2, 72 Jahre

Laut dem MDS verringert sich die fehlerhafte
Verabreichung von Medikamenten jahrlich Schritt
fur Schritt, ist allerdings immer noch ein Problem
in vielen deutschen Pflegeheimen. Wegen des
hohen Risikopotenzials beim Umgang mit falsch
verabreichten Medikamenten ist diese Situation
nicht akzeptabel und wird vom MDS als ,,nicht
zufriedenstellen[d]“ angesehen.*

In den Interviews gab es keine Hinweise auf Falle
von falsch verabreichten Medikamenten in den
untersuchten Heimen. Die befragten Pflegeheim-
bewohner_innen brachten ihre Zufriedenheit
dariiber zum Ausdruck, dass ihre (chronischen
oder akuten) Leiden gleichermaBen gut behandelt
worden seien. Die Interviewpart_innen erhielten
regelméBig Besuch von medizinischen Spezialis-
ten: Psychiater_innen, Orthopad_innen, Augen-
arzt_innen, Urolog_innen und Zahnarzt_innen. In
vielen Fallen waren dies Arzt_innen, die von den
Bewohner_innen bereits vor dem Umzug in das
Pflegeheim aufgesucht worden waren. Die Befrag-
ten berichteten von transparenten, regelmaBigen
und zugénglichen Behandlungen, die auf der
Grundlage der Einwilligung der Bewohner_innen
oder gegebenenfalls ihrer Angehdrigen erfolgen.

53 UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (2000), Abs. 25. Ahnlich hat sich 2002 auch der UN-Sonderberichterstat-

ter Uber das Recht auf Gesundheit, Anand Grover, geduBert..

54 2011 war dies nur bei 74 Prozent der Fall. Bei 21 Prozent der betroffenen Bewohner_innen wurden Wunden allerdings mangelhaft behan-
delt, weil beispielsweise hygienische Standards bei der Wundversorgung nicht beachtet wurden. Vgl. MDS (2014), S. 9.

55 Ebd., S.26-27.
56 Ebd., S. 26.
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Good-Practice-Beispiel: Forderung der Zahn-
gesundheit

Ein Aspekt der korperlichen Gesundheit, der in
Diskussionen tiber Qualitatsstandards in der
Pflege haufig Gbersehen wird, ist die Zahnhygi-
ene. Und dies, obwohl fast 70 Prozent der Be-
wohner_innen in der Langzeitpflege Hilfe beim
Zahneputzen oder mit ihren Prothesen brau-
chen. Wahrend die Mehrheit dieser Menschen
die bendétigte Hilfe erhalt, wurde bei 15 Prozent
eine schlechte Zahnhygiene dokumentiert.” Die
Heimleitung in Heim 2 legt besonderes Augen-
merk auf Zahnhygiene und setzt ein spezielles,
mehrfach ausgezeichnetes Pflegeprogramm um.
Das Programm besteht aus zwei zentralen Kom-
ponenten: regelméaBige Kontrollen in Arztpraxen
vor Ort und eine heiminterne Kontrolle der
Zahnhygiene. Die Heimleitung schult die Pflege-
krafte, die Zahngesundheit der Bewohner_innen
ganzheitlich zu betrachten: Bewohner_innen
erhalten nicht nur Hilfe beim Zahneputzen oder
dem Reinigen ihrer Prothesen, sondern werden
bei den Mahlzeiten besonders unterstutzt. Mit
diesem Programm wird nicht nur das Recht auf
Gesundheit gefordert, sondern es hat auch eine
positive Wirkung auf andere Rechte, etwa das
Recht auf Selbstbestimmung, das Recht auf
Nahrung und das Recht auf soziale Teilhabe.

5.3.2 Nahrung und Flussigkeitszufuhr
In Art. 11 des UN-Sozialpakts ist das Recht auf
einen angemessenen Lebensstandard festge-
schrieben; hier finden sich auch die Rechte auf
ausreichend Nahrung, Wasser und Sanitarversor-
gung sowie auf angemessenen Wohnraum. Diese
Rechte Uberschneiden sich oft mit dem Recht auf
ein HochstmaB an Gesundheit.”

Nahrung ist einer der wichtigsten, schwierigsten
und umstrittensten Themen in Pflegeheimen,
wobei zwei Dinge von gleicher Bedeutung sind:
die Qualitat und Verfligbarkeit von Nahrung, die

57 MDS (2014), S. 26-27, S. 34.

sich direkt auf die korperliche Gesundheit und
Mobilitat auswirkt, und die Organisation und
Strukturiertheit der Mahlzeiten, die fiir das Sozi-
alleben der Bewohner_innen und ihre Fahigkeit,
ein unabhangiges Leben zu fiihren, von zentraler
Bedeutung sind. Geeignete Nahrung und Flussig-
keitszufuhr sind somit Voraussetzungen fur die
Umsetzung gleich mehrerer Menschenrechte: fiir
die Umsetzung des Rechts auf das HochstmaB an
Gesundheit, des Rechts auf soziale Inklusion und
des Rechts auf Selbstbestimmung. Ahnlich verhlt
es sich mit der Fllssigkeitsversorgung: Ist sie
unzureichend, wird das Recht auf Wasser und das
Recht auf Gesundheit verletzt.

Die Qualitat der Nahrung in Pflegeheimen wird
fortlaufend kontrolliert und geprift. Zu den Quali-
tatskriterien des MDS gehdrt nicht nur der Nahr-
wert der Nahrung, sondern auch ihr Geschmack
und ihre Eignung fiir einzelne Bewohner_innen.
Laut dem MDS-Bericht erfasste 2013 die Uber-
wiegende Mehrheit der Heime individuelle Kapa-
zitdten und gesundheitliche Risiken und flhrte
erforderliche MaBnahmen bei Einschrankungen
der selbststandigen Flussigkeits- und Nahrungs-
versorgung durch. In 78 Prozent der Heimen
wurde bei Bewohner_innen mit Ernahrungssonden
der Geschmackssinn angeregt. Nur 8,7 Prozent
der Menschen in stationaren Einrichtungen, bei
denen eine Einschrénkung vorlag, bekamen keine
ausreichenden Hilfen zur Flissigkeitsaufnahme.”
Die positiven Zahlen des MDS missen allerdings
mit Vorsicht betrachtet werden, denn der jlingste
Bericht der Bertelsmann Stiftung® zeigt auf, dass
auch in Heimen mit guten Pflegenoten groBer Ver-
besserungsbedarf besteht, insbesondere in Bezug
auf schmackhafte Nahrung, die optisch anspre-
chend und auf Wunsch verfiigbar ist. Die Qualitat
der Nahrung wurde von den meisten Befragten als
besonders wichtig erachtet. Selbst in den von uns
aufgesuchten, vermutlich iberdurchschnittlich gut
gefuihrten Heimen waren viele Bewohner_innen
mit der Nahrung nicht zufrieden, weil sie nicht gut
schmeckte, in manchen Fallen schwer zu essen

58 Saul, Ben /Kinley, David H. / Mowbray, Jacqueline (Hg.) (2014), S. 861ff.

59 MDS (2014), S. 32, Fn. 33. Der 4. Bericht des MDS (2014) stellt klar, dass die Dehydrierung bei den zur Verfligung stehenden Mitteln
schwer feststellbar ist, aber im Vergleich zum 3. Bericht von 2012 Verbesserungen erkennbar sind. Siehe MDS (2012), S. 16. In 23,7
Prozent wurde vom MDS die Fliissigkeitsversorgung als nicht angemessen bewertet.

60 Bertelsmann-Stiftung (2016).
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war oder nicht zu den individuellen Ernghrungsbe-
dirfnissen passte. Angehorige von Bewohner_in-
nen, mit denen wir gesprochen haben, beklagten
ebenfalls den Nahrwert der angebotenen Nahrung
und die unzureichende Versorgung mit frischem
Obst und Gemdtse.

Allerdings muss auch betont werden, dass in den
von uns besuchten Heimen groBe Anstrengungen
unternommen wurden, um Essen und Getranke
bei Bedarf jederzeit bereitzustellen. Die Mahlzei-
ten wurden flexibel gestaltet, rund um die Uhr
waren zusatzliche Snacks in den Stationskiichen
verfligbar. Im Heim 2, in dem viele Bewohner_in-
nen nachts aktiv waren, wurden spezielle ,Nacht-
mahlzeiten“ wie belegte Brote und Tee eingefiihrt.

5.3.3 Fazit

Das Recht auf ein erreichbares HochstmaB an kor-
perlicher und geistiger Gesundheit ist flr die Al-
tenpflege besonders relevant. Good-Practice-Bei-
spiele zeigen, wie die fachérztliche Versorgung
durch eine Kooperation mit niedergelassenen Arz-
ten gut gewahrleistet werden kann. Auch die oft
vernachléssigte Zahngesundheit Iasst sich durch
Aufklarung und Schulung in die alltgliche Pflege
integrieren. Obwohl professionelle medizinische
Hilfe und Rehabilitationshilfen in vielen Pflege-
heimen in Deutschland vorhanden sind, besteht
bei der Umsetzung des Rechts auf Gesundheit in
einigen Bereichen Verbesserungsbedarf, bei-
spielsweise bei der richtigen und altersgerechten
Verabreichung von Medikamenten. Die Verbesse-
rung der Nahrungsqualitat als Teil eines ganzheit-
lichen Ansatzes zum Recht auf ein HochstmaB an
Gesundheit bedarf weiterer Anstrengung. Diese
angesprochenen Aspekte missen flachendeckend
kontrolliert und verbessert werden.

5.4 Recht auf soziale
Inklusion

Menschen haben ein Recht darauf, Teil einer
Gemeinschaft zu sein, und damit ist der Staat
verpflichtet, Rahmenbedingungen zu schaffen, die
es jedem Menschen ermdglichen, sich einzubrin-
gen und auch mitzugestalten. In internationalen
Menschenrechtsvertragen beziehen sich viele
Bestimmungen zur sozialen Inklusion auf die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben insgesamt.
Die Verpflichtung von Vertragsstaaten, effekti-

ve und angemessene MaBnahmen zu ergreifen,
damit sichergestellt wird, dass alle Menschen mit
Behinderungen ihr Recht auf volle Inklusion und
Teilhabe in der Gemeinschaft ausiiben kénnen,
sind Grundséatze der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK). Insbesondere Artikel 25 des
Internationalen Pakts tber birgerliche und politi-
sche Rechte (ICCPR) sieht das Recht vor, an der
Gestaltung der offentlichen Angelegenheiten und
an Wahlen teilzunehmen.

Der paradigmatische Wandel, Bewohner_innen der
Langzeitpflege als selbstbestimmte Rechtssubjek-
te und nicht nur als Patient_innen wahrzunehmen,
die im vollen Umfang von den Pflegekraften ab-
hangig sind (siehe Kapitel 4.1), hat zu verschiede-
nen rechtlichen und organisatorischen Initiativen
gefuhrt, die das Recht der Bewohner_innen auf so-
ziale Inklusion férdern sollen. Insbesondere mis-
sen Pflegeheime Uber einen eigenen Sozialdienst
verfligen, dessen Ziel einerseits darin besteht, die
Inklusion des Heims in den Gemeinden vor Ort
sicherzustellen und andererseits darin, die Be-
wohner_innen zu stérken, sich am Alltagsleben im
Heim zu beteiligen. Hierzu kdnnen die Alltagsas-
sistent_innen einen positiven Beitrag leisten, da
sie die Teilnahme durch Begleitung oder Informa-
tionsaustausch ermdglichen kdnnen. In allen von
uns aufgesuchten Heimen gab es beide Herange-
hensweisen in unterschiedlichen Auspragungen.
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5.4.1 Starkung der sozialen Inklusion
durch Integration der Heime in den
Gemeinden vor Ort

Die von uns untersuchten Heime unterhalten mit
diversen kommunalen Strukturen Verbindungen
und Partnerschaften: mit religiosen Organisati-
onen, Schulen, Sport- und Gartenvereinen und
so weiter. Die Zusammenarbeit auf kommunaler
Ebene kann unterschiedliche Formen annehmen,
von der gemeinsamen Organisation von jahres-
zeitabhédngigen Festen bis hin zur Ausiibung von
Aktivitaten durch Freiwillige.

Die meisten Pflegedienstleiter_innen betrach-
teten die Unterstitzung von Freiwilligenverban-
den und Einzelpersonen als unabdingbaren und
festen Bestandteil des Heimlebens, ohne die eine
auf Respekt basierende und menschenwiirdige
Pflege nicht moglich ware. Gemeinnltzige Arbeit
kann neue Aktivitaten ermdglichen und hilft, den
Bedirfnissen verschiedener Bewohner_innen
gerecht zu werden, da sie dadurch an unterschied-
lichen Veranstaltungen teilnehmen kdnnen.

»Mehr Ehrenamtliche sind immer wiinschens-
wert, weil das ist nochmal ein Punkt, wo

wir dann teilweise auch an unsere Grenzen
stoBen, wenn ein einzelner Mensch irgend-
einen Wunsch hat, und ich habe jetzt gerade
da keinen Ehrenamtlichen, der gerade diesem
Wunsch nachkommen kann. Also: Gerne noch
mehr! Die dann halt auch individuell auch Ein-
zelbetreuung bei Bewohnern machen kénnen.*
Pflegedienstleiterin, Heim 1

5.4.2 Starkung der Mitgestaltung des
Heimlebens: Heimbeirate

Die wichtigste Form der Férderung von sozialer In-
klusion in Pflegeheimen ist die direkte Einbindung
von alteren Menschen in das Alltagsleben und

in die Hauswirtschaft ihres Heims (siehe 4.3. 1).
Dariiber hinaus bedeutet soziale Inklusion auch,
Bewohner_innen die Moglichkeit zu geben, tUber
gewisse Aspekte der Organisationsstruktur zu
entscheiden. Dieser Aspekt der sozialen Inklusion
wird durch Heimbeirate ausgeiibt: gewahlte Gre-

mien, die nicht nur aus Bewohner_innen, sondern
auch aus Ehrenamtlichen bestehen. Die Tatigkeit
der Heimbeiréate ist in der Heimmitwirkungsver-
ordnung geregelt. Sie legt fest, dass Heimbeirate
einen Rechtsanspruch darauf haben, ber alle
wesentlichen Pflegeaspekte in Kenntnis gesetzt
zu werden, seien sie materieller, organisatorischer
oder medizinischer Natur. Allerdings kénnen die
Beirate nur einen Bruchteil dieser Themen in ihre
Agenda aufnehmen.*’

Die Arbeit der Heimbeiréte scheint fiir die meisten
Langzeitpflegeheimbewohner_innen und auch

die Mitglieder des Beirats eine geringe Relevanz
zu haben. Einerseits gibt es nur wenig Kontakt
zwischen dem Beirat und den anderen Bewoh-
ner_innen - ein Umstand, den die Beiratsmit-
glieder mit dem schlechten Gesundheitszustand
und den kognitiven Einschréankungen der meisten
Bewohner_innen erklaren. Andererseits ist unklar,
ob die Arbeit des Beirats sich tatsachlich auf die
Organisation des Heimlebens und der Heimdiens-
te auswirkt. Mitglieder des Beirats kdnnen nicht
mit Sicherheit sagen, ob ,irgendetwas tberhaupt
geandert werden kann“ und die Anregungen und
Losungsvorschlage des Beirats, selbst wenn

sie protokolliert wurden, umgesetzt werden. Ist
eine Veranderung eingetreten, sind sie sich nicht
sicher, ob dies mit ihrer eigenen Beteiligung an der
Angelegenheit zu tun hat.

,Was sind die Themen, die Sie hier zuletzt
besprochen haben?
Interviewer

»Naja, wir haben Raucher im Heim. Und
manchmal rollen sie mit ihren Rollstiihlen
direkt zum Eingang und lassen niemanden
durch. Dabei zieht auch der Rauch ins Haus.
Wir haben schon mal bei der Leitung Be-
scheid gegeben, dass so was nicht geht, aber
ob sich was andert, weiB ich nicht.”
Bewohner, Mitglied im Beirat, Heim 5, 77 Jahre

Empirische Untersuchungen® und auch unsere
Befragung legen nahe, dass die schlechte Gesund-

61 Diese Beobachtung von Mingot, Kar6 / Ritter, Joachim / Stiehr, Karin (2007) kénnen wir auf Grundlage des vorliegenden Interviewmaterials

voll und ganz bestatigen.
62 Vgl. Mingot, Karo / Ritter, Joachim / Stiehr, Karin (2007).
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heit der Bewohner_innen, mangelnde Motivation
und fehlende Kenntnis der Verwaltungsablaufe
die groBten Hirden fir die Arbeit der Heimbeirate
sind.

»Aber, jemanden zu finden, der mitmacht,
das ist schwer. Ich bin ja auch schon zu alt.
Ja, achtzig.”

Beiratsmitglied, Heim 1, 80 Jahre

Diese Probleme sollten 2001 mit der Novellierung
des Heimgesetzes geldst werden. Seither kdnnen
Dritte (Freiwillige, Angehdrige, Mitglieder gemein-
nitziger Vereine und andere) in Aufsichtsrate
gewahlt werden und sich darin engagieren. Die
Heimmitwirkungsverordnung sieht auch die Option
vor, den Heimbeirat durch eine_n Heimflrspre-
cher_in zu ersetzen.

»lch halte es fir richtig, dass Menschen, die
sich dem Heim besonders verbunden fihlen,
so eine Aufgabe libernehmen kdnnen. Sie
dirfen nur nicht in einem Abhéngigkeits-
verhaltnis zum Heim stehen. Aber dass zum
Beispiel dann dort jemand ehrenamtlich
arbeitet, der in dem Heim vielleicht einen
Angehdrigen gehabt hat und dem es nicht
egal ist, wie es da aussieht und weitergeht,
ist eine gute Sache. Der braucht dann auch
die entsprechenden Kompetenzen.

Der Pflegebevollmachtigte der Bundesregie-
rung, Karl-Josef Laumann

Dies funktioniert allerdings nur dann, wenn die
Person, die als Heimfiirsprecher_in fungiert, fir
diese Rolle gut qualifiziert und kompetent ist. Die
Heimflrsprecherin in Heim 4 war eine ausgebil-
dete Sozialarbeiterin und erfahrene Aktivistin auf
Gemeindeebene und hatte eine klare Vorstellung
von den Zielen und Verfahren in ihrer Position.
Sie kimmerte sich um die Kontaktaufnahme mit
ausnahmslos allen Bewohner_innen (oder deren
Vormund), um die Ubermittlung der Wiinsche
der Bewohner_innen an die Leitung, um die
Kontrolle der Rickmeldungen und das Sammeln
von Informationen - einschlieBlich einfacher
Dinge wie dem Probieren der Heimkost. Andere
beobachtete Falle der ehrenamtlichen Tatigkeit
zeigten, dass Einzelpersonen, die die Verantwort-
lichkeiten eines Beiratsmitglieds Gbernehmen,

haufig nicht Uber die notwendigen Kompetenzen
verfiigen.

5.4.3 Fazit

Das Recht alterer Menschen auf Teilhabe an der
Gemeinschaft spielt in der politischen und orga-
nisatorischen Gestaltung der Pflegeheime zuneh-
mend eine wichtige Rolle. Heimbewohner_innen
werden inzwischen in alltédgliche Aktivitaten wie
gartnern, kochen oder in anderen Haushaltstatig-
keiten einbezogen. Dies fihrt zu einem héheren
MaB an sozialer Inklusion und der Férderung

von Hilfe zur Selbsthilfe - eine Entwicklung, die
aus menschenrechtlicher Perspektive zu begri-
Ben ist. Ebenso ist die Einbeziehung der alteren
Bewohner_innen in die umliegenden Angebote
im Quartier eine weitere Moglichkeit zur Teilha-
be. Gleichzeitig sind andere Aspekte der sozia-
len Inklusion, beispielsweise Mechanismen der
Selbstreprasentation, nicht ausreichend verwirk-
licht. Die Handlungsrahmen, die die Tatigkeit von
Heimbeiraten bestimmen, sind unzureichend, um
Bewohner_innen und Ehrenamtliche zu befahigen,
an der Selbstverwaltung effektiv teilzunehmen, um
zu partizipieren und zu gestalten.

5.5 Das Recht auf Beschwer-
de und Wiedergutmachung

Menschen, deren Rechte verletzt wurden, miissen
die Moglichkeit einer wirksamen Beschwerde ha-
ben, mit der eine Wiedergutmachung bei Rechts-
verletzungen erreicht werden kann. Neben gericht-
lichen Verfahren kénnen auch niedrigschwellige
auBergerichtliche Beschwerdestellen dabei eine
wichtige Rolle spielen. Das Recht auf Zugang zur
Justiz ist in Art. 13 der UN-Behindertenrechts-
konvention festgehalten. Das Recht auf wirksame
Beschwerde ist in Art. 2 Abs. 3 des UN-Zivilpakts
und Art. 13 der Europdischen Menschenrechts-
konvention verankert.

Aktuell ist die Organisation eines unabhangigen
Beschwerdemanagements in der Langzeitpflege
in Deutschland duBerst fragmentiert und intrans-
parent. Dies liegt groBtenteils daran, dass die
Langzeitpflege foderal reguliert wird. Foderale
Institutionen fir die Qualitatskontrolle in der
Langzeitpflege, beispielsweise die Medizinischen
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Dienste der Krankenversicherung (MDK) und die
Heimaufsichten, haben das Mandat, als formale
Beschwerdestellen zu fungieren. Es ist nicht klar
abgesteckt, unter welchen Bedingungen und in
welchem MaB die Beratungs- und Beschwerdema-
nagementfunktion von MDKs und Heimaufsichten
wahrgenommen wird.

Einige Initiativen haben direkte und fir Pflege-
heimbewohner_innen zugangliche Beschwer-
demdglichkeiten geschaffen. Diese werden von
verschiedenen Nichtregierungsorganisationen be-
trieben und von einer Vielzahl an gemeinnitzigen,
karitativen Organisationen finanziert. Die meisten
Anlaufstellen sind Hotlines fiir Pflegeheimbewoh-
ner_innen und ihre Angehdrigen. Im Gegensatz
zu Beobachtungsstellen fiir die Langzeitpflege,
die Beschwerden als Mittel zur Qualitatsentwick-
lung konzeptualisieren, ist das Hauptziel dieser
Organisationen explizit die Umsetzung der Men-
schenrechte.® Allerdings sind solche Stellen nicht
bundesweit vorhanden, und sie arbeiten nicht auf
der Grundlage eines rechtlichen Mandats.

Das unzureichende Beschwerdemanagement
wurde bereits 2005 in einem vom Ministerium fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) in
Auftrag gegebenen Bericht behandelt. Der Bericht
kommt zum Schluss, dass die Bedingungen, unter
denen Beschwerdestellen arbeiten, neu bewertet
werden miissten® - bislang ist eine solche syste-
matische Bewertung allerdings noch nicht erfolgt.
Die Beschwerde- und Wiedergutmachungsfunk-
tionen von Beobachtungsstellen sind nur vage
skizziert und scheinen nur von geringer Bedeutung
fur Pflegekrafte und Pflegeheimbewohner_innen.

In unseren Interviews nahmen Bewohner_innen,
ihre Angehorigen oder Pflegekrafte weder auf
staatliche noch auf nichtstaatliche unabhéngige
Beschwerdemechanismen Bezug. Die Themen
Beschwerde und Wiedergutmachungen wurden
nur in Zusammenhang mit internen Heimstruktu-
ren erwahnt. Im Folgenden werden verschiedene
Beschwerdemechanismen vorgestellt. Zudem
wird die groBte Hurde fir das Vorbringen einer

Beschwerde erortert - die Furcht davor, als Norg-
ler_in stigmatisiert zu werden.

5.5.1 ,lIch habe nichts zu schimpfen*:
Legitimierung des eigenen Beschwerde-
rechts

Die meisten Bewohner_innen und ihre Angeho-
rigen sagten zu Beginn des Interviews, dass sie
~personlich nichts zu bemangeln® hatten. Solche
einleitenden Aussagen spiegeln die reale Zufrie-
denheit mit dem Leben in der Langzeitpflege

nicht unbedingt angemessen wider. Stattdessen
sind sie bezeichnend fiir die Erwartungen, die an
unsere Mission geknipft waren. Da Pflegeheime
sténdig geprift und evaluiert werden, mit dem
Ziel, Missstande und Defizite zu dokumentieren,
erwarteten die Bewohner_innen die Prifung durch
einen Qualitatskontrollmechanismus.

Im Laufe der Gesprache legten viele Interviewpart-
ner_innen Wert darauf, sich als wohlwollend und
gut im Pflegeheim integriert zu préasentieren - in
Abgrenzung zu den anderen, die ,,schimpften®.

»lch habe nichts zu schimpfen. Da sind
welche, die schimpfen Ulbers Essen, liber die
Behandlung, aber ich finde, daheim schmeckt
es einem doch auch nicht jeden Tag. [...] Also
ich bin zufrieden. Ich habe nichts zu beméan-
geln. Aber es sind welche, die schimpfen. Ich
will auch die Ausdriicke hier gar nicht nen-
nen, was die alles sagen Uber die Schwes-
tern.”

Bewohnerin, Heim 2, 72 Jahre

Als realistischste Bewaltigungsstrategie wird die
Verringerung der eigenen Erwartungen dargestellt;
hierbei werden immer zwei Bezugspunkte ge-
nannt: das eigene Heim einerseits und die bdsen
~anderen Pflegeheime® andererseits.

,Aber ansonsten ist es hier, wie es eben im
Heim ist. [...] Ja, leider hat man die Ange-
wohnheit, immer noch mit zu Hause zu ver-
gleichen. Das ist natirlich ein groBer Fehler.*
Bewohnerin, Heim 3, 88 Jahre

63 http://www.beschwerdestellen-pflege.de/images/stories/BuhIWEAAD20 12-k.pdf (abgerufen am 08.09.2016).

64 Schmidt, Waldemar / Schopf, Christine (2005).
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Die Abhangigkeit Alterer von der Hilfe durch
Pflegekrafte und Pflegedienstleister_innen ist der
Hauptgrund dafir, ,,zu schweigen“ und ,,verniinftig
zu sein®. Selbst in den von uns untersuchten gut
aufgestellten Heimen war die Angst vor méglichen
Sanktionen eine wirksame Motivation, Beschwer-
den flr sich zu behalten, wie ein Interview mit der
Heimflrsprecherin in Heim 4 zeigt:

»Die Menschen haben Angst, dass sie
schlechter behandelt werden. Also woran
sich das festmacht oder wie konkret, das
haben sie mir auch nicht gesagt oder kdnnen
sie vielleicht auch nicht sagen. Man lasst
vielleicht jemanden langer warten, wenn er
quengelt oder man fragt nicht nach, ob er
noch Durst hat. Es sind diese kleinen Sa-
chen, die denen dann Angst machen. Oder
dass man nicht mehr mit ihnen redet. Das
ware eigentlich die Hochststrafe.”
Heimflrsprecherin, Heim 4

Sanktionen kénnen auch so subtil ausfallen,
dass die Bewohner_innen sie Gberhaupt nicht als
solche benennen, geschweige denn, sie in einer
Beschwerde dokumentieren kénnen. Eine schlech-
te Behandlung fallt unter die Rubrik ,die Pflege-
kraft ist schlecht gelaunt® oder gilt im Gegensatz
zum eigenen Zuhause als eine nicht wiinschens-
werte, aber dennoch inhdarente Komponente der
Langzeitpflege. Unzufriedenheit wird der eigenen
,Uberempfindlichkeit“ zugeschrieben. Einige Be-
wohner_innen bringen allerdings ungeachtet des
Stigmas den Mut auf, fir sich selbst zu sprechen:

»Die sagen, die soll nicht so viel meckern.
Das Meckern ist so meine Natur, sage ich
mal einfach. Deswegen gibt es 6fter schon
mal Trouble. [...] Vielleicht bin ich auch die
Einzige, die sich dann fir alle oder fir viele
den Mund verbrennt. Nebenbei gesagt, das
Essen schmeckt nicht. Und wenn sie gefragt
werden, ja, naja, dann ist alles gut.“
Bewohnerin, Heim 3, 86 Jahre

Jingere Interviewpartner - Angehorige der Be-
wohner_innen sowie Pflegekrafte - erkldren den

65 BMFSJ (2010).

scheinbaren Zusammenhalt unter Bewohner_in-
nen aus dem Generationsblickwinkel. Statt die
Alteren fiir ihre Beschwerden zu riigen, loben die
jungeren Interviewpartner sogar deren Durchset-
zungsfahigkeit.

»lch habe wieder auch in einem Reflexions-
gesprach erfahren, dass wir einen jungen
FSJler haben, der doch glatt zu einem Be-
wohner sagt: ,Ah, lhren Urinbeutel, no, das
hat noch ein bisschen Zeit, bis ich den leere.’
Und der Bewohner ist so mutig zu sagen: ,Ich
splre das, weil das staut sich zuriick.* Das ist
ja leider so in der Generation nicht tblich zu
klagen.*

Heimleiterin, Heim 1

Es ist wahrscheinlich, dass Beschwerden zukiinf-
tig regelmaBiger vorgetragen werden, da sich
das Selbstbild dlterer Menschen veréndert. Der
sechste Altenbericht des Bundesministeriums fur
Familie, Senioren, Frauen und Jugend von 2010
legt nahe, dass sich gesellschaftliche Werte und
Vorstellungen zum Alter schnell &ndern und sich
die altere Generation immer mehr als unabhéan-
gige Entscheidungstréger sieht.”® Obwohl ein
bewohnerzentrierter Ansatz in der Langzeitpflege
zunehmend selbstverstandlich wird, gibt es noch
groBes Verbesserungspotenzial fiir das Beschwer-
demanagementsystem.

5.5.2 Interne (heimbasierte) Mechanis-
men des Beschwerdemanagements

Aus der Menschenrechtsperspektive haben
Pflegeheimbetreiber_innen und -leiter_innen die
positive Pflicht, Menschenrechte zu fordern und zu
schitzen. Dazu gehort es, die Pflegeheimbewoh-
ner_innen Uber den Zugang zur Justiz, Gber ihre
Rechte und lber Beschwerdeverfahren aufzukla-
ren. Das Vorhandensein eines internen Beschwer-
demechanismus ist auch eines der Kriterien fir
die Qualitatskontrolle durch den MDS.*

66 2013 entsprachen 96 Prozent der kontrollierten Heime formal diesem Kriterium. Vgl. MDS (2014), S. 139.
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Anonyme Beschwerdeformulare und Informa-
tionen liber externe unabhangige Beschwerde-
stellen

In allen Heimen wurden die Kontaktdaten von
ortlichen MDKs und Heimaufsichten ausgelegt,
zumeist in Form von Flyern, Broschiren oder
Postern, die an Informationstafeln hingen und
allesamt leicht zugénglich waren.

In zwei Heimen (Heime 1 und 5) hingen an den
Informationstafeln anonyme Beschwerde- und
Kritikformulare.

Trotz der Verfligbarkeit von formellen Instru-
menten betonten die meisten der befragten
Leiter_innen, Bewohner_innen, Angehdrigen und
Ehrenamtlichen die Wichtigkeit der informellen
Beschwerdemoglichkeiten, beispielsweise das
direkte Gesprach mit der Stationsleitung oder

der Heimverwaltung. Diese Beschwerdestrategie
ergibt sich wahrscheinlich aus dem hohen MaB an
Vertrauen in den Heimen.

Strategie der offenen Tir

Alle interviewten Pflegeleiter_innen nutzten das
Bild der ,,Tir, die immer offensteht®, als sie dazu
befragt wurden, wie Beschwerden im jeweiligen
Heim vorgetragen und behandelt werden. Das
heiBt, dass die Pflegeleitung nach eigenen Anga-
ben immer offen fiir Feedback ist beziehungswei-
se im Falle ihrer Abwesenheit fur eine Vertretung
sorgt.

»,Ganz aktuell hat eine Bewohnerin sich be-
klagt, dass eine Nachtwache einen sehr rup-
pigen Ton hat. Und das finde ich absolutes
Verletzen eines Menschenrechtes. Der Dame
wurde gesagt, sie moge das Joghurt mit den
Fingern essen, weil die Nachtschwester keine
Zeit hatte, ihr einen Loffel zu geben. Diese
Frau hat keine Abmahnung bekommen, aber
eine Ermahnung Uber die Personalabteilung.
Ich habe persdnlich mit ihr gesprochen. Ich
bin in der Nacht hergekommen, habe ihr
erklart, dass wir das in keinster Weise wiin-
schen und dass wir das von der Bewohnerin
wissen. Und die Mitarbeiterin hat gesagt,
das findet sie ganz verwunderlich, dass
Bewohner solche Macht hatten. Da habe ich
gesagt: ,Ich finde das total gut, weil wenn es

die Bewohner nicht géabe, hatten sie und ich
Uberhaupt keinen Job hier.*“
Heimleiterin, Heim 1

Diese Aussage deckt sich mit den Berichten der
Bewohner_innen und ihrer Angehdrigen: Wenn
man sich fir eine Beschwerde entschieden hat,
werden Probleme umgehend den Pflegeleitungen
oder der Heimverwaltung mitgeteilt; Gblicherweise
sind die Stationsleiter_innen die erste Anlaufstel-
le fiir Beschwerden. Wenn mdglich, wird sofort
nach Losungen gesucht, in anderen Fallen werden
Beschwerden aufgezeichnet und bei den regelma-
Bigen Teamsitzungen besprochen.

Tagliche Kurzinformationen und das Konzept der
offenen Tur sind auch aus Sicht der Pflegekréfte die
effektivsten MaBnahmen des Beschwerdemanage-
ments. Die Leiter_innen weisen darauf hin, dass

sie ihre Mitarbeiter_innen dazu ermutigen, so offen
wie moglich uber ihre Erfahrungen zu sprechen.

Die Beschwerden von Bewohner_innen und Pflege-
kraften ernst zu nehmen hilft, Transparenz im Team
zu schaffen und Frust zu vermeiden. Die befragten
Pflegeleiter_innen ermutigen ihr Personal, insbe-
sondere Frauen, Uber riides Verhalten, Gewalt oder
sexuelle Notigung, die sie seitens der Bewohner_in-
nen erfahren, zu berichten.

Insgesamt haben sowohl die Bewohner_innen als
auch die Pflegekrafte erklart, dass die Strategie
der ,offenen Tir“ der fiir sie effektivste verfligba-
re Mechanismus des Beschwerdemanagements
ist. Allerdings konnte nicht festgestellt werden,
wie die MaBnahmen, mit denen die Leitung auf Be-
schwerden der Bewohner_innen reagiert, spater
bewertet wurden. Ob das Beschwerdemanage-
ment nachhaltige Kontrollen oder nur punktuelle
MaBnahmen nach sich zieht, scheint einzig von
der Organisationsstruktur des jeweiligen Heims
abzuhangen. Diese Mechanismen alleine scheinen
kein Ersatz flr eine niedrigschwellige und externe
Beschwerdestelle zu sein, die sowohl Bewoh-
ner_innen als auch Pflegekréfte direkt und diskret
kontaktieren kdnnen.

Heimfiirsprecher_innen

Wie in Abschnitt 5.4.2 beschrieben, ist die Uber-
tragung von Verantwortlichkeiten eines Heimfiir-
sprechers beziehungsweise einer Heimflrspre-
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cherin auf Ehrenamtliche eine Praxis, die von

der aktuellen Gesetzgebung und von einzelnen
politischen Entscheidungstrager_innen unterstutzt
und gefordert wird. Da keine Verbindung zur Heim-
leitung, dem Trager oder einem anderen externen
Kontrollmechanismus besteht, ist die Arbeit von
Heimflrsprecher_innen unabhangig. Eine Fiirspre-
cherin berichtete, dass ihr auch ,kleine“ Probleme
mitgeteilt werden, die von den Betroffenen als zu
trivial angesehen wurden, um sie der Heimver-
waltung oder gar 6ffentlichen Mechanismen zu
melden, die aber trotzdem die Lebensqualitét in
Heimen stark beeintréchtigen kdnnen. Dazu zah-
len etwa vermisste Waschestiicke und personliche
Gegenstande oder dass Bewohner_innen einfach
geduzt oder allein gelassen wurden, warten muss-
ten, bis sie abgeholt wurden oder altes Brot zum
Friihstlick aufgetischt bekamen.

Um ein erfolgreiches Beschwerdemanagement mit
einem externen Heimfiirsprecher beziehungsweise
einer externen Heimfirsprecherin gewahrleisten
zu konnen, miissen zwei wichtige Voraussetzun-
gen erfillt sein: Heimflrsprecher_innen missen
zum einen zu grundlegenden Menschenrechten
und ihren Prinzipien geschult werden und objek-
tiv, empathisch und vertraulich mit Beschwerden
und deren Vortragenden umgehen. Zum anderen
muss die Position der Freiwilligen im System der
Langzeitpflege gestarkt werden: Bislang haben eh-
renamtliche Heimflirsprecher_innen kein gesetzli-
ches Mandat, um in extremen Konfliktsituationen
handeln zu kénnen.

»Manchmal wiirde ich schon anders ent-
scheiden. Aber das ist natirlich auch das

Los der Ehrenamtlichen. Also wenn man so
auftritt, dann wird gesagt, naja, du kommst
ja nur einmal die Woche oder zweimal die
Woche. Also man ist nicht drin so wie die an-
deren. Das ware natdrlich ein Argument, was
auch zahlt, aber manchmal denke ich auch,
man hat von auBen nicht immer, aber manch-
mal auch einen anderen Blick und es wird
sich schon lohnen, nicht nur bei mir, auch bei
den anderen Ehrenamtlichen vielleicht das
eine oder andere sich zumindest mal in Ruhe

durch den Kopf gehen zu lassen. Nein, Ent-
scheidungen treffen wir eigentlich gar nicht.“
Heimflrsprecherin

5.5.3 Fazit

Das unabhéngige Beschwerdemanagement in

der Langzeitpflege ist in Deutschland derzeit nur
unzureichend organisiert, es ist nicht flachen-
deckend und transparent strukturiert. Die meis-
ten Beschwerden werden ad hoc in den Heimen
bearbeitet, was nur in Einrichtungen mit effekti-
vem Beschwerdemanagement gut funktioniert.
Aber auch in den besten Heimen hindert die Angst
vor moglichen Sanktionen Bewohner_innen und
ihre Angehorige daran, sich zu beklagen. Viele
Beschwerden, auch die der Pflegekrafte, vor allem
diejenigen, die Kleinigkeiten des taglichen Lebens
betreffen, aber viel zum Wohlbefinden der Bewoh-
ner_innen beitragen kénnten, werden nie vorge-
bracht, weil es fiir sie bisher noch keinen Raum
gibt.

5.6 Das Recht auf palliative
Pflege und die Rechte im
Sterbeprozess

Pflege und auch Palliativpflege sind Bereiche, die
sich im Recht auf Gesundheit wiederfinden und
dort bezogen auf Altere eine deutliche Ausdiffe-
renzierung erfahren haben, durch den UN-Sozi-
alpakt-Ausschuss und den UN-Sonderberichter-
statter zum Recht auf Gesundheit.*” Dennoch sind
die Diskussionen zu Palliativpflege im Bereich der
Menschenrechte erst in jlingster Zeit vermehrt
aufgekommen. Sehr eng verknupft ist dieser
Bereich mit dem Recht auf Selbstbestimmung, da
es zwar ein Recht auf Leben gibt, aber nicht auf
den Tod. Jeder Mensch kann selbstbestimmt auf
seine Rechte verzichten, beispielsweise soll jede_r
selbstbestimmt entscheiden, ob und wie lange
lebensverlangernde MaBnahmen durchgefihrt
werden.

Die Qualitat der palliativen Pflege ist bislang kaum
reguliert: Der MDS prift zwar die formale Existenz
des palliativen Pflegekonzepts (97 Prozent der

67 UN- Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (2000), Aligemeine Bemerkung zum Recht auf Gesundheit; UN-Sonderbe-

richterstatter liber das Recht auf Gesundheit Grover Anand (2011).
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Heime hatten 2013 ein eigenes palliatives Pfle-
gekonzept®), aber er untersucht nicht den Inhalt
der Konzepte oder die Zufriedenheit der Bewoh-
ner_innen, Pflegekrafte und Angehorigen mit der
Umsetzung. In unseren Interviews kam die Rede
immer wieder auf rechtliche Aspekte des Ster-

bens, die zum Teil schwere Konflikte auslosen, und

auf Sterberituale.

5.6.1 Rechtliche Aspekte des Sterbens
Das Hauptinstrument zum Schutze des Willens
des Individuums im Sterbeprozess und nach dem
Tod ist die freiwillige Patientenverfiigung. Nach

§ 1901a Abs. 1 BGB stellt die Patientenverfiigung
sicher, dass sich eine Person in einer kritischen
Situation selbstbestimmt gegen eine medizinische
Behandlung entscheiden kann. Die Patientenver-
fugung muss eine Einwilligungserklarung umfas-
sen und dem medizinischen Personal tberreicht
werden.

Pflegeheime sind nicht dazu verpflichtet, Bewoh-
ner_innen Uber die Patientenverfligung aufzukla-
ren - sich zu informieren und die Verfiigung aus-
zufillen, liegt in der Verantwortung der Einzelnen.
Unter den befragten Heimbewohner_innen selbst
war kaum Wissen uber die Patientenverfligung
vorhanden. Das Thema wurde nur in Interviews
mit dem Pflegepersonal und mit Angehdrigen ver-
tieft thematisiert. Einige der Befragten erwahnten,
dass sie erst von der Patientenverfligung erfahren
haben, als sie groBe Konflikte im Zusammenhang
mit dem Tod anderer erlebt hatten. Die Kinder
alterer Bewohner_innen verstanden es als ihre
Aufgabe, sich iber die Patientenverfiigung zu in-
formieren und - sofern moglich - mit ihren Eltern
dariiber zu sprechen. Die befragten Pflegekrafte
und Pflegeverwaltungen legten groBen Wert auf
den Schutz der Selbstbestimmung ihrer Bewoh-
ner_innen auch im Sterbeprozess. Fir sie war es
wichtig, den Willen der Sterbenden zu akzeptieren
und ihn zu verteidigen, beispielsweise wenn diese
aufhoren zu essen und zu trinken.

68 MDS (2014), S. 141.

sWir kldren Angehorige auf, empfehlen einen
bestimmten Film, und klaren sie dariiber auf,
warum die Menschen nicht mehr trinken und
essen, und warum wir das auch so unterstiit-
zen, dass sie das nicht tun.”

Heimleitung, Heim 1

Pflegekrafte haben allerdings in kritischen Situati-
onen keine Entscheidungsgewalt. Liegt keine Pa-
tientenverfligung vor, diirfen nur Angehorige und
Arzte entscheiden. In unseren Interviews wurde
uns mehrfach von erzwungenen Reanimierungen
berichtet - weil Sterbende ihren Willen nicht mehr
zum Ausdruck bringen konnten, wurden Entschei-
dungen aus rein medizinischer Sicht getroffen.
Die befragten Pflegekrafte fihlten sich in diesen
Situationen hilflos und waren dartber frustriert,
dass sie keinerlei Einfluss auf die Situationen
hatten und die Interessen der Sterbenden nicht
verteidigen konnten.

~Wenn Angehdrige eine Vorsorgevollmacht
haben, die jetzt die Gesundheitssorge be-
trifft, konnen die halt in Absprache mit dem
Bewohner selber auch Dinge festlegen. Und
da kann ich auch jedem nur raten, der keine
PEG—AnIage"’Q mochte, das wirklich auch vor-
her schriftlich festzulegen, weil ich auch da
schon erlebt habe - das war auch fiir mich
die Entscheidung damals, fir mich persoénlich
eine Vorsorgevollmacht zu schreiben und
eine Patientenverfligung -, eine Bewohne-
rin, die orientiert war, die uns auch immer
klar gesagt hat: ,So mochte ich nie enden.
Das mdchte ich nicht. Und wenn es dann

so ist, dann mochte ich mein Zimmer nicht
mehr verlassen!‘ Die hat einen Schlaganfall
bekommen, ist ins Krankenhaus gekommen
und hat dann erstmal eine Nasensonde
gelegt bekommen, weil ihre Tochter sich so
entschieden hat. Die hat sie sich im Kranken-
haus drei Mal gezogen, kam dann hierhin, mit
Fixierung der Hand, wo ich gesagt habe: ,Die
zeigt deutlich, dass sie das nicht mochte!*
Aber es gab da halt drei Enkeltochter. Zwei
haben gesagt: ,Du kannst die Oma nicht

69 Die perkutane (lateinisch fiir: durch die Haut) endoskopische (mittels Magen-Spiegelung) Gastrostomie (Offnung zum Magen), kurz PEG,
ist die Einlage einer Sonde durch die Haut der Bauchdecke in den Magen. Das Legen einer PEG ist bei Patienten indiziert, bei denen eine
ausreichende orale Nahrstoff- und Flissigkeitsversorgung nicht dauerhaft gewéhrleistet werden kann.
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sterben lassen!‘ Es gab da also einen Disput
in der Familie. Daraufhin hat die Richterin
leider zugunsten der beiden Enkel entschie-
den. Die Frau hat seitdem, wenn die Tochter
kam, immer den Kopf weggedreht, weil sie
es noch duBern konnte. Die konnte nur nicht
mehr sprechen. Aber sie war schon vom
Denken her noch in der Lage, ganz klar ihre
Winsche und Bediirfnisse zu duBern, und
das ist damals nicht geachtet worden. [...] Ich
sage auch: Das kann man wirklich immer nur
Bewohnern sagen, wenn sie einziehen, dass
sie Dinge fir sich klaren, wenn sie das nicht
wiinschen.”

Pflegedienstleitung, Heim 1

5.6.2 Sterberituale

Bei der palliativen Pflege geht es nicht nur dar-
um, das Recht der Sterbenden zu garantieren,
sondern auch das Recht der Angehdrigen und
anderer Bewohner_innen auf soziale Inklusion
und auf Privatsphére zu sichern. Sterberituale
spielen dabei eine wichtige Rolle. In den meisten
der untersuchten Heimen gibt es eine Vielzahl
von Sterberitualen, beispielsweise besondere
Zeichen - ein Papierstern oder eine Kerze -, die
vor dem Zimmer eines sterbenden Menschen
befestigt werden. Das zeigt, dass nicht gestort
werden sollte. Angehérige diirfen den Raum
allerdings uneingeschrankt betreten, es sei denn,
die Sterbenden geben etwas anderes vor. Auch
die Art der Pflege @ndert sich im Einklang mit den
Bedurfnissen der Person:

-Wir haben ein sogenanntes Palliativkonzept,
also wir hangen immer so einen Stern an

die Tire, wenn der Mensch in der palliativen
Phase ist, dass fur alle irgendwie klar ist:
Hier ist eine besondere Situation. Hier ist ein
Mensch in seiner allerletzten Lebensphase.
Wir arbeiten mit verschiedenen atherischen
Olen, wenn wir wissen, dass das gut fir
jemanden ist. Wir haben hier eine Spezialis-
tin in Aromatherapie, die mischt wunderbare
Ole, wenn wir wissen, dass der Mensch
nichts dagegen hat. Also wir haben einen
palliativen Standard, wo es einfach darum
geht, dass sich der Mensch in seiner letzten
Lebensphase wohlfihlt.*

Heimleiterin in Heim 1

Andere Rituale betonen die Rolle der sterbenden
Person in einer Gemeinschaft und im kollektiven
Gedachtnis. Jedes der untersuchten Heime hat
beispielsweise ein fir alle zugéngliches Gedenk-
buch an gut sichtbaren Orten - in den Aufenthalts-
réaumen oder in den Speisezimmern. In Heim 1
werden auBerdem kleine Steinchen oder Muscheln
mit den eingravierten Namen der Verstorbenen

an einem gut sichtbaren Ort aufgestellt. Religiose
Rituale werden auch angeboten, aber selbst die
christlichen Heime zwingen ihren Bewohner_innen
keine christlichen Rituale auf.

,Also, Fakt ist, dass wir da Kreuze ins Zim-
mer stellen, wenn es gewlinscht ist, manche
sagen, nein, Uberhaupt kein Kreuz, dann krie-
gen sie es naturlich nicht. Kerzen, Blumen,
also, sodass es einfach schon gemacht ist.“
Heimleitung, Heim 3

5.6.3 Fazit

Die Selbstbestimmung des Einzelnen muss auch
beim Sterben bericksichtigt werden. Unsere
Befragung macht deutlich, dass es fur Pflegekrafte
schwierig ist, Bewohner_innen bei der Realisie-
rung ihrer Wiinsche zu unterstitzten, wenn diese
im Vorfeld keine Patientenverfiigung hinterlegt
haben. Deshalb ist es zum einen wichtig, Heim-
bewohner_innen und ihre Angehdrigen besser
uber die Patientenverfiigung zu informieren. Zum
anderen sollten alternative Methoden der Wil-
lensaufzeichnung Sterbender entwickelt werden,
damit diejenigen, die ein komplexes rechtliches
Dokument wie die Patientenverfligung nicht mehr
verstehen kdnnen, dennoch ihre eigenen Winsche
in einem formalen, protokollierten Gesprach zum
Ausdruck bringen konnen.

Der Schutz des Rechts auf selbstbestimmtes Ster-
ben kann nicht ohne den Schutz des Rechts auf
Privatheit verwirklicht werden. Das Einhalten von
Sterberitualen kann nur ermdglicht werden, wenn
die Bewohner_innen in Einzelzimmern wohnen
oder es spezielle Sterbezimmer gibt. Ausnahmen
dirfen nur auf der Grundlage des Willens der Be-
wohner_innen oder des klinischen Bildes gemacht
werden.
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6 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die politischen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die in den letzten zwei Jahrzehnten geschaf-
fen wurden, haben zu einem Paradigmenwechsel
in der Langzeitpflege beigetragen: Pflegepatient_
innen werden heute nicht mehr als reine Flrsor-
geobjekte betrachtet, sondern als unabhéngige
Individuen mit eigenen Rechten. Auch die (men-
schenrechtlichen) Anforderungen an die Qualitat
und Organisation in der Altenpflege haben sich
deutlich erhoht: Die individuellen Bedurfnisse und
die Selbstbestimmung der alteren Menschen wer-
den groB geschrieben und - wie empirische Unter-
suchungen zeigen - auch groBtenteils gewahrt.

Menschenrechte sollten in der Pflege nicht nur
unter dem Blickwinkel der Menschenrechtsverlet-
zungen betrachtet, sondern ihre Verwirklichung im
Heimalltag geférdert werden. Die Beachtung der
Menschenrechte und ihrer Prinzipien in Pflegehei-
men hat eine groBe praventive Ausstrahlung: Wenn
die Rechte der Gepflegten und Pflegenden bereits
bei der Planung und Organisation der Pflege be-
rucksichtigt werden, wird Diskriminierung und der
Verletzung von Menschenrechten vorgebeugt. Das
tréagt zum einen dazu bei, dass altere Menschen

in Pflege selbstbestimmt und gleichberechtigt am
politischen und gesellschaftlichen Leben teilhaben
konnen. Zum anderen konnen auch die Rechte der
Pflegekrafte bei der Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen berlcksichtigt werden - was letztlich auch
wieder den Heimbewohner_innen zugutekommt.

Um die Menschenrechte im Heimalltag umsetzen
zu kénnen, mussen sie allen Beteiligten bekannt
sein. Laut unserer Stichprobe hat die Mehrheit der
qualifizierten Pflegefachkréafte ein breit gefacher-
tes Wissen tber Menschenrechte auf Grundlage
des Konzepts der Menschenwiirde. Auf hochster
Leitungsebene (Tréger, Heimleitung, Pflegedienst-
leitung) umfasst dieses Verstandnis auch die
Verantwortung fir die praktische Umsetzung von
Menschenrechten vor Ort. Examinierte Pflegekraf-

te haben ein weniger strukturelles Verstandnis der
Menschenrechte, sie betonen eher die Bedeutung
der respektvollen personlichen Kommunikation.
Ergebnis unserer Analyse ist jedoch auch, dass
sich die Pflegkréafte ihrer eigenen Menschenrech-
te kaum bewusst sind. Gleiches gilt auch fiir die
Heimbewohner_innen.

Verwirklichung der Menschenrechte muss als
MaBstab fir die Beurteilung der Qualitat von Lang-
zeitpflege dienen.

Auch wenn die vorliegende Untersuchung nicht re-
prasentativ ist, weil die untersuchten Pflegeheime
Uberdurchschnittlich gut gefiihrt und an der Um-
setzung der Menschenrechte interessiert waren,
lassen sich aus ihr Empfehlungen ableiten, wie die
Menschenrechte noch besser in der Altenpflege
bertcksichtigt werden kdnnen.

Einen klaren und verbindlichen Menschen-
rechtsrahmen implementieren

Um die Menschenrechte Alterer ausreichend
fordern und schiitzen zu konnen, missen sie in der
Langzeitpflege fest verankert werden. Dies kann
durch folgende MaBnahmen geschehen:

1 Rechtliche Vorgaben fir die Pflege und die Ent-
wicklung von Pflegeprogrammen fiir schutzbe-
diirftige Gruppen missen geschaffen werden,
die den Paradigmenwechsel in der Altenpflege
(weg vom Flrsorgeobjekt hin zum Rechtssub-
jekt) langfristig verankern.

2 Die Menschenrechte sollten in die Pflegeaus-
bildung fir alle Pflegekrafte integriert wer-
den, nicht nur vereinzelt in Hochschul-Cur-
ricula, sondern auch fiir nicht examinierte
Pflegekrafte.

3 Die Uberpriifung der Pflegequalitat durch die
Medizinischen Dienste der Krankenkassen
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(MDK) und die Heimaufsichten muss sich an
Menschenrechten und menschenrechtlichen
Prinzipien wie Nichtdiskriminierung und Parti-
zipation orientieren.

4 Ein niedrigschwelliges System an Beschwer-
demechanismen sollte geschaffen werden,
damit Bewohner_innen, Angehdrige, aber auch
Pflegekrafte in Heimen mit schwécheren Orga-
nisationsstrukturen ihre Rechte durchsetzen
kdnnen.

5 Bewohner_innen, ihre Angehorigen und Pflege-
krafte missen auBerdem uber ihre Rechte und
Beschwerdemaoglichkeiten informiert werden.
Pflegestitzpunkte konnten beispielsweise
auch Beratungen zur Durchsetzung von Men-
schenrechten in der Langzeitpflege anbieten.

Pflegekrafte befahigen

Schlechte Arbeitsbedingungen im Pflegesektor,
insbesondere geringe und uneinheitliche Loh-
ne, Schichtarbeit, Teilzeitvertrage, wechselnde
Team-Konstellationen und ein unzureichender
Personalschlissel verletzen nicht nur die Rech-
te von Altenpflegekréaften, sondern wirken sich
auch negativ auf die Rechte der Bewohner_innen
von Pflegeheimen aus, da sie Misshandlungen
oder Vernachldssigungen begtnstigen. Um dies
zukUnftig zu vermeiden, muss die Situation von
Pflegekraften durch folgende MaBnahmen gestéarkt
werden:

6 Regionale und arbeitgeberspezifische Einkom-
mensunterschiede miissen durch die Einflh-
rung von bundesweit einheitlichen Tarifléhnen
Uberwunden werden.

7 Es missen mehr Moglichkeiten fir die Vollzeit-
beschéftigung geschaffen werden; ,,erzwunge-
ne Teilzeit“ mit Schichtdiensten und Uberstun-
den sollte vermieden werden.

8 Um den Personalschliissel bei den Pflegekraf-
ten zu verbessern, ist nicht nur mehr Personal,
sondern mehr gut ausgebildetes Personal er-
forderlich, das in der Lage ist, die Bedirfnisse
der Bewohner_innen so effizient und respekt-
voll wie mdglich zu erkennen. Eine generalisti-
sche Ausbildung in der Pflege kann ein wichti-

ger Schritt in diese Richtung sein; allerdings ist
es wichtig, dass niedrigschwellige Pflegekrafte
und Alltagsassistent_innen, die bislang kein
Teil der Ausbildungsreform der Pflegekrafte
sind, ebenso geschult werden.

Bewohner_innen der Langzeitpflege befidhigen
Die gesetzlichen Grundlagen flr einen Paradig-
menwechsel hin zum Rechtssubjekt wurde durch
die letzten Reformen des Pflegeversicherungs-
gesetzes angelegt. Nun gilt es, die Rechte auch
den Bewohner_innen der Heime kundzutun, und
Strukturen dahingehend zu verbessern, dass diese
ihre Rechte einfordern kénnen. Wie unsere Ana-
lyse gezeigt hat, sind viele Verbesserungen auch
innerhalb der bestehenden Strukturen moglich,
dennoch missen die einzelnen Rechte, auf Ge-
sundheit, Privatheit, Selbstbestimmung, Mobilitat,
durch viele strukturelle wie individuelle MaBnah-
men in der Pflegepraxis gestarkt werden. Insbe-
sondere sollten MaBnahmen ergriffen werden, die
eine wirkungsvolle Mitgestaltung durch die Bewoh-
ner_innen ermdglichen. Die praventive Wirkung
von Menschenrechten kénnte auch im Bereich der
Gewalt zu Erfolgen flhren.

9 Die barrierefreie Gestaltung von Heimen und
eine anregende Umgebung tragen viel zur
Mobilitat und Selbststandigkeit der Bewoh-
ner_innen bei. Rehabilitation und technische
Sturzpravention kdnnen die Mobilitat ebenfalls
verbessern und sollten weiter ausgebaut wer-
den. Politiker_innen und Pflegedienstleister_in-
nen missen sicherstellen, dass wirtschaftli-
che, materielle und menschliche Ressourcen
vorhanden sind, um diese Voraussetzung zu
erfullen. Die Abwagung zwischen dem Schutz
der Person vor Verletzung und der Bewegungs-
freiheit muss zugunsten der Freiheit vorge-
nommen werden. Segregation ist zu beenden.

10 Das Recht auf Privatheit darf nicht in einen
Zwang zur Einsamkeit miinden. Zwar verlan-
gen die jingsten gesetzlichen Vorgaben, dass
Einbettzimmer in den meisten Pflegeheimen
die Norm werden, um das Recht Alterer auf
Privatheit zu erflillen. Doch die rechtlichen
Vorgaben mussen flexibel genug sein, um
auf die Wiinsche und Bediirfnisse Einzelner
einzugehen, die alternative Unterbringungsar-
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ten, beispielsweise in Pflegeoasen, bevorzugen
oder vielleicht sogar gesundheitlich und sozial
davon profitieren.

Um ihr Recht auf Gesundheit in Anspruch
nehmen zu kénnen, bendtigen Pflegeheimbe-
wohner_innen eine altersgerechte ausreichen-
de medizinische Versorgung durch Facharzte.
Dabei muss auch die Zahnversorgung mitbe-
rucksichtigt und in den Pflegealltag integriert
werden.

Die Selbstvertretung der Heimbewohner_innen
in Heimbeiraten muss iber die erforderlichen
Kompetenzen verfiigen, um ihre Arbeit auszu-
fihren und hierzu aufgabenorientierte Hilfen
erhalten. Diese Art von Hilfe kann in verschie-
denen Formen geleistet werden, beispiels-
weise durch Coachings, regelméBige Infor-
mationsverbreitung oder moderierte Treffen
der Heimbeirate. Die Heimleitungen missen
den gewahlten Personen klare und einfache
Rickmeldung geben, wie ihre Arbeit in der
Organisation des Pflegeheims aufgenommen
und umgesetzt wird.

13 Aufgrund der veranderten Altersstruktur mis-

sen sich die Heime neuen Herausforderungen
im Bereich der Multimorbiditéat und Demenz
stellen. Da die meisten Bewohner_innen ihre
letzten Monate im Heim verbringen, ist eine
gute Palliativversorgung in Pflegheimen sehr
wichtig. Informationen Uber die Patientenver-
fligung miissen besser verbreitet und den Be-
wohner_innen und ihren Angehdrigen zugang-
lich gemacht werden. So kénnte eine Beratung
zur Patientenverfligung ein verpflichtender
Schritt im Aufnahmeverfahren werden. Es
musste auch erneut iber alternative Methoden
der Dokumentation der Willensbekundung
Alterer nachgedacht werden.



LITERATUR

47

Literatur

Adam-Paffrath, Renate (2012): Pflegeoasen in
Deutschland - Wissenschaftliche Perspektiven zu
einem Wohn- und Pflegekonzept fiir Menschen mit
schwerer Demenz. Hannover: Schlitersche

Beikirch, Elisabeth (2013): Entburokratisierung
der Pflege. Kommunikation von Entbirokratisie-
rungsmaBnahmen im PNG und Uberblick. http://
www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Down-
loads/E/Entbuerokratisierung/130319_Kommu-
nikation_Beikirch-PNG_kurz.pdf (abgerufen am:
07.09.2016)

Bertelsmann Stiftung (2016): Eckpunkte fiir ein
Reformkonzept zur Qualitatsprifung und -bericht-
erstattung in der Pflege. Giitersloh. http://www.
bertelsmann-stiftung.de /fileadmin /files/BSt/
Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_
Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pfle-
ge_V2_VV_2016.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Bienstein, Christel / Scharlmann, Jorg (2015):
Die Nacht in deutschen Pflegeheimen: Universi-
tat Witten / Herdecke. http://www.uni-wh.de/
fileadmin/media/g/pflege/forschung/Ergebnis-
bericht_Die_Nacht_in_deutschen_Pflegeheimen.
pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Bispinck, Reinhard / Dribbusch, Heiner / Oz,
Fikret / Stoll, Evelyn (2012): Einkommens- und
Arbeitsbedingungen in Pflegeberufen. Eine Analy-
se auf Basis der WSI-Lohnspiegel-Datenbank: WSI
in der Hans-Bdckler-Stiftung. http://www.boeck-
ler.de/pdf/ta_lohnspiegel_pflegeberufe_2012.pdf
(abgerufen am: 07.09.2016)

bsc: Pflege-Verfassungsbeschwerde (2014): Die
Menschenrechte werden verletzt. In: VdK Zeitung
2014 (Februar). http://www.vdk.de /deutsch-
land/pages/presse/vdk-zeitung/66900/pfle-
ge-verfassungsbeschwerde_menschenrechte_wer-
den_verletzt (abgerufen am: 07.09.2016)

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSF)) (2006): Erster
Bericht des Bundesministeriums fiir Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend Uber die Situation der
Heime und die Betreuung der Bewohnerinnen und
Bewohner. http://www.bmfsfj.de /doku/Publika-
tionen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/
gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbe-
reich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2cr-
wb%3dtrue.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2010): Sechster
Bericht zur Lage der alteren Generation in der
Bundesrepublik Deutschland. Altersbilder in der
Gesellschaft. http://www.bmfsfj.de /RedaktionB-
MFSFJ/Pressestelle /Pdf-Anlagen /sechster-alten-
bericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=-
de,rwb=true.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Bundesministerium fiir Gesundheit (2013):
Bericht des Expertenbeirats zur konkreten Ausge-
staltung des neuen Pflegebedurftigkeitsbegriffs.
http://www.bmg.bund.de /fileadmin/dateien/
Publikationen/Pflege /Berichte /Bericht_Pflegebe-
griff_RZ_Ansicht.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Das Infoportal fiir den 6ffentlichen Dienst
(2015): Tarifvergleich: Alten- und Pflegehil-

fe - TVOD, Caritas, AVR, Diakonie. http://
www.oeffentlichen-dienst.de/news/113-al-
tenhilfe /479-tarifvergleich-jahreseinkom-
men-in-der-pflege-und-altenhilfe.html (abgerufen
am: 07.09.2016)

Deutsche Angestellten-Krankenkasse (2012):
DAK Gesundheitsreport 2012. Analyse der Ar-
beitsunfahigkeitsdaten Schwerpunktthema: Job,
Gene, Lebensstil -Risiko fiirs Herz? https://www.
dak.de/dak /download/Vollstaendiger_bundes-
weiter_Gesundheitsreport_2012-1319292 pdf
(abgerufen am: 07.09.2016)


http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbereich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2crwb%3dtrue.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbereich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2crwb%3dtrue.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbereich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2crwb%3dtrue.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbereich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2crwb%3dtrue.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/heimbericht/01-Redaktion/PDF-Anlagen/gesamtdokument%2cproperty%3dpdf%2cbereich%3dheimbericht%2csprache%3dde%2crwb%3dtrue.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Pressestelle/Pdf-Anlagen/sechster-altenbericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Pressestelle/Pdf-Anlagen/sechster-altenbericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Pressestelle/Pdf-Anlagen/sechster-altenbericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Pressestelle/Pdf-Anlagen/sechster-altenbericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.oeffentlichen-dienst.de/news/113-altenhilfe/479-tarifvergleich-jahreseinkommen-in-der-pflege-und-altenhilfe.html
http://www.oeffentlichen-dienst.de/news/113-altenhilfe/479-tarifvergleich-jahreseinkommen-in-der-pflege-und-altenhilfe.html
http://www.oeffentlichen-dienst.de/news/113-altenhilfe/479-tarifvergleich-jahreseinkommen-in-der-pflege-und-altenhilfe.html
http://www.oeffentlichen-dienst.de/news/113-altenhilfe/479-tarifvergleich-jahreseinkommen-in-der-pflege-und-altenhilfe.html
https://www.dak.de/dak/download/Vollstaendiger_bundesweiter_Gesundheitsreport_2012-1319292.pdf
https://www.dak.de/dak/download/Vollstaendiger_bundesweiter_Gesundheitsreport_2012-1319292.pdf
https://www.dak.de/dak/download/Vollstaendiger_bundesweiter_Gesundheitsreport_2012-1319292.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_Kommunikation_Beikirch-PNG_kurz.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_Kommunikation_Beikirch-PNG_kurz.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_Kommunikation_Beikirch-PNG_kurz.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/E/Entbuerokratisierung/130319_Kommunikation_Beikirch-PNG_kurz.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pflege_V2_VV_2016.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pflege_V2_VV_2016.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pflege_V2_VV_2016.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pflege_V2_VV_2016.pdf
http://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Eckpunkte_Reformkonzept_Qualitaetsberichterstattung_Pflege_V2_VV_2016.pdf
http://www.uni-wh.de/fileadmin/media/g/pflege/forschung/Ergebnisbericht_Die_Nacht_in_deutschen_Pflegeheimen.pdf
http://www.uni-wh.de/fileadmin/media/g/pflege/forschung/Ergebnisbericht_Die_Nacht_in_deutschen_Pflegeheimen.pdf
http://www.uni-wh.de/fileadmin/media/g/pflege/forschung/Ergebnisbericht_Die_Nacht_in_deutschen_Pflegeheimen.pdf
http://www.uni-wh.de/fileadmin/media/g/pflege/forschung/Ergebnisbericht_Die_Nacht_in_deutschen_Pflegeheimen.pdf
http://www.boeckler.de/pdf/ta_lohnspiegel_pflegeberufe_2012.pdf
http://www.boeckler.de/pdf/ta_lohnspiegel_pflegeberufe_2012.pdf
http://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/vdk-zeitung/66900/pflege-verfassungsbeschwerde_menschenrechte_werden_verletzt
http://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/vdk-zeitung/66900/pflege-verfassungsbeschwerde_menschenrechte_werden_verletzt
http://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/vdk-zeitung/66900/pflege-verfassungsbeschwerde_menschenrechte_werden_verletzt
http://www.vdk.de/deutschland/pages/presse/vdk-zeitung/66900/pflege-verfassungsbeschwerde_menschenrechte_werden_verletzt

48

LITERATUR

Emmer de Albuquerque Green, Caroline
(2016): Auf dem Weg zu menschenwdrdiger Pflege
in deutschen Pflegeeinrichtungen. Ansatze fir
eine l6sungsorientierte Weiterentwicklung der
Charta der Rechte hilfe- und pflegebedurftiger
Menschen auf Grundlage einer durch das forsa-
Institut durchgefiihrten Umfrage bei Heimleitung
und Pflegekréften. Im Auftrag der Josef und Luise
Kraft-Stiftung, Minchen. http:/ /www.kraft-stif-
tung.de/download /Kraft-Stiftung_ALL-RIGHT.pdf
(abgerufen am: 07.09.2016)

Fussek, Claus (2015): Pflegenotstand

wird kollektiv verdréngt. In: Stiddeutsche
Zeitung, 20.10.2015. http://www.sued-
deutsche.de/gesundheit/aussenansicht-al-
lein-im-heim-1.2698990 (abgerufen am:
07.09.2016)

Graber-Diinow, Michael (2015): Pflegeheime am
Pranger. Wie schaffen wir eine bessere Altenhilfe?
Frankfurt am Main: Mabuse-Verlag

Hamel, Kerstin (2016): Making nursing homes
more community-oriented. Insights from an explo-
ratory study in Germany. In: Ageing and Society
36 (04), S. 673-693

Handelsblatt (20 14): Pflegemindestlohn steigt
schrittweise bis 2017, 05.09.2014. http://
www.handelsblatt.com/politik /deutschland /
lohnuntergrenze-pflegemindestlohn-steigt-schritt-
weise-bis-2017 /1066066 6.html (abgerufen am:
07.09.2016)

Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(2015): Viel Varianz. Was man in den Pflegebe-
rufen in Deutschland verdient. Hg. v. dem Beauf-
tragten der Bundesregierung fiir die Belange von
Patientinnen und Patienten sowie Bevollmachtig-
ter in der Pflege. Berlin

Kimmel, Andrea / Brucker, Uwe / Schempp,
Nadine (2012): Prévention von Gewalt gegen
altere und pflegebediirftige Menschen in Europa.
Rahmenempfehlungen zur Entwicklung eines Mo-
nitoring-System. Ergebnisse des MILCEA-Projekts.
https://www.mds-ev.de /fileadmin/dokumente /
Publikationen/SPV /Gewaltfreie_Pflege /Milcea_
Broschuere_-deutsch-Internet.pdf (abgerufen am:
07.09.2016)

Krohwinkel, Monika (2013): Férdernde Pro-
zesspflege mit integrierten ABEDLs. Forschung,
Theorie und Praxis. Bern: Huber

Landesamt fiir Soziales und Versorgung Land
Brandenburg (2015): Tatigkeitsbericht. Aufsicht
fur unterstitzende Wohnformen: 2013-2014.
Unter Mitarbeit von Katja Augustin und Birgit
Frahnow. Cottbus: Landesamt fiir Soziales und
Versorgung

Mahler, Claudia (2015): Menschenrechte in der
Pflege. Was die Politik zum Schutz alterer Men-
schen tun muss. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes
Bund der Krankenkassen e.V. (MDS) (2014):

4. Pflege-Qualitatsbericht des MDS nach § 114A.
Abs.6 SGB XI. Qualitat in der ambulanten und
stationaren Pflege. Essen: Medizinischer Dienst
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
e.V. http://www.mdk.de /media/pdf/MDS_Vier-
ter__Pflege_Qualitaetsbericht.pdf.pdf (abgerufen
am: 07.09.2016)

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes
Bund der Krankenkassen e.V. (MDS) (2012):

3. Pflege-Qualitatsbericht des MDS nach § 114A.
Abs.6 SGB XI. Qualitat in der ambulanten und
stationadren Pflege. Essen: Medizinischer Dienst
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
e.V. https:/ /www.gkv-spitzenverband.de/media/
dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__ver-
einbarungen__formulare /richtlinien_und_grund-
saetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_
Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf (abgerufen
am: 07.09.2016)


http://www.mdk.de/media/pdf/MDS_Vierter__Pflege_Qualitaetsbericht.pdf.pdf
http://www.mdk.de/media/pdf/MDS_Vierter__Pflege_Qualitaetsbericht.pdf.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/richtlinien_und_grundsaetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/richtlinien_und_grundsaetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/richtlinien_und_grundsaetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/richtlinien_und_grundsaetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richtlinien__vereinbarungen__formulare/richtlinien_und_grundsaetze_zur_qualitaetssicherung/MDS_Dritter_Pflege_Qualitaetsbericht_04-2012.pdf
http://www.kraft-stiftung.de/download/Kraft-Stiftung_ALL-RIGHT.pdf
http://www.kraft-stiftung.de/download/Kraft-Stiftung_ALL-RIGHT.pdf
http://www.sueddeutsche.de/gesundheit/aussenansicht-allein-im-heim-1.2698990
http://www.sueddeutsche.de/gesundheit/aussenansicht-allein-im-heim-1.2698990
http://www.sueddeutsche.de/gesundheit/aussenansicht-allein-im-heim-1.2698990
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/lohnuntergrenze-pflegemindestlohn-steigt-schrittweise-bis-2017/10660666.html
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/lohnuntergrenze-pflegemindestlohn-steigt-schrittweise-bis-2017/10660666.html
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/lohnuntergrenze-pflegemindestlohn-steigt-schrittweise-bis-2017/10660666.html
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/lohnuntergrenze-pflegemindestlohn-steigt-schrittweise-bis-2017/10660666.html

LITERATUR

49

MILCEA (Monitoring in Long-Term Care - Pi-
lot Project on Elder Abuse) (2012): Pravention
von Gewalt gegen éaltere und pflegebedirftige
Menschen in Europa. Rahmenempfehlungen zur
Entwicklung eines Monitoring-Systems. https://
www.mds-ev.de /fileadmin/dokumente /Publi-
kationen/SPV/Gewaltfreie_Pflege /Milcea_Bro-
schuere_-deutsch-Internet.pdf (abgerufen am
09.09.2016)

Mingot, Karl / Ritter, Joachim / Stiehr, Karin
(2007): Forschungsprojekt ,,Evaluation der Heim-
mitwirkung®. Endbericht an das Bundesministe-
rium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
Frankfurt-am-Main: Institut fir Soziale Infrastruk-
tur. http://www.bmfsfj.de /doku/Publikationen/
evaluation-heimmitwirkung/pdf/gesamt.pdf
(abgerufen am: 07.09.2016)

Moritz, Susanne (2013): Staatliche Schutzpflich-
ten gegenuber pflegebedurftigen Menschen.
(Schriften zum Sozialrecht; 29).Baden-Baden:
Nomos

Miiller, Herbert (2015): Arbeitsorganisation in
der Altenpflege: Ein Beitrag zur Qualitatsentwick-
lung und -sicherung. Hannover: Schlitersche

Radzey, Beate (2008): Neue Versorgungskonzep-
te flir Menschen mit Demenz: Hausgemeinschaf-
ten, Wohngruppen und Pflegeoasen. In: Stationare
Versorgung von Demenzkranken: Leitfaden fiir den
Umgang mit demenzkranken Menschen. 6. aktu-
alisierte Ausgabe. S. 87-95. Stuttgart: Deutsche
Alzheimer Gesellschaft e.V.

Rutenkréger, Anja / Berner, Renate / Kuhn,
Christina (2012): Evaluation ,Vom Ruheraum zum
bewegt(er)en Lebensraum®. Wissenschaftliche
Begleitstudie zur Pflegeoase im Altenzentrum St.
Elisabeth, Eislingen. http://www.demenz-support.
de/Repository/Abschlussbericht%20Eislingen_
Endfassung.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Saul, Ben / Kinley, David H. / Mowbray, Jac-
queline (2014): The International Covenant on
Economic, Social and Cultural Rights, Commen-
tary, Art. 11, S. 861 ff. Oxford

Schmidt, Waldemar / Schopf, Christine (2005):
Beschwerden in der Altenpflege. Eine Analyse
ausgewahlter Dokumente. Im Auftrag von Bun-
desministerium fir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMSF)). https:/ /www.bmfsfj.de /Redak-
tionBMFSFJ /Abteilung3 /Pdf-Anlagen /bericht-be-
schwerden-in-der-altenhilfe,property=pdf,be-
reich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf (abgerufen
am: 07.09.2016)

Statistisches Bundesamt (2015): Pflegestatistik
2013. Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung
Deutschlandergebnisse. Wiesbaden: Statistisches
Bundesamt. https://www.destatis.de/DE/Publi-
kationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege /Pflege-
Deutschlandergebnisse5224001139004.pdf?__
blob=publicationFile (abgerufen am: 07.09.2016)

Zentrum fir Qualitat in der Pflege (2015):
Gewaltpravention in der Pflege. Berlin: Zentrum
fur Qualitat in der Pflege (ZQP). http://www.
pflege-gewalt.de/broschuere.html?file=upload/
pdfs/B_TR_Gewalt_11web_vf.pdf (abgerufen am:
07.09.2016)


https://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung3/Pdf-Anlagen/bericht-beschwerden-in-der-altenhilfe,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung3/Pdf-Anlagen/bericht-beschwerden-in-der-altenhilfe,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung3/Pdf-Anlagen/bericht-beschwerden-in-der-altenhilfe,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung3/Pdf-Anlagen/bericht-beschwerden-in-der-altenhilfe,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001139004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001139004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001139004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebnisse5224001139004.pdf?__blob=publicationFile
http://www.pflege-gewalt.de/broschuere.html?file=upload/pdfs/B_TR_Gewalt_11web_vf.pdf
http://www.pflege-gewalt.de/broschuere.html?file=upload/pdfs/B_TR_Gewalt_11web_vf.pdf
http://www.pflege-gewalt.de/broschuere.html?file=upload/pdfs/B_TR_Gewalt_11web_vf.pdf
https://www.mds-ev.de/fileadmin/dokumente/Publikationen/SPV/Gewaltfreie_Pflege/Milcea_Broschuere_-deutsch-Internet.pdf
https://www.mds-ev.de/fileadmin/dokumente/Publikationen/SPV/Gewaltfreie_Pflege/Milcea_Broschuere_-deutsch-Internet.pdf
https://www.mds-ev.de/fileadmin/dokumente/Publikationen/SPV/Gewaltfreie_Pflege/Milcea_Broschuere_-deutsch-Internet.pdf
https://www.mds-ev.de/fileadmin/dokumente/Publikationen/SPV/Gewaltfreie_Pflege/Milcea_Broschuere_-deutsch-Internet.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/evaluation-heimmitwirkung/pdf/gesamt.pdf
http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/evaluation-heimmitwirkung/pdf/gesamt.pdf
http://www.demenz-support.de/Repository/Abschlussbericht%20Eislingen_Endfassung.pdf
http://www.demenz-support.de/Repository/Abschlussbericht%20Eislingen_Endfassung.pdf
http://www.demenz-support.de/Repository/Abschlussbericht%20Eislingen_Endfassung.pdf

50

RECHTSTEXTE

Rechtstexte

Convention against Torture and Other Cruel,
Inhuman or Degrading Treatment or Punish-
ment, Ubereinkommen zur Verhiitung von Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe (CPT). http://www.institut-fu-
er-menschenrechte.de /fileadmin /user_upload/
PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CAT/cat_
en.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

Erstes Gesetz zur Starkung der pflegeri-
schen Versorgung und zur Anderung weite-
rer Vorschriften, 17. Dezember 2014 (erste
Pflegestarkungsgesetz), BGBL. Teil 1, 2014,

Nr. 61, vom 23. Dezember 2014 http://www.
bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bun-
desanzeiger_BGBI&jumpTo=bghl114s2222.
pdf#__bgbl__ %2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27b-
gbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
(abgerufen am: 07.09.2016)

European Convention for the Protection of
Human Rights and Fundamental Freedom,
Européische Menschenrechtskonvention (EMRK)
http:/ /www.coe.int/de/web/conventions/
search-on-treaties/-/conventions/treaty /005
(abgerufen am: 07.09.2016)

European Social Charter, Européische Sozi-
alcharta (ESC) http://www.coe.int/de/web/
conventions/search-on-treaties/-/conventions/
treaty/035 (abgerufen am: 07.09.2016)

Gesetz liber das Wohnen mit Pflege und Be-
treuung des Landes Brandenburg (Brandenbur-
gisches Pflege- und Betreuungswohngesetz - Bbg-
PBWoG) vom 8. Juli 2009 (GVBI.I / 09, [Nr. 13],
S.298, https:/ /bravors.brandenburg.de /de/
gesetze-212541 (abgerufen am: 07.09.2016)

Gesetz zur Strukturellen Weiterentwicklung
der Pflegeversicherung (Pflege-Weiterent-
wicklungsgesetz) 28. Mai 2008, BGBI Teil 1,
2008,Nr. 20, vom 30. Mai 2008, http://www.
bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bun-
desanzeiger_BGBI&start=//*%255B@attr_
id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__
bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bg-
bl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
(abgerufen am: 07.09.2016)

Gesetz zur Sozialen Absicherung des Ri-
sikos der Pflegebediirftigkeit, SGB XI Pfle-
geversichungsgesetz, BGBI. Teil 1, 1994, nr.
30, 28. Mai 1994, http://www.bgbl.de/
xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzei-
ger_BGBI&start=//*%255B@attr_id=%2527b-
gbl194s1014.pdf%2527%255D#__bg-
bl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bg-
bl194s1014.pdf%27%5D__ 1473343030528

Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversiche-
rung, (Pflegeneuausrichtungsgesetz), 23. Oktober
2012, BGBI. Teil 1, 2012,Nr. 51, 23. Oktober 2012
http:/ /www.bgbl.de /xaver/bgbl/start.xav?startb-
k=Bundesanzeiger_BGBI&start=//*%255B@
attr_id=%27bgbl 1125224 6.pdf%27%255D#__
bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bg-
bl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
(abgerufen am: 07.09.2016)

Independent Expert on the enjoyment of all
human rights by older persons, Rosa Korn-
feld-Matte (2015): A / HRC / 30 / 43 13 August
2015. http://www.ohchr.org/EN/Issues/Older-
Persons/IE/Pages/Reports.aspx. (abgerufen am:
07.09.2016)

Inter-American Convention on Protecting the
Human Rights of Older Persons, Interamerikani-
schen Konvention zum Schutz der Menschenrech-
te Alterer


http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl108s0874.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl108s0874.pdf%27%5D__1472469438752
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl194s1014.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl194s1014.pdf%27%5D__1473343030528
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%27bgbl112s2246.pdf%27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%27bgbl112s2246.pdf%27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%27bgbl112s2246.pdf%27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%27bgbl112s2246.pdf%27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%27bgbl112s2246.pdf%27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl112s2246.pdf%27%5D__1472469755864
http://www.ohchr.org/EN/Issues/OlderPersons/IE/Pages/Reports.aspx
http://www.ohchr.org/EN/Issues/OlderPersons/IE/Pages/Reports.aspx
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CAT/cat_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CAT/cat_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CAT/cat_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CAT/cat_en.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl114s2222.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl114s2222.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl114s2222.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl114s2222.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl114s2222.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl114s2222.pdf%27%5D__1472469876280
http://www.coe.int/de/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/005
http://www.coe.int/de/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/005
http://www.coe.int/de/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/035
http://www.coe.int/de/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/035
http://www.coe.int/de/web/conventions/search-on-treaties/-/conventions/treaty/035
https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212541
https://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212541

RECHTSTEXTE

51

International Covenant on Civil and Political
Rights, Internationaler Pakt tber birgerliche und
politische Rechte (ICCPR), UN-Zivilpakt http://
www.institut-fuer-menschenrechte.de /fileadmin/
user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/
ICCPR/iccpr_en.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

International Covenant on Economic, Social
and Cultural Rights, Internationaler Pakt tber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
(ICESCR), UN-Sozialpakt http:/ /www.institut-fu-
er-menschenrechte.de/fileadmin /user_upload/
PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/ice-
scr_en.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

International Convention on the Rights of Per-
sons with Disabilities, UN-Ubereinkommen tiber
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
BRK) http://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_
Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonventi-
on/crpd_en.pdf (abgerufen am: 07.09.2016)

International Convention on the Elimination of
All Forms of Discrimination against Women,
UN-Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau (CEDAW), http://
www.institut-fuer-menschenrechte.de /fileadmin/
user_upload/PDF-Dateien /Pakte_Konventi-
onen/CEDAW /cedaw_en.pdf (abgerufen am:
07.09.2016)

UN, Committee on the Rights of Persons
with Disabilities (2015): Concluding ob-
servations on the initial report of Germany,
CRPD / C / DEU / CO / 1 vom 13. Mai 2015,
Abs. 33

UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte (2011): Abschlie-
Bende Bemerkungen: Deutschland, UN Doc
E/C.12 /DEU /CO /5,12.Juli 2011, Abs. 27

UN-Menschenrechtsausschuss (2004): Ab-
schlieBende Bemerkungen: Deutschland, UN Doc_
CCPR / CO / 80 / DEU Mai 2004, Abs. 17

UN-Menschenrechtsausschuss (2012): Ab-
schlieBende Bemerkungen zu Deutschland, UN
Doc CCPR / C/DEU / CO / 6,vom 2012, Abs. 15

UN, Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (2000): General Comment no.
14: The right to the highest attainable standard of
health (art. 12), UN Doc. CESCR E / 1996 / 22
vom 11.08.2000. Deutsche Ubersetzung in:
Deutsches Institut fir Menschenrechte (2005):
Die General Comments zu den VN-Menschen-
rechtsvertrdgen. Baden-Baden: Nomos, S. 246 ff.
Abs. 25

UN, Sonderberichterstatter liber das Recht auf
Gesundheit, Grover, Anand (2011): Thematic
study on the realization of the right to health of
older persons by the Special Rapporteur on the
right of everyone to the enjoyment of the hig-

hest attainable standard of physical and mental
health. http://www2.ohchr.org/english /bodies/
hrcouncil/docs/ 18session/A-HRC-18-37_en.pd-
fhttps://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/
GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?Ope-
nElement. (abgerufen am: 07.09.2016)

Zweites Gesetz zur Starkung der pflegeri-
schen Versorgung und zur Anderung weiterer
Vorschriften, 21. Dezember 2015, BGBI. Teil
1,2015, Nr. 54, 28. Dezember 2015. http://
www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=-
Bundesanzeiger_BGBI&start=//*%255B@attr_
id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__
bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bg-
bl11552424.pdf%27%5D__1472470262275
(abgerufen am: 07.09.2016)


http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/18session/A-HRC-18-37_en.pdfhttps:/documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?OpenElement
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/18session/A-HRC-18-37_en.pdfhttps:/documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?OpenElement
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/18session/A-HRC-18-37_en.pdfhttps:/documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?OpenElement
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/18session/A-HRC-18-37_en.pdfhttps:/documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?OpenElement
http://www2.ohchr.org/english/bodies/hrcouncil/docs/18session/A-HRC-18-37_en.pdfhttps:/documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G11/143/61/PDF/G1114361.pdf?OpenElement
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%255B@attr_id=%2527bgbl115s2424.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl115s2424.pdf%27%5D__1472470262275
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICCPR/iccpr_en.pdf(abgerufen
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICCPR/iccpr_en.pdf(abgerufen
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICCPR/iccpr_en.pdf(abgerufen
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICCPR/iccpr_en.pdf(abgerufen
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/crpd_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/crpd_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/crpd_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/crpd_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CEDAW/cedaw_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CEDAW/cedaw_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CEDAW/cedaw_en.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CEDAW/cedaw_en.pdf

Impressum

HERAUSGEBER:

Deutsches Institut fir Menschenrechte
ZimmerstraBe 26/27 | 10969 Berlin

Tel.: 030 259 359-0 | Fax: 030 259 359-59
info@institut-fuer-menschenrechte.de
www.institut-fuer-menschenrechte.de

Analyse | September 2016
ISBN 978-3-945139-88-2 (Print)
ISBN 978-3-945139-89-9 (online)

Satz: Da-TeX, Leipzig
Foto: © matchka/pixelio.de
Druck: Druckteam, Berlin

@ RECYCLED
Papier aus
FSC Recyclingmaterial

wwwiscorg  FSC® C118112

© Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2016
Alle Rechte vorbehalten


mailto:info%40institut-fuer-menschenrechte.de?subject=
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de

Deutsches Institut
fiir Menschenrechte

ZimmerstraBe 26 /27
10969 Berlin

www.institut-fuer-menschenrechte.de



http://www.institut-fuer-menschenrechte.de

	Menschenrechte in der Pflegepraxis
	Herausforderungen und Lösungsansätze in Pflegeheimen

	Danksagung
	Inhalt
	Zusammenfassung
	1 Einleitung
	2 Datengrundlage und Grenzen der Untersuchung
	3 Rechtliche und politische Vorgaben für die Langzeitpflege in Deutschland
	3.1 Menschenrechtliche Verpflichtungen
	3.2 Das Recht auf zugängli­che und verfügbare Pflege
	3.3 Rechtliche und politische Rahmenbedingungen für die Pflege in Deutschland

	4 Der Menschenrechtsansatz in der Konzep­tualisierung von Pflege
	4.1 Weg vom Fürsorge­modell hin zu mehr Selbst­bestimmung
	Good­Practice­Beispiel: Aufsicht für unterstützende Wohnformen in Brandenburg

	4.2 Wissen über Menschen­rechte und ihre Auslegung
	4.3 Stärkung der Selbstbe­stimmung
	4.3.1 Von der Unterhaltung zur Teil­habe: Fokus auf den Lebensalltag
	4.3.2 Die Bedürfnisse von Bewohner_innen erkennen, dokumentieren und darauf eingehen

	4.4 Auch Pflegekräfte haben Rechte
	4.5 Fazit

	5 Die Umsetzung der Menschenrechte in der Pflegepraxis
	5.1 Recht auf Freiheit der Person – Mobilität
	5.1.1 Schaffung eines sicheren, barrie­refreien Umfeldes und Hilfe zur Selbst­hilfe
	5.1.2 Aufrechterhaltung der Mobilität: Recht auf Rehabilitation
	Good­Practice­Beispiel: Mobilisierung einer dementen Bewohnerin

	5.1.3 Fazit

	5.2 Recht auf Privatheit
	5.2.1 Räumliche Privatheit: Orte, an denen man alleine sein kann
	5.2.2 Normative Privatheit: Alltags­praxis und sozialer Umgang
	5.2.3 Fazit

	5.3 Das Recht auf Gesund­heit
	5.3.1 Medizinische Versorgung
	Good­Practice­Beispiel: Förderung der Zahn­gesundheit

	5.3.2 Nahrung und Flüssigkeitszufuhr
	5.3.3 Fazit

	5.4 Recht auf soziale Inklusion
	5.4.1 Stärkung der sozialen Inklusion durch Integration der Heime in den Gemeinden vor Ort
	5.4.2 Stärkung der Mitgestaltung des Heimlebens: Heimbeiräte
	5.4.3 Fazit

	5.5 Das Recht auf Beschwer­de und Wiedergutmachung
	5.5.1 „Ich habe nichts zu schimpfen“: Legitimierung des eigenen Beschwerde­rechts
	5.5.2 Interne (heimbasierte) Mechanis­men des Beschwerdemanagements
	Anonyme Beschwerdeformulare und Informa­tionen über externe unabhängige Beschwerde­stellen
	Strategie der offenen Tür
	Heimfürsprecher_innen
	5.5.3 Fazit

	5.6 Das Recht auf palliative Pflege und die Rechte im Sterbeprozess
	5.6.1 Rechtliche Aspekte des Sterbens
	5.6.2 Sterberituale
	5.6.3 Fazit


	6 Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	Einen klaren und verbindlichen Menschen­rechtsrahmen implementieren
	Pflegekräfte befähigen
	Bewohner_innen der Langzeitpflege befähigen


	Literatur
	Rechtstexte
	Das Institut
	Die Autorinnen



